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Vorwort 
 
 
Auch für viele politisch interessierte Beobachter ist die „Deutsche 
Kommunistische Partei“ heute kaum mehr von Interesse. Der infor-
mierte Zeitgenosse – jedenfalls die wenigen, die sich dafür interessier-
ten – hat die DKP vor 1989 wohl immer als mehr oder minder aus der 
DDR ferngesteuert wahrgenommen. Damit war ihr Wert als eigen-
ständige politische Kraft von vornherein äußerst limitiert. Die breite 
Masse der Bevölkerung konnte in der Bundesrepublik Deutschland 
nach 1949 ohnehin wenig mit kommunistischen Parteien anfangen – 
eine Distanz, die mit den Niederschlagungen freiheitlicher Bewegun-
gen im Ostblock und dem Bau der Mauer noch weit größer wurde. 
Rein quantitativ – nimmt man die Anzahl der Mitglieder und der bei 
Wahlen gewonnenen Stimmen – waren die kommunistischen Parteien 
und Organisationen verschiedener Couleur immer ein Randphänomen. 
Auch die „Neuen Sozialen Bewegungen“ liefen den bieder, dogma-
tisch und kalt wirkenden Funktionärsparteien aus diesem Bereich 
rasch den Rang ab, ohne selbst auf weitere Kreise sympathischer zu 
wirken. Sie machten bestenfalls den Eindruck, sie stecken in ihrem 
politischen Biotop fest und beschäftigen sich weitgehend mit sich 
selbst. Es war ja auch für Außenstehende oft nur schwer zu verstehen, 
was jetzt gerade die eine kommunistische Gruppierung von der ande-
ren unterschied – und für deren Mitglieder nicht selten ebenfalls. Dem 
durchschnittlichen Bürger der Bundesrepublik konnte dies auch dank 
der Stabilität seines ins westliche Bündnis und in die westlichen 
Marktwirtschaften integrierten Landes ziemlich egal sein. Die 
(Selbst)marginalisierung der westdeutschen Kommunisten schien de-
ren Ignorierung durch die demokratische Mehrheit zu rechtfertigen. 
 
Der Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums und das Ende der 
DDR mag für manchen den Kommunismus in Deutschland endgültig 
obsolet gemacht zu haben. Und in der Tat bekamen im vereinten 
Deutschland die westdeutschen Aktivisten der Szene große Probleme 
– der DKP ging der Hauptfinanzier verloren und ihre Organisation ge-
riet unter großen Druck. Auch andere Gruppierungen der extremisti-
schen Linken kamen in schwere Wasser, verloren Mitglieder, Mittel 
und Motivation. Aber auf der anderen Seite entstand in Ostdeutsch-
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land mit der PDS aus der Konkursmasse der SED ein neuer politischer 
Faktor, der sich nach einer kurzen Zeit der Unsicherheit als politische 
Partei zumindest auf Landesebene etablieren konnte. Linksaußen wird 
in der deutschen politischen Landschaft also nicht zur Leerstelle – und 
manch Angehöriger alter K-Gruppen hat in der PDS eine neue Heimat 
gefunden und wird dort wohl auch in der neuen Linkspartei bleiben. 
Es scheint, als hätte die Linke fürs Erste ihren Platz im „fluiden Fünf-
parteiensystem“ (Oskar Niedermayer) im Deutschland des frühen 21. 
Jahrhunderts gefunden. Die Zukunft wird zeigen, ob dies zum Nutzen 
der deutschen Demokratie sein wird. 
 
Allerdings existieren daneben weiterhin andere kleine Gruppen und 
Parteien, darunter auch die DKP. Kaum jemand wird behaupten, dass 
die DKP heute eine ernsthafte Bedrohung für die Bundesrepublik 
Deutschland darstellt oder auch nur, dass ihre gegenwärtige Phäno-
menologie eine intensivere wissenschaftliche Beobachtung rechtferti-
gen würde. Dennoch hat sie in der Geschichte Deutschlands eine nicht 
unerhebliche Rolle gespielt – eine Rolle, die 17 Jahre nach dem Ende 
der DDR immer weiter in Vergessenheit zu geraten droht. In der Ta-
gespolitik dominieren andere politische Akteure, in Bedrohungsszena-
rien spielt sie keine Rolle, in der Wissenschaft interessiert sich kaum 
mehr jemand für sie – es steht zu erwarten, dass sich das Expertenwis-
sen, das über die DKP und ihr Umfeld in Jahrzehnten aufgebaut wur-
de, immer weiter verschwindet und dieser Teil deutscher Geschichte 
aus dem kollektiven Bewusstsein eliminiert wird. 
 
Für die Akademie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-
Stiftung war das im Herbst 2006 Anlass genug, über die Rolle der 
DKP in Vergangenheit und Gegenwart eine eigene Expertentagung 
abzuhalten. Die meisten Referate dieser Tagung ergänzt durch ein 
paar weitere Beiträge werden in unserem Band abgedruckt. Einige der 
Autoren sind Dozenten der Fachhochschule des Bundes, die sich auch 
bereit erklärt hat, diesen Band in ihre Schriftenreihe aufzunehmen. 
Wir hoffen, dass durch die Texte zwar kein abschließendes, aber doch 
ein umfassendes und kompetentes Urteil über die DKP und ihr histori-
sches Umfeld möglich ist. Ein zentrales Ergebnis der Analysen war es, 
dass die DKP als Partei wohl ihrer Marginalisierung nicht mehr ent-
rinnen und vielleicht sogar ihrem physischen Niedergang nicht mehr 
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entgehen kann. Gleichzeitig hat sie in bestimmten Phasen eine wichti-
ge Rolle im politischen Geschäft gespielt und wirkt in der einen oder 
anderen Form weiter nach. Den Herausgebern und Autoren ist es ein 
wichtiges Anliegen, darauf hinzuweisen, dass die Wirkung der DKP 
auch aus heutiger Perspektive nicht unterschätzt werden sollte. Der 
Beitrag von Rudolf van Hüllen verdeutlicht, welch organisatorisches 
Potential in der Partei steckte und wie sie es in bestimmten Phasen 
nutzen konnte. Armin Pfahl-Traughber arbeitet in seinem Artikel die 
Gemeinsamkeiten in der Programmatik von DKP und PDS heraus, die 
für Außenstehende vielleicht nicht so leicht zu erkennen sind. Udo 
Baron ruft uns eine der besonderen Stärken der DKP in Erinnerung – 
ihre Bündnis- und Kampagnenpolitik, die heute auch anderswo gerne 
kopiert wird. Bettina Blank behandelt am Beispiel des „Antifaschis-
mus“ der DKP ein Feld, wo die Fernwirkung ihrer ideologischen Ar-
beit vielleicht mit am erfolgreichsten ist. Patrick Moreau analysiert, 
wie die DKP trotz ihrer wachsenden Bedeutungslosigkeit nichts un-
versucht läßt, um in den Netzwerken internationaler linker Kräfte prä-
sent zu sein. Stefan Kestler zeigt anhand der Haltung zum Libanon-
konflikt, dass sich die DKP weiterhin zu „antiimperialistischen“ anti-
israelischen Positionen bekennt. Bettina Röhl, Autorin des Buches „So 
macht Kommunismus Spaß!“, zeigt auf, wie sehr die westdeutschen 
Kommunisten die liberalen Demokratien benötigten und benutzten, 
um mehr als ein Minimum als Interesse und Aktivität zu generieren. 
Die Herausgeber danken allen Autoren für ihre kompetente Mitarbeit, 
und Anna Pomian und Anna Vocke für ihre Mithilfe bei der Erstel-
lung des Manuskripts. 
 
Waren kommunistische Parteien in westlichen Demokratien und auch 
in der Bundesrepublik Ausdruck eines Wohlstandssyndroms, das sich 
nach einer gewissen Zeit auch wieder erledigt hat und mit dem Fall 
der Mauer überflüssig wurde? Dieses Element gehört sicher dazu, aber 
die DKP war mehr: Interventionsapparat einer diktatorischen kommu-
nistischen Herrschaftspartei in der DDR, der zwar nie die Massen mo-
bilisieren konnte, aber stets ein nicht zu vernachlässigender Faktor 
deutscher Innenpolitik blieb. Ihr Einfluss und ihr Gefahrenpotential 
für die repräsentative Demokratie war zu manchen Zeiten weit größer 
als ihre Mitgliederzahlen und Wahlergebnisse vermutet hätten. In der 
Hochphase der „Friedensbewegung“ etwa verstanden es ihre Kader, 
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die Aktionen geschickt mit zu planen und zu steuern. Manche haben 
sich in der DKP ein beeindruckendes Wissen über Organisation, Ko-
ordination und Manipulation öffentlicher Aktionen erarbeitet. Viele 
nutzen dieses Wissen heute zu diversen Zwecken weiter. Die Hochzeit 
der DKP ist Geschichte, aber die Analyse und Prävention kaderge-
steuerter Aktionen kann niemals obsolet sein. Wir sollten aus der 
Entwicklung der DKP lernen, dass es eine demokratische Gesellschaft 
immer wieder bewerkstelligen muss, strategisch geplanten Attacken 
organisierter extremistischer Minderheiten zu widerstehen. Dieser 
Band kann ein Beitrag hierfür sein – er sollte nicht der Letzte zu die-
sem Thema bleiben. 
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Rudolf van Hüllen 
 
Was war die DKP? - Eine analytische Skizze 
 
1. Ein vielschichtiges Phänomen 
 
„Was war die DKP“, nicht: „Was wurde aus der DKP“ oder „Was ist 
die DKP“ lautet die in diesen Band einführende Skizze. Die Frage 
„Was ist die DKP heute“ ist nämlich vergleichsweise leicht zu beant-
worten: Es handelt sich um einen geschrumpften und mumifizierten 
Rest aus der großen Systemkonfrontation an der Nahtstelle der Blöcke 
in Europa, um ein Revolutionsmuseum, dessen eisgraue Wärter man 
je nach Neigung wegen ihrer Standhaftigkeit bewundern oder auch 
wegen ihrer Intransigenz und Unbelehrbarkeit verachten mag. Die po-
litische Bedeutungslosigkeit dieses Residuums scheint gewissermaßen 
auf der Hand zu liegen, handelt es sich doch um rund 4.500 ganz  
überwiegend sehr betagte Menschen, den Kern aussterbender kommu-
nistischer Dynastien in der alten Bundesrepublik, zusammengeschlos-
sen in einer Art „Erinnerungsgemeinschaft“, wie Till Kössler schon 
die Generation alternder Rotfrontkämpfer in der KPD der 50er und 
60er Jahre genannt hat.1 
 
Für die DKP vor 1989 ist der Befund nicht so eindeutig. Hinter der 
kleinen Partei mit ihren rund 40.000 Mitgliedern stand immerhin das 
politische Gewicht des „sozialistischen Weltsystems“, dessen Vorga-
ben die Partei folgte. Was also war die DKP? Eine „kleine, doch 
mächtige Partei“, wie 1983 eine Selbsteinschätzung der DKP aus dem 
Mund ihres Vorsitzenden Herbert Mies 1983 lautete? Oder eine „klei-
ne, gänzlich unbedeutende Partei“, so das um die gleiche Zeit erfolgte 
Verdikt des damaligen Bundeskanzlers Helmut Kohl? 
 
War sie vielleicht auch nur eine ganz normale Erscheinung in der par-
lamentarischen Demokratie, dazu bestimmt, durch „Beteiligung an 
Wahlen und Abstimmungen an der politischen Willensbildung des 
Volkes mitzuwirken“, wie es das Parteiengesetz von 1967 vorsieht? 

                                  
1 Till Kössler, Abschied von der Revolution. Kommunisten in Westdeutschland 
1945-1968, Düsseldorf 2005, S. 404. 
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Oder handelte es sich um einen eher im vor- und außerparlamentari-
schen Raum tätigen Dienstleister und Katalysator für unterschiedlichs-
te gesellschaftliche Protestbewegungen, vornehmlich solche system-
destabilisierender Art? 
 
Oder unterschied sich die DKP von allen anderen Parteien – so ihr 
Selbstverständnis – dadurch, dass sie als „bewusster und organisierter 
Vortrupp die höchste Form der Klassenorganisation des Proletariats“ 
bildete, so die übliche Definition marxistisch-leninistischer Avantgar-
departeien? Verstand sie sich in diesem Sinne möglicherweise gar 
nicht als „Teil“, eben „Partei“, sondern repräsentierte sie aus ihrer 
Sicht, gedacht im Kontext einer angeblich gesetzmäßig verlaufenden 
historischen Entwicklung, geradezu Kern und Keimform einer neuen 
Gesellschaftsordnung? 
 
Hatte ein solcher Apparat als „Kampfform“ der in ihm verpuppten 
Gesellschaftsutopie nicht vielleicht allenfalls äußerliche Ähnlichkeiten 
mit bürgerlichen-liberalen oder demokratisch-sozialistischen Partei-
ungen? War er nicht vielmehr in der Kategorie einer militärischen 
Maschine, eines „Kampfstabes des Proletariats“, ohne den diese kei-
nen Krieg gewinnen könne,2 begreifbar? Und wenn ja, wie fügte sich 
dieser Apparat in das Konzert weltweit ähnlich agierender Apparate, 
die es zu Zeiten der DKP nicht mehr als „Weltpartei des Proletariats“, 
wohl aber noch als „Bruderparteien der kommunistischen und Arbei-
terbewegung“ gab? 
 
Zu solchen Fragen gehört auch diejenige nach dem Ort der DKP in der 
deutschen Teilungsgeschichte: Die DKP war eine Ersatzorganisation 
für die 1956 wegen stalinistischen Ungebührverhaltens verbotene 
KPD. Das wusste auch Innenminister Genscher, als er im März 1969 
dem Bundestag verdeutlichte: „Sie wissen, dass im Grunde die Tole-
rierung der DKP eine Umgehung des Verbots der KPD ist.“3 
 

                                  
2 J. W. Stalin, Über die Grundlagen des Leninismus, in: ders., Fragen des Leni-
nismus, Berlin (Ost) 1951, S. 88. 
3 Zitiert nach Michael Roik, Die DKP und die demokratischen Parteien 1968-
1984, Paderborn 2006, S. 52.  
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War die DKP mehr als ein Bestandteil einer einzigen, der kommunis-
tischen Partei in Deutschland, die aufgrund widriger politischer Um-
stände gezwungen war, in zwei Gesellschaftssystemen unter sehr un-
terschiedlichen „Kampfbedingungen“ zu arbeiten? Hatte die DKP in 
diesem Kontext ganz einfach „das Mandat der SED im Lande des Sys-
temfeindes übernommen“?4 Falls ja, trifft dann ohne Einschränkung 
die insbesondere vom Forschungsverbund SED-Staat verfochtene 
Charakterisierung der DKP als „Interventionsapparat“ der SED zu?5 

Eine „Agentur des anderen Blocks in der Friedensbewegung“ sei die 
DKP, hatte schon 1983 Rudolf Bahro, schockiert über die Reichweite 
seiner Verfolger aus der SED im freien Westen, befunden.6 1990 setz-
te der 1. Untersuchungsausschuss des 12. Deutschen Bundestages eins 
drauf: „Filiale“, „Außenposten“, „Exklave“ der SED, urteilte er nach 
Durchsicht der SED-Akten.7 
 
Dagegen hat sich die DKP zeitlebens als „Partei der Bundesrepublik“ 
dargestellt, ohne indes ihre historischen und politischen Bindungen an 
die SED zu verleugnen. Waren jenseits der offensichtlichen, vor allem 
auch finanziellen, Abhängigkeitsverhältnisse Anleitung und Kontrolle 
durch die SED tatsächlich so sauber und glatt auf den Nenner eines 
Führer- und Gefolgschaftsverhältnisses zu bringen? 
 
Mit solchen offensichtlichen Ambivalenzen der Rolle der DKP im po-
litischen System ist noch nicht einmal etwas über das Selbstverständ-
nis und das Lebensgefühl des gemeinen DKPlers gesagt. Hatte der an-
politisierte Novize, der durch Empörung, Zufall oder persönliche Be-
kanntschaft mit Kommunisten an ein Mitgliedsbuch der DKP geraten 
war, eigentlich einen Begriff davon, welcher Organisation er beigetre-
                                  
4 So Roik, ebda, S. 106. 
5 Vgl. Manfred Wilke/Hans.Peter Müller/Marion Brabant, Die Deutsche Kom-
munistische Partei (DKP). Geschichte-Organisation-Politik, Köln 1990; für die 
Rolle als „Interventionsapparat“: Michael Kubina, Zum Aufbau des zentralen 
Westapparates der KPD/SED 1945-1949, in: Manfred Wilke (Hrsg.), Die Ana-
tomie der Parteizentrale. Die KPD/SED auf dem Weg zur Macht, Berlin 1998, 
S. 413-500. 
6 Rudolf Bahro, Wahnsinn mit Methode. Über die Logik der Blockkonfrontati-
on, die Friedensbewegung, die Sowjetunion und die DKP, Berlin 1982, S. 106. 
7 Zit. nach Roik, a.a.O., S. 115. 
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ten war? Oder formte sich „richtiges Bewusstsein“, in kommunisti-
scher Diktion „ideologische Klarheit“, erst beim Studium marxistisch-
leninistischer Grundlagentexte und in der harten Schule des Klassen-
kampfes? Gelang der Partei wenigstens im Allgemeinen die Verede-
lung des ihr unterfallenden Menschenmaterials zum kommunistischen 
Parteikader? Und wenn ja, mit welchem Ergebnis? Sah sich der West-
kommunist eher als moderner Robin Hood an der Seite der angeblich 
unterdrückten Arbeiterklasse oder als Bestandteil der Diktaturelite ei-
ner künftigen sozialistischen Bundesrepublik?  
 
Und schließlich: Erkannte der Kommunist in der Selbstdarstellung der 
DKP als „solidarische Kampfgemeinschaft von Gleichgesinnten“ – so 
das Statut – seine eigene Partei auch wieder? Oder erlebte er sie eher 
als hierarchischen, durch eine klare soziale Hackordnung bestimmten 
Apparat, dessen Insassen sich jedenfalls überdurchschnittlich oft in 
Suff und Suizid flüchteten? 
 
Last but not least: Perzipierte die Gesellschaft die DKP als das, was 
sie war oder zumindest das, was sie nach außen zu sein vorgab? Wie 
ernst mussten ihre politischen Antagonisten, die erklärten Antikom-
munisten, kommunistische Feindschaftserklärungen nehmen? Hatten 
nahe politische Konkurrenten aus der demokratischen Linken eine rea-
listische Vorstellung von dem Apparat, der sich in ihren genuinen ge-
sellschaftlichen Handlungsfeldern breit zu machen suchte? Hatte  
überhaupt die bundesdeutsche Gesellschaft einen Begriff von der Zu-
mutung, mit der ein zwar äußerlich moderat agierender, gleichwohl 
aber dem Verfassungskonsens völlig feindselig gegenüberstehender 
Apparat seine eigene Organisationsform, seine Handlungslogik und 
seine Ziele als Keimformen einer künftigen sozialistischen Diktatur 
präsentierte? 
 
Alle diese Fragen beziehen sich nicht auf die heutige Rest-DKP, son-
dern auf die Partei der Jahre 1968-1990, auf den Zeitraum von der 
„Neukonstituierung“ der 1956 verbotenen KPD als DKP bis zur Imp-
losion des „realen Sozialismus“. Anderthalb Jahrzehnte später scheint 
der nötige Abstand für die Annäherung an ein zeithistorisches Objekt 
gegeben. Allerdings leitet nicht primär eine historische, sondern in 
erster Linie eine politikwissenschaftliche Fragestellung das Interesse 
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dieses Beitrages. Was kann man aus der Analyse eines weitgehend er-
loschenen extremistischen Phänomens für aktuelle Herausforderungen 
demokratischer Verfassungsstaaten lernen? Und welche Fragen sind 
für die Aufarbeitung der deutschen Diktaturgeschichte insbesondere 
im Westen der Republik zu stellen? Ein Blick auf die historischen 
Fakten scheint vorab unerlässlich. 
 
2. Die DKP zwischen 1968 und 1990 
 
Die DKP ist im September 2006 38 Jahre alt geworden. Davon liegen 
die ersten 22 innerhalb der deutschen Teilungsgeschichte, die restli-
chen 16 Jahre hat sie im Status relativer politischer Bedeutungslosig-
keit nach dem Ende der deutschen Zweistaatlichkeit und der System-
konfrontation verlebt. Trotz der – besonders im Vergleich zum 
Rechtsextremismus – immer noch defizitären Erforschung linksextre-
mistischer Phänomene in der alten Bundesrepublik gibt es inzwischen 
wissenschaftliche Veröffentlichungen, die den Wirkungskontext der 
DKP berühren: Die Forschung ist dabei, sich über die KPD-
Geschichte der 40er und 50er Jahre an die DKP heranzutasten.8 
                                  
8 Aus neuerer Zeit und ohne Anspruch auf Vollständigkeit vor allem die Arbei-
ten von Kössler (Anm. 1), Roik (Anm. 3) und Wolfgang Buschfort, Geheime 
Hüter der Verfassung. Von der Düsseldorfer Informationsstelle zum ersten Ver-
fassungsschutz der Bundesrepublik Deutschland, Paderborn 2004. Als Beispiele 
für solide regionale Studien Klaus J. Becker, Die KPD in Rheinland-Pfalz, 
Mainz 2001, und Hendrik Bunke, Die KPD in Bremen 1945-68, Köln 2001. 
Veraltet und vor allem zu wenig quellenkritisch gegenüber Selbstdarstellungen 
der Partei ist der Beitrag von Siegfried Heimann zur DKP in Richard Stöss 
(Hrsg.), Parteienhandbuch, Opladen 1983, S. 911-981. Weiterhin als verdienst-
volle und bislang kaum widerlegte Pionierstudien die beiden Bändchen von 
Wilhelm Mensing, Nehmen oder Annehmen: Die verbotene KPD auf der Suche 
nach politischer Teilhabe, und  Wir wollen unsere Kommunisten wieder haben... 
Demokratische Starthilfen für die Gründung der DKP, beide Osnabrück 1989. 
Zur Gründungsgeschichte auch Hans-Peter Müller, Gründung und Frühschichte 
der DKP im Licht der SED-Akten, in: Klaus Schroeder (Hrsg.), Geschichte und 
Transformation des SED-Staates, Berlin 1994, S. 251-285. Für Zwecke der poli-
tischen Bildung gab es bereits frühzeitig mehrere Handreichungen, von denen 
zwei gerade wegen ihrer - im Nachhinein als völlig zutreffend erwiesenen - an-
tikommunistischen Stoßrichtung als Beispiel für diese Form politisch - argu-
mentierender Aufklärung nicht unerwähnt bleiben sollen: Heinrich Appel-
hans/Christian Bockemühl/Werner Plitt/Günter Wehrmeyer, Die DKP – Keine 
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Die Quellenlage bleibt trotz des Epochenbruchs 1989 ambivalent. In-
terne Unterlagen der DKP sind nicht öffentlich zugänglich; wohl aber 
diejenigen ihrer großen Bruderpartei SED. Die Auskunftsbereitschaft 
von DKP-Angehörigen ist, sofern überhaupt vorhanden, mit größter 
quellenkritischer Vorsicht zu behandeln. Immerhin hat die Partei sich 
vor einigen Jahren zu ihrem Selbstverständnis geäußert,9 und der frü-
here Parteivorsitzende Herbert Mies hat eine aufschlussreiche Recht-
fertigungsschrift verfasst.10 Sehr instruktiv ist eine kurze, aber präg-
nante Studie von einem bekannten Exponenten der orthodox-
kommunistischen „Marburger Schule“: Georg Fülberth, bekennendes 
Mitglied der DKP, beweist damit, dass es auch kommunistischen Wis-
senschaftskadern bisweilen gelingt, der Parteidisziplin die Luft zum 
Atmen abzuringen.11 
 
Der Versuch, historische Abläufe in Perioden zu unterteilen, ist zwar 
als hermeneutisches Mittel allgemein anerkannt, seine jeweiligen Er-
gebnisse haben aber naturgemäß nur den Charakter von Hypothesen, 
die der Widerlegung durch neue Erkenntnisse offen stehen. Für die 
Geschichte der DKP zwischen 1968 und 1990 scheint sich folgende 
Periodisierung anzubieten: Eine Aufbauphase umfasst den Zeitraum 
von 1968 bis 1973. Es folgt eine Periode von 1974 bis 1983, die von 
einer gewissen Stabilität geprägt ist und in der sich die Partei kam-
pagnenförmigen Politikmodellen zuwendet. Daran schließt sich eine 
Regressions- und Verfallsphase von 1984 bis 1990 an. 
 
Innerhalb dieser Phasen soll die Entwicklung der Partei anhand von 
fünf Aspekten skizziert werden: Dazu zählen als vierter und fünfter 
Aspekt Anleitung und Kontrolle durch die SED sowie die Wahrneh-
                                                                                                        
Alternative für Demokraten, Bad Godesberg 1975, und Hartmut Weyer, Die 
DKP. Programm – Strategie – Taktik, Bonn 1979. 
9 Dies geschah in einem Aufsatzband: Heinz Stehr/Rolf Priemer (Hrsg.), 25 Jah-
re DKP. Eine Geschichte ohne Ende, Essen 1993. Bei den beiden Herausgebern 
handelt es sich um den heutigen Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsit-
zenden der DKP. 
10 Herbert Mies, Fremdbestimmt? Abhängigkeit und Unabhängigkeit der DKP, 
Mannheim 1995. 
11 Georg Fülberth, KPD und DKP. Zwei kommunistische Parteien in der vierten 
Periode kapitalistischer Entwicklung, 2.Aufl. Heilbronn 1992. 
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mung der Partei durch die politische Öffentlichkeit der Bundesrepu-
blik. Vor allem aber ist die Entwicklung der drei hauptsächlichen und 
tragenden Konstruktionssäulen einer kommunistischen Partei zu un-
tersuchen: erstens des Kaders, zweitens des Apparates und drittens der 
Linie. Innerhalb dieser für eine kommunistische Partei konstitutiven 
Elemente gibt es keine Hierarchie.  
 
Vorbilder des zentralistisch gesteuerten und nach einheitlichem Plan 
handelnden Apparates einer kommunistischen Partei sind die Millio-
nenheere der Levée en masse der Weltkriegsepoche und die for-
distisch organisierte Fabrik. Extrem hierarchisch und arbeitsteilig an-
gelegt, ohne eine irgendwie geartete Autonomie ihrer Teile, auf das 
große gemeinsame Ziel straff ausgerichtet, soll die „Organisiertheit“ 
des Apparates die Partei zur wirksamsten und – wie Lenin mutmaßte – 
einzigen Waffe des Proletariats im Klassenkampf machen.12 Tatsäch-
lich vermag ein zentralistisch handelnder Apparat, gedacht als Kampf-
instrument, Potenzen zu bündeln und sich einem pluralistisch struktu-
rierten und zugleich weniger zielgerichtet handelnden Gegner als ü-
berlegen zu erweisen. Zu den Gründen für das historische Scheitern 
dieses Modells trugen jedoch auch seine immanenten Schwächen bei, 
die in mangelnder Flexibilität, fehlender Diversifikation und Bürokra-
tisierung liegen. 
 
Wie gut auch immer der Apparat sein mag, er kann nicht wirksam 
werden ohne die in ihm handelnden Menschen. Der Kader umfasst die 
Gesamtheit der geschulten, motivierten und opferbereiten Parteisolda-
ten. Kader ist aber nicht automatisch jeder Sympathisant und auch 
nicht jedes Mitglied einer KP. Vielmehr handelt es sich um das der 
Partei unterfallene, zum Berufsrevolutionär „veredelte“, Menschen-
material, also um Personen, „deren Beruf die revolutionäre Tätigkeit 
ist“.13 Der kommunistische Kader kann insoweit keineswegs mit eh-

                                  
12 „Das Proletariat besitzt keine andere Waffe im Kampf um die Macht als die 
Organisation“, W. I. Lenin, Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück, in: ders., 
Werke, Bd.7, S. 419. 
13 W. I. Lenin, Was tun? Dringende Fragen der kommunistischen Bewegung, in: 
ders., Werke, Bd.5, S. 468. 
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renamtlichen Funktionären oder Mitgliedern bürgerlicher oder sozial-
demokratischer Parteien verglichen werden. 
 
Die Linie, früher auch „Generallinie“ genannt, bestimmt die politische 
Marschrichtung des Apparates und des Kaders. Sie umfasst eine poli-
tische Standortbeschreibung, die Analyse der politischen Situation, 
ihrer Rahmen- und Umfeldbedingungen, die daraus folgende Definiti-
on von mehr oder weniger langfristigen Zielen, Strategien und Takti-
ken. Die Linie hat der politische Kompass für Apparat und Kader zu 
sein: „Ist die Linie erst gegeben“, so Stalin, „entscheiden die Kader 
alles“.14 
 
2.1 Die Aufbauphase (1968-1973) 
 
Diese Periode reicht von der öffentlichen „Erklärung zur „Neukonsti-
tuierung einer kommunistischen Partei“ in der Bundesrepublik im 
September 1968 bis zu ihrem 3. Parteitag in Hamburg im Dezember 
1973. In diesem Zeitraum etabliert sich die DKP organisatorisch und 
findet auch unter den Bruderparteien Akzeptanz, weil die verbotene, 
illegale KPD im Mai 1971 ihren Betrieb einstellt und somit klar ist, 
wer einzig legitimierter Vertreter der orthodoxen Kommunisten in der 
Bundesrepublik ist. 
 
Kader: Die „neukonstituierte“ DKP konnte natürlich auf die Reste der 
illegalen KPD zurückgreifen. Von deren beim Verbot 70.000 - 80.000 
Anhängern waren im illegalen Apparat noch rund 7.000 übrig geblie-
ben. So konnte am 12. Oktober 1968 der „Arbeitsausschuss“ der DKP 
verkünden, 6.000 Menschen hätten sich bereiterklärt, der Partei beizu-
treten: Der illegale Apparat eilte zur Fahne. Zugleich strömten die 
nach 1956 in die DDR abgetauchten Spitzenfunktionäre in die Bun-
desrepublik zurück. Dann kamen diejenigen, die sich nach 1956 zu-
rückgezogen hatten, ohne aber ihre Grundüberzeugungen aufzugeben. 
 
Ende 1969 sind 23.000 Genossen organisiert; Ende 1970 30.000, und 
Ende 1973 wird das langjährig stabil bleibende Niveau von rund 

                                  
14 J. W. Stalin, Ansprache vor Absolventen der Akademien der Roten Armee 
(1935) in: ders. (Anm. 2), S. 594.  
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40.000 DKP-Mitgliedern erreicht. Damit hatte die DKP schon im ers-
ten Anlauf das personelle Potenzial der APO ausgepunktet: Es hatte 
nach einschlägigen Schätzungen maximal um die 20.000 organisierte 
Aktivisten umfasst.15 Die DKP konnte zudem in begrenztem Umfang 
an ihm partizipieren: Aus den Entmischungsprodukten der APO kas-
sierte sie mit dem so genannten „stalinistischen Flügel“ des SDS die-
jenigen 68er, die ihr politisch zuneigen. 
 
Die übrigen DKP-Mitglieder und Funktionäre der Gründungsphase 
stammen im Wesentlichen aus zwei politischen Generationen: Da sind 
die so genannten Altkommunisten der Geburtsjahrgänge 1905 bis viel-
leicht 1925, sie hatten der KPD schon vor 1945 angehört. Ihre politi-
sche Primärsozialisation hatten sie in der Konfrontation mit dem kon-
kurrierenden Totalitarismus der 30er Jahre erfahren und fast alle hat-
ten während des Nationalsozialismus in unterschiedlicher Form Ver-
folgung erlitten. 
 
Eine zweite Generation aus den Geburtsjahrgängen 1925 bis allenfalls 
1933 war nach 1945 der KPD beigetreten, hatte – aus kommunisti-
schen Familien stammend – Krieg und Verfolgung als Kinder noch 
miterlebt. Diese „Flakhelfergeneration“ der KPD war überwiegend in 
der angeblich überparteilichen „Freien Deutschen Jugend“ eingesetzt 
worden. Die „FDJ-Generation“ wird praktisch von 1968 bis 1990 das 
Rückgrat des DKP-Funktionärskorps bilden. 
 
Apparat: Der organisatorische Aufbau der DKP von der Bundesebene 
abwärts bis zu den so genannten Grundorganisationen erfolgt für die 
kommunistischer Organisationskünste entwöhnte Öffentlichkeit er-
staunlich rasch. Die ursprünglich gebildeten „Landesverbände“ wei-
chen 1972 nach dem Vorbild des DDR-Staatsaufbaus so genannten 
„Bezirksorganisationen“. Sie sind in später bis zu 250 „Kreisorganisa-
tionen“ untergliedert; auch diese entstehen vielfach noch 1968 bzw. 
                                  
15 Gerd Koenen, Das rote Jahrzehnt. Unsere kleine Kulturrevolution, Köln 2001, 
S. 18. Schätzungen von Koenen über 100.000 Personen als „kulturell erreichba-
res Umfeld“ erscheinen hoch, werden aber von den orthodoxen Kommunisten 
ebenfalls übertroffen. Allerdings hat die „Neue Linke“ auf die politische Kultur 
der Bundesrepublik unbezweifelbar größeren Einfluss gehabt als das sterile Mi-
lieu der Sowjetmarxisten. 
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Anfang 1969. Unterhalb dieser Struktur rangieren die „Grundorgani-
sationen“ der Partei. Sie sind entweder nach dem Territorialprinzip als 
„Ortsgruppen“, „Wohngebietsgruppen“ oder „Stadtteilgruppen“ orga-
nisiert oder sie konzentrieren sich als so genannte „Betriebsgruppen“ 
an den Arbeitsplätzen der Aktivisten. Durchweg erfolgt der Aufbau 
nach den Grundsätzen des „Demokratischen Zentralismus“: Die je-
weils höheren Organisationsebenen sind gegenüber den nachfolgen-
den entscheidungs- und weisungsbefugt. Die „Basis“ hat allenfalls die 
Aufgabe, die „Linie“ nach Weisungen von oben umzusetzen. 
 
Wichtiger als das territoriale Gerüst ist indessen der zentrale und mit 
hauptamtlichen Kadern bestückte Apparat der Partei. Die Abteilung 
„Arbeitsbüro“ des ZK der SED, zuständig für die politische Anleitung 
der illegalen KPD, hatte den Stellenpegel, den die SED finanzieren 
würde, schon 1967 präzise festgelegt. Demnach waren rund 300 
hauptamtliche Funktionäre vorgesehen. Damit hatte die DKP, ohne 
sich eines reichhaltigen Zulaufs an Mitgliedern überhaupt sicher sein 
zu können, einen Mitarbeiterstab anvisiert, der an 30 bis 50% der ent-
sprechenden Zahlen der großen Volksparteien heranreichte. Offenbar 
war der Umfang des Apparates vom Wählerecho und von den Mit-
gliederzahlen der DKP auch unabhängig, denn Prognosen oder auch 
nur Erwartungen dazu, wie stark die „neu konstituierte“ DKP an Mit-
gliedern werden könnte, finden sich in den Akten der SED nicht. Die 
DKP nimmt damit als kleine Partei den von Anfang an zu ehrgeizigen 
Versuch auf sich, einen Apparat aufzubauen, der auf allen wichtigen 
Politikfeldern flächendeckend programmatische Alternativen der 
Kommunisten anbieten und in die Gesellschaft hinein vermitteln soll-
te. 
 
Linie: Die Architekten der DKP wissen von Anfang an um die Not-
wendigkeit, sich in der Diktion ihrer Programmatik von jenen „roten 
Linien“ fernzuhalten, die das Bundesverfassungsgericht 1956 mit dem 
KPD-Verbot gezogen hatte. Deshalb vermeidet sie belastende Begriffe 
so weit irgend möglich: Aus „Diktatur des Proletariats“ wird „Macht 
der Arbeiterklasse“, die „demokratisch-antifaschistische Neuord-
nung“, die im Osten Deutschlands der Stalinisierung vorausgegangen 
war, wandelt sich zur „antimonopolistischen Demokratie“. Auf An-
stössiges aus der Zeit des Hochstalinismus wird verzichtet: Die „Zent-
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rale Partei-Kontrollkommission“ heißt jetzt Schiedskommission und 
die „Kaderabteilung“ vornehm und eher unverdächtig „Referat für 
Organisations- und Personalpolitik“. Zur semantischen Mimikry ge-
hört auch, dass die DKP die verfassungsmäßige Ordnung nicht mehr 
offen ablehnt, sondern sich gerade zu den angeblich überzeugtesten 
Verteidigern des Grundgesetzes zu stilisieren versucht. Das ist inso-
fern ein hochinteressanter Vorgang, weil solche pseudo-legalistischen 
Strategien bis heute auch von anderen Akteuren des Extremismus an-
gewendet werden. 
 
Andererseits bekennt sich die DKP ziemlich offen zu ihren gesell-
schaftlichen Fernzielen. Sie stellt fest, die sozio-ökonomischen Ver-
hältnisse in der Bundesrepublik machten die BRD reif für den Sozia-
lismus. Den Weg zum Sozialismus könne man über einen Zwischen-
schritt, die „antimonopolistische Demokratie“ öffnen, so verkünden es 
die „Düsseldorfer Thesen“, von einem Parteitag Ende 1971 als eines 
der ersten Programmdokumente der Partei verabschiedet. „Antimono-
polistische Demokratie“ hört sich nicht unbedingt gefährlich an. Aber 
wer das Konzept in seiner Tradition kommunistischer Programmatik 
und Geschichtsteleologie analysiert, stellt fest: „Antimonopolistische 
Demokratie“ ist die zeitgemäße Version der „demokratisch-
antifaschistischen Neuordnung“, die 1945-49 der offenen Stalinisie-
rung in der sowjetischen Besatzungszone voraus ging. Sie soll derge-
stalt den „Weg zum Sozialismus öffnen“, dass ein jeweils erreichter 
Grad des politischen Einflusses der Kommunisten „unumkehrbar“ 
wird. Ein „Rückschritt“ zum Kapitalismus, mit anderen Worten: ein 
Wechsel von Mehrheiten, der die Kommunisten in die Opposition be-
fördert hätte, war nicht vorgesehen. 
 
In einer politischen Großwetterlage, in der die Diskussion linker Ge-
sellschaftsutopien äußerst modern und relativ weit verbreitet war, er-
weist sich die DKP als fleißig: Eine SED-Wissenschaftsinstitution 
stellt 1971 eine Liste von rund 120 „programmatischen Dokumenten“ 
freilich unterschiedlichen Niveaus zusammen, welche die DKP seit 
ihrer „Neukonstituierung“ produziert hatte. Derartige Papiere werden 
seinerzeit, als selbst die Jusos die Bundesrepublik als „staatsmonopo-
listischen Kapitalismus“ analysierten und halluzinierten, durchaus ge-
lesen. 
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Zur Linie gehört, was und wer mit ihr bekämpft werden soll. Deshalb 
ist die Feindbildgenerierung ein wesentlicher Bestandteil kommunisti-
scher Identität. Primärfeind (nicht: politischer Gegner) sind für die 
DKP die Unionsparteien. Von ihnen erwartet man zu allererst Vorstö-
ße, die Legalität der Partei wieder in Frage zu stellen. Zudem waren 
sie bis mindestens 1972 Gegner der Ostverträge. Auf deren Unterstüt-
zung lautet aber seinerzeit der außenpolitische Hauptauftrag der DKP. 
Weniger evident, aber zumindest agitatorisch vermittelbar, ist die an-
gebliche Konkordanz zwischen CDU/CSU und dem „Monopolkapi-
tal“. Die SPD erfährt zunächst offizielle Bündnisangebote auf „glei-
cher Augenhöhe“; nach deren Ablehnung versucht die DKP, Sozial-
demokraten für eine „Aktionseinheit von unten“ gegen ihre Parteifüh-
rung zu gewinnen. Beides ist Anfang der 70er Jahre erfolglos. 
 
Zu den Feinden der DKP gehören auch die (maoistischen) K-Gruppen, 
deren Bekämpfung von Anfang an die Schiedskommissionen, die Ab-
teilung Parteisicherheit der SED und das MfS beschäftigt. Der ver-
hassten Konkurrenz wird überproportionale Aufmerksamkeit zuteil, 
und sie hat bisweilen handfeste Folgen: Von der DKP in die DDR  
übermittelte Denunziationen tragen nämlich dazu bei, westdeutsche 
Maoisten und Trotzkisten bei Reisen ins sozialistische Ausland in die 
Fänge der Staatssicherheitsorgane und hinter Gitter zu bringen. 
 
Anleitung und Kontrolle: Das Prinzip des demokratischen Zentralis-
mus mit seiner Überordnung höherrangiger Entscheidungsebenen über 
die nachfolgenden gilt auch im Verhältnis zwischen der kleinen DKP 
und der als Staatspartei der DDR agierenden „Bruderpartei“ SED. Sie 
übt in ideologischer und materieller Hinsicht „Anleitung und Kontrol-
le“ über die DKP aus. Dazu standen ihr schon vor 1968 eine Vielzahl 
von Institutionen zur Verfügung, von denen drei Abteilungen des 
Zentralkomitees der SED die wichtigsten waren: Die Abteilung „Ar-
beitsbüro“ beim ZK der SED war seit den 50er Jahren für die Anlei-
tung der illegalen KPD zuständig gewesen. Sie wird aufgelöst, als der 
Apparat der KPD im Frühjahr 1971 seine Aktivitäten einstellt und der 
in die Bundesrepublik zurückkehrende KPD-Vorsitzende Max Rei-
mann der DKP beitritt. Die „Westabteilung“ des ZK hatte – ebenfalls 
seit den 50er Jahren, wenngleich unter wechselnden Bezeichnungen – 
die Politik der SED gegenüber der Bundesrepublik insgesamt koordi-
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niert und umgesetzt. Sie übernimmt seit 1971 die politische Anleitung 
der DKP. Ihr gegenüber legt die DKP-Parteiführung künftig Rechen-
schaft ab, wobei Rapporte und Weisungen höflich als „Konsultatio-
nen“ oder „Hinweise“ bezeichnet werden. Die Aktenlage der „West-
abteilung“ spiegelt den Wunsch der SED, den Anschein einer Eigen-
ständigkeit der DKP aufrecht zu erhalten. Nach außen sollen die Be-
ziehungen zwischen SED und DKP so aussehen wie diejenigen zwi-
schen zwei „Bruderparteien“. 
 
Da sie den Apparat der DKP aber finanziell aushält, hat sie nicht nur 
finanziell das letzte Wort. Zuständig für verdeckte Finanzierung, die 
Schleusung von Material und Kadern, für die Aufbewahrung sensibler 
DKP-Unterlagen bleibt eine konspirative, in keinem öffentlichen Ge-
schäftsverteilungsplan der SED auftauchende ZK-Abteilung „Ver-
kehr“.16 Von ihr aus verlaufen auch die nachrichtendienstlichen „Ab-
sicherungslinien“ zum MfS. 
 
Die „Hinweise“ der „Westabteilung“ an die DKP sind Anfang der 
70er Jahre oft kritisch, aber fast immer konstruktiv kritisch. Sie zielen 
darauf, das Konstrukt DKP laufen zu lehren. Die SED gibt der DKP 
Ratschläge, mehr Arbeiter in Großbetrieben zu werben, größeres Ge-
wicht auf Schulung und „ideologische Klarheit“ der Mitglieder zu le-
gen, bei Bündnisangeboten an die SPD die grundsätzliche ideologi-
sche Abgrenzung gegen den „Sozialdemokratismus“ zu beachten, und 
stärker den Sozialismus in der DDR-Variante zu propagieren. Solche 
Weisungen sind auch erforderlich, denn bei all dem handelt es sich um 
Aufgaben, die westdeutsche Kommunisten in ganz realistischer Ein-
schätzung der Erfolgsaussichten und auch ihrer eigenen Situation 
nicht so gerne erledigen. 
 
Perzeption: Die DKP präsentiert sich nach außen nicht mehr als „Ver-
schwörerpartei“, tritt vielmehr sehr offen auf; sie versucht sich als 
gewissermaßen „normaler“ Teil des Parteiensystems darzustellen. Da-
für sind zwei Gründe maßgeblich: Zum einen will man das Image des 
                                  
16 Der Name stammt von einem angeblichen Wirtschaftsbetrieb namens „Deut-
scher Kraftverkehr Grünau“, der in den späten 40er Jahren die erste nachrich-
tendienstliche Abdeckung der Abteilung lieferte. 
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latent verbotsfähigen Parias möglichst rasch abstreifen, gibt sich daher 
vergleichsweise weltoffen, zugänglich und moderat. Dies bleibt nicht 
ohne Erfolg: Die Presse – abgesehen von den Springer-Zeitungen – 
behandelt die DKP zumeist neutral bis freundlich; sie berichtet bis 
hinunter auf die lokale Ebene wie über andere Parteien. Dabei hilft der 
DKP die politische Kultur jener Jahre: Die Existenz einer legalen or-
thodox-kommunistischen Partei wird im Kontext der Entspannungspo-
litik hingenommen. Die DKP stützt dies durch vergleichsweise offe-
nes und moderates Auftreten. Hingegen werden Militanz, Gewalt und 
Terrorismus in der öffentlichen Wahrnehmung ganz deutlich mit der 
Neuen Linken verbunden, zu der die DKP offene, sogar feindselige 
Distanz hält. 
 
Als weniger erfolgreich erweist sich der zweite Teil des Kalküls: SED 
wie auch DKP waren offenbar davon ausgegangen, dass die DKP 
wenn schon nicht eine Rolle wie die französischen oder italienischen 
Kommunisten, so aber vielleicht doch wie die Kommunisten in den 
nordeuropäischen Ländern würde spielen können. Diese Vorstellung 
beruht indessen auf einer völligen Fehleinschätzung der Absichten 
und der Stärke der deutschen Sozialdemokratie, die – in wacher Erin-
nerung an das Schicksal eigener Genossen in der DDR nach 1946 – 
keineswegs beabsichtigt, den Kommunisten ein solches Gewicht ein-
zuräumen. Bei den Bundestagswahlen 1969 und 1972 bleiben sie denn 
auch marginalisiert. Zunächst können sich DKP und SED das Desaster 
noch mit der verfehlten Bündniskandidatur als „Aktion demokrati-
scher Fortschritt“ (ADF) 1969 und der ungewöhnlichen politischen 
Polarisierung der Bundestagswahl 1972 erklären. 
 
Als die DKP bei den Landtagswahlen in Bremen am 10. Oktober 1971 
3,1% der Stimmen erzielt, kommentiert die Westabteilung der SED 
eher abschätzig, es handele sich um „... das bislang höchste Wahler-
gebnis, das die DKP bei Landtagswahlen erreichen konnte. Umge-
rechnet auf die Stärke der Bremer Parteiorganisation wurde pro Mit-
glied 18 Wähler gewonnen ... ein respektables Ergebnis. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die Kommunisten in Bremen über eine größere 
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Anzahl langjähriger Stammwähler verfügen...“17 Die Freude hätte grö-
ßer sein dürfen: Es war das beste Ergebnis, das die DKP bei Land-
tagswahlen jemals erzielt hat. 
 
2.2 Die Kampagnenpartei (1974-1983) 
 
Diese Periode kann man zweiteilen: in eine erste Phase, in der die 
DKP merkte, dass sie elektoral und mithin auf parlamentarischem 
Feld keine Rolle spielen wird, und in eine spätere Phase, in der ihr 
Apparat sich auf den „Friedenskampf“ gegen die NATO-Nachrüstung 
konzentriert. Systematisch gehören beide Phasen gleichwohl zusam-
men: Die Entwicklung der Partei weist ein signifikantes Ausmaß an 
Kontinuität, negativ formuliert, an Stagnation auf. 
Kader: Die Mitgliederentwicklung stagniert. Unter dem vermeintli-
chen Zwang, Erfolge vorzuweisen, beginnt die DKP, falsche Angaben 
zu ihrer tatsächlichen Stärke zu verbreiten. Seit 1976 divergieren die 
Zahlen der Partei und des Verfassungsschutzes, anfänglich nur um 
2.000, später um mehr. Die Partei reagiert auf die Stagnation ihrer 
Mitgliederzahlen bei gleichzeitiger enormer Fluktuation des Bestan-
des, indem sie zu kampagnenhaften Formen der Mitgliedergewinnung 
übergeht: Ein erster solcher, aus der Geschichte kommunistischer Par-
teien durchaus wohlvertrauter Versuch ist das „Max-Reimann-
Aufgebot“ im Oktober 1976. 
 
Der Funktionärskader hingegen stabilisiert sich. Die Bezirksvorsit-
zenden, zunächst z.T. noch aus der Generation der „Altkommunisten“, 
werden Ende der 70er Jahre durch Angehörige der 68er Generation 
ersetzt. Die Dominanz der FDJ-Generation bleibt unangetastet. Die 
Wahlvorstände auf Bezirks- und Kreisebene altern. 
 
Apparat: Der DKP-Apparat zeigt die Tendenz aller Verwaltungsappa-
raturen, scheinbar unaufhaltsam zu wachsen, ohne dabei wesentlich 
mehr zu leisten. Der Organisationsaufbau wird abgeschlossen, indem 
sich die Partei neben der „Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend“ 

                                  
17 Vermerk der Westabteilung des ZK der SED, 29.10.1971 (SAPMO-BA DY 
30/IVA2/20.02/183). 
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(1968) und dem „Marxistischen Studentenbund Spartakus“ (1971) 
noch die Kinderorganisation „Junge Pioniere“ (1974) zulegt. 
 
Seit 1981 muss die Partei die wichtiger werdenden Apparate ihrer 
Vorfeldorganisationen für den Friedenskampf personell und finanziell 
ausstatten. Vor allem dem MSB Spartakus kommt dabei erhöhte Be-
deutung zu, denn die Bündnispolitik erfordert nicht mehr den typi-
schen Arbeiterkader, sondern formal höher gebildetes Personal. 
 
Linie: Formal ist das Hauptereignis in der ersten Hälfte der Kampag-
nenphase die endgültige Kodifizierung des Parteiprogramms auf dem 
Parteitag in Mannheim im Oktober 1978. Das Programm hat eine 
zweijährige Entstehungsgeschichte, in deren Verlauf es mehrfach mit 
SED und KPdSU durch „Konsultationen“ abgestimmt wird. Mit dem 
90 Seiten starken Papier grenzt sich die DKP demonstrativ gegen eu-
rokommunistische „Abweichungen“ ab und positioniert sich als au-
ßergewöhnlich steriler Apparat an der Seite von KPdSU und SED. Als 
Wahlpartei ist die DKP zu diesem Zeitpunkt bereits gescheitert. Sie 
erreicht bei der Bundestagswahl 1976 0,5% der abgegebenen Zweit-
stimmen und fällt 1980 nochmals auf 0,3% zurück. Die Westabteilung 
der SED bescheinigt ihr in einer ungewöhnlich vernichtenden internen 
Analyse, „mehr als ein Drittel eingebüßt“ zu haben,18 was freilich an-
gesichts der marginalen absoluten Zahlen nahezu keine Rolle mehr 
spielt. 
 
Ungeachtet der ideologischen Bemühungen um das Programm schal-
tet die Partei auf die selektive Bearbeitung von Politikbereichen in 
Form von Kampagnen um. Dies entspricht erstens ihren Ressourcen 
eher, trägt zweitens aber auch dem Umstand Rechnung, dass eine 
kommunistische Partei in der Situation der DKP ihre Aufgabe haupt-
sächlich in der Erschütterung des demokratischen Systems, nicht in 
dessen Mitgestaltung sehen muss. 
 

                                  
18 Westabteilung, Oktober 1980, „Wertende Bemerkungen zum Wahlergebnis 
der DKP bei den Bundestagswahlken 1980“ (SAPMO-BA DY 30, vorl. SED 
37062). 
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Die früheste wirklich durchschlagend erfolgreiche Kampagne richtet 
sich seit 1973 gegen die so genannten „Berufsverbote“, also die Fern-
haltung von Extremisten aus dem öffentlichen Dienst.19 Ein diesbe-
züglicher Beschluss der Ministerpräsidenten der Länder vom 28. Ja-
nuar 1972 hatte sich als Steilvorlage für die Partei herausgestellt. Die 
unverzüglich entwickelte Kampagne führte zu einem enormen Akzep-
tanz- und Bündnisgewinn der DKP bis weit in das Spektrum linker 
und liberaler Demokraten. Der Entschluss, erklärten Gegnern der Ver-
fassungsordnung eine lebenslange Berufs- und Statusgarantie als Be-
amte zu verwehren, erscheint aus heutiger arbeitsmarktpolitischer 
Sicht zwar geradezu selbstverständlich,20 führt aber in ein typisches 
liberales Dilemma: Die Freiheit der Berufswahl steht gegen das Prin-
zip der wehrhaften Demokratie, und Letzteres überzeugt in Zeiten der 
Entspannung nicht mehr unhinterfragt. 
 
Ende der 70er Jahre zündet in der Öffentlichkeit der Bundesrepublik 
eine zweite Kampagne: Dass der Protest gegen den Beschluss der 
NATO, auf die fortgesetzte nukleare Aufrüstung der Sowjetunion 
durch die Dislozierung von US-Mittelstreckenraketen in Europa zu 
reagieren, ein ungeheures Protestpotenzial birgt, wird auch der DKP 
nicht sofort klar. Sie hatte die Kampagnenführung zunächst an ihren 
Vorfeldapparat „Deutsche Friedens-Union“ (DFU), eine abgelegte 
Organisationsleiche aus den frühen 60er Jahren, delegiert. Die Kam-
pagne ist gleichwohl ungewöhnlich erfolgreich: Trotz der starken poli-
tischen Ausdifferenzierung der so genannten „Friedensbewegung“ ge-
lingt es der DKP, sie über Jahre auf einem antiwestlichen, einseitig 
gegen die NATO gerichteten und somit die sowjetische Expansions-
                                  
19  Die DKP hatte freilich nie etwas gegen die Entfernung von Rechtsextremis-
ten oder konkurrierenden maoistischen oder trotzkistischen Linksextremisten 
aus dem öffentlichen Dienst.  
20  Die Paradoxien sind auch hinsichtlich der „Berufsverbote“-Debatte vielfältig: 
Die verfassungsfeindliche DKP beanspruchte für ihre Lehrer-Studenten wie 
selbstverständlich eine lebenslange leistungsunabhängige Versorgung als Beam-
te, also in einem Status, der heute anachronistisch anmutet. Andererseits ver-
suchten die öffentlichen Dienstherren verzweifelt, über mehrere Instanzen des 
Verwaltungsrechtsweges, Extremisten bei Post und Bahn loszuwerden. Diese 
angeblich schutzwürdigen Bereiche wurden später von den gleichen politischen 
Entscheidungsträgern umstandslos privatisiert. 
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politik implizit begünstigenden politischen „Minimalkonsens“ zu hal-
ten. 
 
Anleitung und Kontrolle: Das Jahrzehnt zwischen 1974 und 1983 
kann geradezu als „Honeymoon“ mit der SED gelten: Es existiert ein 
nachgerade vollständiger Gleichklang; ernstzunehmende Differenzen 
sind nicht auszumachen. Dazu trägt auch die Linientreue der DKP im 
Kampf gegen den Eurokommunismus oder bei der Ausbürgerung von 
Wolf Biermann bei. Entsprechend positiv ist der Berichtstenor der 
SED-Delegation zum DKP-Parteitag 1976 in Bonn: 
 
„Im Bericht des Parteivorstandes wurde tiefgründiger als in allen bis-
herigen Dokumenten der DKP die sozialistische Zielsetzung der Par-
tei, und, abgeleitet primär aus den inneren Entwicklungsbedingungen 
sowie den Widersprüchen im eigenen Land, die Notwendigkeit des 
Sozialismus auch für die BRD begründet. ... Die Diskussion stand auf 
hohem politisch-ideologischen Niveau. Sie hatte einen durch und 
durch konstruktiven Grundtenor. ... Die Wahlen zu den leitenden Par-
teiorganen erfolgten in noch größerer Einmütigkeit als auf früheren 
DKP-Parteitagen. Die Grußansprachen der Genossen Verner und Dol-
gich wurden vom Parteitag stürmisch gefeiert und von leitenden Ge-
nossen der DKP in persönlichen Gesprächen als Bestätigung und Be-
reicherung ihres eigenen Rechenschaftsberichts gewürdigt.“21 
 
Allerdings rechnet der Leiter der „Westabteilung“ Herbert Häber seit 
spätestens Ende der 70er Jahre mit einem Zusammenbruch der sozial-
liberalen Koalition in Bonn und beginnt, über Kontakte zu den Uni-
onsparteien „Realpolitik“ im Interesse der DDR zu betreiben. Die 
SED schätzt zwar ihr Interventionsinstrument DKP, ordnet es aber im 
Zweifel kompromisslos der Staatsräson des „ersten Arbeiter- und 
Bauernstaates“ unter. 
 

                                  
21 Westabteilung, März 1976 (SAPMO-BA DY 30/JIV 2/202/501) Paul Verner 
war Mitglied des Politbüros der SED und Leiter der Delegation der SED; W. I. 
Dolgich Sekretär des ZK der KPdSU. Solche Besuche vorgesetzter Bruderpar-
teien hatten natürlich zugleich Kontrollcharakter. 
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Perzeption: Die westdeutsche Gesellschaft hat sich an die Existenz der 
DKP gewöhnt und neigt zunächst dazu, die Partei mangels Wahlerfolg 
für unerheblich zu halten. Die gewalttätigen Proteste gegen die Nukle-
aranlagen in Grohnde, Kalkar und Gorleben, vor allem aber die terro-
ristischen Aktivitäten der „Roten Armee Fraktion“ (RAF) und der 
„Revolutionären Zellen“ (RZ) befördern die Neue Linke zum inneren 
Hauptfeind der Republik. Das Profil der DKP erscheint im Vergleich 
geradezu weich gezeichnet. Dazu tragen ihre betont zur Schau getra-
gene Gesetzestreue und ihr weitgehender Verzicht auf offene Militanz 
bei. In der Berufsverbote-Kampagne erscheinen die Partei und ihre 
Kader der vielberufenen „kritischen Öffentlichkeit“ als Opfer eines in 
der Epoche der friedlichen Koexistenz unzeitgemäßen Antikommu-
nismus. 
 
Nach Verhärtung des Ost-West-Verhältnisses im Zuge der sowjeti-
schen Besetzung Afghanistans und der Diskussion um die nuklearen 
Mittelstreckenwaffen in Europa differenziert sich dieses Bild nach po-
litischen Lagern aus. 
 
Der unterschwellige Einfluss der DKP nimmt vor allem auf der politi-
schen Linken zu, obwohl sie während der Kampagne gegen den 
NATO-Doppelbeschluss optisch in jenem anrüchigen „Minimalkon-
sens“ des „Friedensbündnisses“, der tatsächlich ein antiwestlicher 
Konsens ist, zu verschwinden bemüht ist. Die SPD entfernt sich 
schrittweise und nach dem Machtverlust des Herbstes 1982 deutlicher 
aus dem bisherigen Konsens atlantischer Sicherheitspolitik. Mit dem 
Eingehen auf den von KPdSU, SED und ihren westlichen Agenturen 
angebotenen „Minimalkonsens“ ist natürlich nicht automatisch eine 
Befürwortung kommunistischer Diktaturen verbunden, aber Teile der 
Partei betreiben eine Politik der „Aktionseinheit“, indem sie vermeint-
lich vorübergehend von historischen Erfahrungen der Sozialdemokra-
tie abstrahieren. Akteure sind jüngere Funktionäre, die bereits an den 
Hochschulen Bündnisse mit Kommunisten eingeübt hatten; sie be-
trachten die Zusammenarbeit gegen den Doppelbeschluss als eine Art 
„Managementaufgabe“, die ein - ihrerseits - instrumentelles Verhältnis 
zur DKP einschloss.22 Wer allerdings dabei wen benutzte, steht inso-
                                  
22 So völlig zutreffend Roik, a.a.O., S. 362. 
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fern dahin, als die „Aktionseinheit“ wegen der Verweisung der SPD 
aus der Regierung keine gravierenden politischen Auswirkungen mehr 
zeitigt. 
 
Zeitgleich ist bei den Unionsparteien ein verstärktes Bewusstsein für 
die Gefährlichkeit der DKP feststellbar. Es resultiert aus der offen-
sichtlichen politischen Relevanz und dem Gefahrenpotenzial kommu-
nistischer Bündnispolitik und führt dazu, dass die Auseinandersetzung 
mit den „Einwirkungsorganisationen“ der Kommunisten wesentlich 
nachhaltiger geführt wird als zuvor.23 
 
Auf der anderen Seite verpasst die DKP die Themen der „Neuen Sozi-
alen Bewegungen“: Kernkraft, Umweltschutz und Feminismus wer-
den zwar von der jüngeren Generation in der DKP thematisiert, aber 
für die auf der Linken Trends setzenden „Grünen“ allzu deutlich le-
diglich im Sinne der traditionellen orthodox-kommunistischen Linie 
gedeutet, als dass sie den Einflussbereich der Partei hätten vergrößern 
können. Dementsprechend wird die DKP von den Grünen elektoral 
komplett ausgepunktet: Sie hat programmatisch praktisch nichts als 
realsozialistische Ladenhüter anzubieten. Folgerichtig kapselt sich die 
Partei ein: Ihr innerer Betrieb wird seit Beginn der 80er Jahre zuneh-
mend von einem Rückgriff auf die kommunistischen Rituale früherer 
Jahrzehnte bestimmt, welche die Partei in ihrer Aufbauphase weniger 
in den Vordergrund gestellt hatte. Allerdings vermindert diese politi-
sche Regression nicht die Akzeptanz in ihrem geneigten Bündnisum-
feld. 
 
2.3 Regression, Krise und Zusammenbruch (1984-1990) 
 
Kader: Politisch engagierte und besonders junge Menschen wenden 
sich bevorzugt den Grünen zu. Die Arbeiterbasis der DKP geht weiter 
zurück, zugleich nehmen prozentual zwei soziale Gruppen in der Mit-
gliedschaft zu: mittelständische Intelligenz und Sinnvermittler einer-
seits, Langzeitarbeitslose und sozial Gescheiterte andererseits. Biolo-
                                  
23 Roik, a.a.O., S. 363; als Beispiel für die verstärkte publizistische Auseinan-
dersetzung kann die Broschüre des BMI, Kommunistische Frontorganisationen 
im ideologischen Klassenkampf, Bonn 1983, im Jahr darauf unter dem Titel 
„Moskaus getarnte Helfer“, gelten. 
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gische Abgänge verstärken sich, außerdem verlassen Menschen die 
DKP, weil sie die Partei für politisch gescheitert halten und sich in ihr 
sozial nicht aufgehoben fühlen. Dies belegen Analysen der Schieds-
kommissionen über Austritte und „Streichungen“ von Mitgliedern. 
Verbleibende Kader sind zudem dem „zersetzenden“ Einfluss durch 
Bündnispartner der DKP ausgesetzt. Offener Politikstil und freie Dis-
kussion wirken natürlich auch auf jüngere DKP-Mitglieder attraktiv. 
Herbert Mies hatte durchaus recht, als er in diesem Zusammenhang 
einmal anmerkte, Bündnispolitik sei eben keine Einbahnstraße. 
 
Parallel dazu vollzieht sich die virtuelle Aufblähung des Mitglieder-
bestandes durch immer atemlosere Kampagnen. Der Versuch, gegen 
gesellschaftliche Individualisierungstrends eine marxistisch-leninis-
tische Massenpartei aufzubauen, ist notwendig zum Scheitern verur-
teilt. Die Erfolglosigkeit bei diesem „Kampfauftrag“ will die DKP-
Führung nicht einmal der anleitenden Bruderpartei gestehen; schließ-
lich hängen an Erfolg und Misserfolg auch finanzielle Zuwendungen. 
Die Täuschung funktioniert nur begrenzt, denn bei einem Gespräch 
zwischen Mies und der SED-Spitze entspinnt sich am 24. April 1986 
folgender Disput: 
 
„Herbert Mies sagte: ... Die Partei hat sich im Thälmann-Aufgebot 
weiter gestärkt. Insgesamt sind 11.000 neue Mitglieder aufgenommen 
worden. Effektiv bedeutet dies jedoch einen Zuwachs von 7.000 in 
den letzten zwei Jahren. 1.500 Genossen sind verstorben. Ein Teil hat 
dem Druck des Gegners nachgegeben und die Partei wieder verlassen. 
Etwa 70 Ausschlüsse mußten vorgenommen werden. Insgesamt hat es 
die Partei mit einer beträchtlichen Fluktuation zu tun, und es kann auf 
dem Parteitag verkündet werden, daß die DKP eine Stärke von 57.800 
Mitgliedern hat. 
Genosse Honecker warf ein: Dann muß ich mich korrigieren, bisher 
war mir eine Zahl von 55.000 bekannt. 
Genosse Mies sagte, auch weiterhin gibt es eine Diskrepanz zwischen 
der veröffentlichten Zahl und der Realität. Real vereinigt die Partei ca. 
40.000 Genossen. Es kommt jedoch darauf an, die Schere zwischen 
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den veröffentlichten Zahlen und der Realität immer kleiner zu ma-
chen.“24 
 
Apparat: Der Apparat erhält zusätzliche Aufgaben. Sie ergeben sich 
groteskerweise daraus, dass die Partei als solche weniger stark in Er-
scheinung tritt, dafür aber stärker als bisher in den von ihr entweder 
gegründeten oder eroberten Umfeldstrukturen tätig ist. Der Apparat 
muss diese Vorfeldstrukturen anleiten, steuern und kontrollieren, au-
ßerdem den Transfer von Geldmitteln und Kadern organisieren. Dies 
ist unproblematisch, wenn es sich um vollständig unterworfene lang-
jährige KP-dominierte Organisationen handelt wie z.B. die traditionell 
stalinistisch konturierte „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes 
- Bund der Antifaschisten“ (VVN-BdA). Schwieriger gestalten sich 
solche Aufgaben filigraner Bündnispolitik, wenn eine Organisation 
nicht vollständig oder nur zeitweise unter die Botmäßigkeit der DKP 
gebracht werden kann, wie z.B. die pazifistische „Deutsche Friedens-
gesellschaft / Vereinigte Kriegsdienstgegner“ (DFG/VK).  
 
Meisterleistungen vollbringt der Apparat indessen bei der Regie von 
Großveranstaltungen wie den so genannten „Aktionskonferenzen der 
Friedensbewegung“, in denen die DKP und ihre Hilfsagenturen die 
Suprematie über eine Vielzahl anderen politischer Kräfte behaupten 
können. Solche Erfolge werden möglich, weil in den Apparaten nicht 
mehr die klassischen Arbeiterfunktionäre sitzen, sondern durch die 
veränderte soziologische Zusammensetzung der Partei vermehrt aka-
demisch gebildetes Personal. Der Erfolg hat jedoch auch seinen Preis: 
Der Apparat befindet sich mit der Vielzahl der Kampagnen stets am 
Rande der Überforderung. Das gilt auch für seine materiellen Mittel: 
Anfang der 80er Jahre ist die SED gezwungen, angesichts des drohen-
den Staatsbankrotts der DDR das System der „befreundeten Firmen“ 
im Westen zu sanieren und die Verlags- und Vertriebsapparate der 
DKP zu rationalisieren und schlanker zu gestalten. 
 
Linie: Die Suche nach Ersatzthemen für das als Mobilisierungsfaktor 
erschöpfte Nachrüstungsthema führt seit 1984 zu inhaltlicher Zersplit-
                                  
24 SAPMO-BA I IV 2/2A/2879, zitiert nach, zit. Jürgen Schröder, Die Westar-
beit der SED am Beispiel der DKP, a.a.O., S. 2307. 
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terung. Die Vorgaben der Sowjetunion, den unter der Reagan-Ära 
durch die USA erreichten technologischen Vorsprung aufzuhalten, 
schlagen sich für die DKP in mehr und mehr verzettelten Kampagnen 
nieder: gegen die amerikanische „Strategic Defence Initiative“ (SDI), 
gegen die Volkszählung, gegen Tiefflugübungen der NATO-
Luftstreitkräfte, gegen angebliche und tatsächliche Umweltskandale in 
der Bundesrepublik. Das politische Umfeld erscheint zwar durch ei-
nen außenpolitischen Paradigmenwechsel der SPD äußerlich für die 
Bündnispolitik der DKP günstiger. Andererseits wird es dominant von 
den Regierungsparteien CDU/CSU und FDP beherrscht. Die Pro-
grammatik der DKP wird in defensive Richtung korrigiert. Die „Ham-
burger Thesen“ des Parteitages im Mai 1986 wollen das Mannheimer 
Programm von 1978 aktualisieren. Sie bedienen im ersten Teil („Die 
weltweite Auseinandersetzung um Krieg und Frieden“) die Bedürfnis-
se von KPdSU und SED und reflektieren deutlich, dass der Weg der 
DKP zu ihren revolutionären Zielen länger geworden ist. Im zweiten 
Teil wird jetzt nur noch der „Kampf gegen die Wende nach rechts, für 
Arbeit und Demokratie“ gefordert: Die revolutionären Ansprüche der 
DKP scheinen auch hier vertagt. 
 
Anleitung und Kontrolle: Differenzen zwischen der SED und der 
KPdSU 1984 machen für die DKP erstmals einen Loyalitätskonflikt 
zwischen beiden Vorbildern erfahrbar: Mies hatte zwischen der Opti-
on Honeckers, auch nach Vollzug der Nachrüstung auf deutsch-
deutsche Entspannung zu setzen, und dem Konfrontationskurs des 
sowjetischen Parteichefs Konstantin Tschernenko, eine vermittelnde 
Position einzunehmen versucht. Er wird drastisch dahingehend ge-
maßregelt, dass der Wille der sowjetischen Bruderpartei im Zweifel 
oberstes Gesetz sei: Mies habe, so notiert Herbert Häber für Honecker, 
„die Dinge nicht ernst genug genommen und die ihm von uns zuge-
gangenen Unterlagen nicht sorgfältig genug durchgearbeitet. Er hat 
offenkundig geglaubt, den Versuch machen zu müssen, zwischen zwei 
Linien ‘zu vermitteln’ und wollte im Rahmen seiner Rede allen Seiten 
Rechnung tragen. Das musste aber schief gehen, wie das immer der 
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Fall ist, wenn man zwischen unterschiedlichen Linien in bestimmten 
Fragen hin und her schwankt.“25  
 
Sehr bald werden sich solche Misshelligkeiten häufen, wenn auch mit 
veränderter Schlachtordnung: Der Aufstieg Gorbatschows zum Gene-
ralsekretär der KPdSU zerreisst für die DKP die bisherige Harmonie 
der doppelten Anleitung und spaltet die Partei in Gorbatschow-
Anhänger („Erneuerer“) und SED-loyale Traditionalisten („Betonköp-
fe“). Der Riss in der Partei ist nicht nur, aber wohl hauptsächlich, ein 
Generationenkonflikt: Die FDJ-Generation, aus den Zeiten der Illega-
lität 1956-68 praktisch mit einer mentalen SED-Identität ausgestattet, 
steht gegen die mitttelständischen, jungen, beweglichen und gut aus-
gebildeten DKP-Mitglieder, die in Gorbatschows Politik die Neuauf-
lage des Eurokommunismus erkennen und denen der offene Politikstil 
aus dem täglichen Umgang mit der demokratischen Linken in den 
Bündnisfeldern vertraut ist. Seit 1988 ist der „Kampf zweier Linien“ 
offensichtlich; die DKP hat damit ihre Funktion als wirksamer, ge-
schlossen handelnder und zuverlässiger Interventionsapparat der SED 
eingebüßt. Hinter den Kulissen eines in den „Diskussionstribünen“ 
des Zentralorgans „unsere zeit“ scheinbar offen ausgetragenen Mei-
nungsstreits setzt sich der von den Traditionalisten kontrollierte Appa-
rat durch: „Erneuerer“ werden in die individuelle und kollektive Re-
signation gedrängt, ihre Strukturen finanziell ausgetrocknet, und die 
für die „Absicherung“ der DKP zuständige Hauptabteilung II/19 des 
Ministeriums für Staatssicherheit nimmt die Parteibüros der „Erneue-
rer“ unter „Zielkontrolle“: Sie lässt ihre Telefonanschlüsse abhören.26 
 

                                  
25 Herbert Häber an Honecker, 29. August 1984 (SAPMO-BA DY 30/J IV 
2/10.04/13). Zum Hintergrund der Auseinandersetzung vgl. das Protokoll eines 
Geheimtreffens zwischen Honecker, Tschernenko und weiteren Funktionären 
der SED und KPdSU am 17.8.1984, auszugsweise abgedruckt bei Detlef Na-
kath/Gerd Rüdiger Stephan, Die Häber-Protokolle. Schlaglichter der SED-
Westpolitik 1973-85, Berlin 1999, S. 398-421. 
26  Die „Zielkontrolle“ gegen rund zwei Dutzend Anschlüsse von DKP-
Parteibüros war im Oktober 1988 nochmals bis Ende 1990 verlängert worden; 
Schreiben der Hauptabteilung II v. 26.10.1988 (BStU - Zentralarchiv,  MfS HA 
II, 30093). 
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Perzeption: Die Perzeption der DKP ist selbst unter den von ihr als 
Bündnispartnern bevorzugten Parteien unterschiedlich. Die Grünen, 
nach ihren ersten parlamentarischen Erfolgen zunehmend selbstbe-
wusst, sehen in der DKP eher einen politischen Gegner. Es brauchte 
von ihrer Seite nicht einmal aufmerksame Warner wie Rudolf Bahro, 
der die DKP zutreffend als „einen fremdfinanzierten Polypen“ be-
schrieb:27 Die zahllosen Maoisten, Trotzkisten und Ex-Stalinisten in 
dieser Partei wussten, schon bevor sie zum Teil Minister und Staats-
sekretäre wurden, sehr wohl aus den Konfrontationen der 70er Jahre 
um die Gefährlichkeit des DKP-Apparates. Aber sie wussten auch um 
die Unfähigkeit der DKP, das den Grünen zuneigende Potenzial für 
sich zu gewinnen. Die Zumutung der DKP an die Öko-Partei, sich mit 
der DKP-erzeugten „Friedensliste“ zu verbünden, wird denn auch 
souverän abgewiesen. Anders verhält es sich mit der Sozialdemokratie 
und in den mit ihr engstens verbundenen Gewerkschaften: Die Ent-
wicklung einer „Nebenaußenpolitik“ mit der SED ermöglicht es dem 
linken, stets als Bündnispartner der DKP zur Verfügung stehenden 
Rand der SPD, seine Neigungen nunmehr ungeniert auszuleben, ohne 
wie noch in den 70er Jahren von der Parteiführung zur Ordnung geru-
fen zu werden. In zahlreichen Feldern wie „Antifaschismus“, nukleare 
Abrüstung („Städtepartnerschaften“), und „Internationalismus“ ent-
steht der Eindruck einer ungenierten Kumpanei, unterstützt auch von 
solchen Bildern wie dem gemeinsamen Auftreten beispielsweise des 
damaligen SPD-Spitzenpolitikers Lafontaine mit Präsidiumsmitglie-
dern der DKP in der ersten Reihe einer Ostermarsch-Demonstration. 
Der intellektuelle Spagat zwischen „Außenpolitik“ und ideologischer 
Verbrüderung gelingt nicht überzeugend, und selbst das emblemati-
sche Produkt dieser vielschichtigen Annäherung, das Dokument „Der 
Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit“ von 1987 ent-
hält Formulierungen, an die die SPD sich nach 1989 nur noch als an-
gebliche taktische Konzessionen erinnern wollte. 
 
Spekulationen, sie könnte von solchen Entwicklungen profitieren, ge-
hen für die DKP nicht auf. Im Gegenteil: Zunehmend müssen die Ge-
nossen in der Düsseldorfer Parteizentrale erleben, dass die Delegatio-
nen der Bruderpartei SED bei Reisen in der Bundesrepublik zuerst die 
                                  
27 Bahro, a.a.O. (Anm. 6) , S. 112 
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offenbar wichtigeren Partner in der SPD anlaufen. „Eines der Ergeb-
nisse dieser Seite deutsch-deutscher Beziehungen war dann auch eine 
permanente Minderung der Bedeutung der DKP“, notierte Herbert 
Mies im Nachhinein.28 Hätte die DKP-Parteiführung zusätzlich 
Kenntnis von der erstaunlich ausgeprägten Geheimdiplomatie ihrer 
großen Schwester zum „Hauptfeind CDU/CSU“ gehabt – manche 
selbst der alten „Betonköpfe“ hätte dies schon vor November 1989 in 
eine Identitätskrise gestürzt. 
 
3. Was also war die DKP? Versuch einer Annäherung in 
sieben Thesen 
 
Während der bekannteste deutsche dichtende Stalinist fragte „Wer  
aber ist die Partei?“ ist hier die Frage zu stellen: „Was aber war die 
DKP?“  
 
Sie war zuallererst eine zutiefst in sich zerrissene Organisation. Auf 
fast allen Feldern ihrer politischen Existenz waren die Mitglieder mit 
konträren, manchmal ganz kontradiktorischen Rollen, Identitäten, 
Handlungsoptionen und Erwartungen konfrontiert. Nur ein geringer 
Teil dieser oft unglaublich belastenden Paradoxien konnten sich sorg-
fältig geschulte Marxisten-Leninisten mit den Tricks des dialektischen 
Materialismus so wegrationalisieren, dass sie von 1968 bis 1990 ihre 
Mitgliedschaft in der Partei durchhielten. Manche wählten den Weg in 
Suff und Suizid, wieder andere, die ganz große Mehrheit, den Weg 
nach draußen, der in einer offenen Gesellschaft auch aus freiwillig be-
hausten Zwangsanstalten wie extremistischen Parteien offen steht. 
 
Nur ein paar dieser Zerrissenheiten seien angedeutet: 
 
War die DKP eine Massen- und Wahlpartei oder eine Kaderorganisa-
tion? 
War sie eine soziale Bewegung oder ein arrogant-elitärer Club, der 
sich für eine Avantgarde hielt? 
Fühlten sich ihre Mitglieder als aufmüpfige Opposition oder als Re-
gierungspartei im Wartestand? 

                                  
28 Mies, Fremdbestimmt, a.a.O. (Anm. 10) , S. 143. 
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Hatte man es mit einer Arbeiterpartei oder mit einem Mittelstands-
phänomen zu tun? 
War die DKP eine jugendliche Partei oder ein in antifaschistischen 
Widerstandslegenden gefangenes Altenheim? 
War sie eine relativ moderne oder traditionsstalinistische Partei? 
War sie eine bundesdeutsche Partei oder nur ein Interventionsapparat 
der SED? 
Waren ihre Bindungen an die SED oder an die KPdSU stärker? 
 
Wie kamen die DKP-Mitglieder mit den Widersprüchen zwischen 
– reformistischen Nahzielen und revolutionären Fernzielen, 
– der kommunistischen Identität und dem Zwang zur semantischen 
Mimikry, 
– der Sozialismuspropaganda und dem gelegentlichen Erleben der 
DDR, 
– den Schulungsinhalten und der täglich erlebten sozialen Wirklich-
keit, 
– den demokratischen Ansprüchen und dem zentralistischen Autorita-
rismus, 
– dem ideologischen Kampf gegen „Sozialdemokratismus“ und An-
forderungen ihrer Bündnispolitik zurecht? 
 
Ein paar Antworten sollen versucht werden, allerdings überwiegend 
im exkludierenden Verfahren: Was also war die DKP garantiert nicht? 
 
3.1 Die DKP war keine soziale Bewegung 
 
Zumindest die ersten deutschen Kommunisten, hervorgegangen aus 
einer ursprünglich einigen Arbeiterbewegung, waren Bestandteil einer 
breiten sozialistischen Emanzipationsbewegung. Sie entfremdeten sich 
allerdings schon mit der Gründung der KPD und allerspätestens mit 
der Stalinisierung der 20er Jahre von ihren humanistisch-
aufklärerischen Wurzeln. Aber für die Jahre der Weimarer Republik 
und für die erste Vorkriegszeit konnte man nach Breite und Mitglie-
derzahlen eindeutig von einer sozialen Bewegung sprechen. Sie zielte 
zwar nicht mehr auf politische Demokratie, wohl aber auf soziale Bes-
serstellung der Arbeiter in der ausgeprägten Klassengesellschaft der 
Weimarer Republik. Erst danach war die KPD angesichts des Erfolgs 



 36 

christdemokratischer sozialer Marktwirtschaft und der im linken 
Spektrum moralisch und politisch viel glaubwürdigeren Sozialdemo-
kratie zu einer Existenz als oppositionelle Sekte verurteilt. 
 
Später konnte die DKP an alte Wurzeln der Arbeiterbewegung nicht 
mehr glaubwürdig anknüpfen. Von der sozialkulturell bedeutsamen 
Aufwallung der 68er Revolte liefen ihr nur wenige Anhänger zu. Für 
eine breite sozialrevolutionäre Bewegung gab es in der Bundesrepu-
blik insgesamt keine Grundlage. Auf der Suche nach einem revolutio-
nären Subjekt generierte die DKP immer wieder neue „Bewegungen“: 
eine „Schüler“-, „Lehrlings“-, „Studenten“-, „Frauen“-, „Umwelt“-
Bewegung unter ihrer Kuratel, die es tatsächlich allesamt nie gab. 
Stets täuschten Apparatfunktionäre der Partei – für die DKP oder ihre 
Vorfeldorganisationen eingesetzt – etwas vor, das sich bei näherem 
Hinsehen als mehr oder weniger ungeschickte Adaption zeitgemäßer 
Moden und vor allem als apparativ installierte Fassade entpuppte. Die 
tatsächlichen „Neuen sozialen Bewegungen“ der frühen 80er Jahre 
konnte die DKP nicht fassen. Anfang der 80er Jahre war dieser Zu-
stand ratifiziert und der Entwurf apparativer Beherrschung entspre-
chender Protestkulturen einer der weniger strategischen Handlungsop-
tionen der Partei geblieben. 
 
3.2 Die DKP war keine Arbeiterpartei 
 
Der Anteil der klassischen Industriearbeiter an der Mitgliedschaft der 
DKP war nie so hoch, wie die Partei durch die angeblich repräsentati-
ve Zusammensetzung ihrer Vorstände und Parteitagsdelegierten zu 
suggerieren suchte. Mehr noch: Er war ständig rückläufig. Nach inter-
nen Ergebungen hatte der Anteil der Betriebsarbeiter an der DKP-
Mitgliedschaft in Dortmund, einem klassischen industriellen Zentrum 
des Ruhrgebiets, 1983 nur 14% betragen und war bis 1988 auf 12,8% 
gefallen. Noch deutlicher entsprechende Zahlen für die Kreisorganisa-
tion Köln: Der Arbeiteranteil an der Mitgliedschaft betrug hier 1982 
12,3% und war fünf Jahre später auf 8,8% gefallen.  
 
Die DKP definierte daher zu einem bestimmten Zeitpunkt „Arbeiter-
klasse“ neu als „abhängig Beschäftigte“. In diese Definition passten 
dann auch alle verbeamteten Lehrer und übrigen Dienstleister, neben-
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bei die zahllosen hauptamtlichen Parteifunktionäre, die mal Schreiner 
oder Schlosser gelernt hatten. Und selbst die Studenten ließen sich in 
diese Kategorie fassen, da sie, so die spitzfindig formulierte Linie, 
nach aller Erfahrung später als abhängig Beschäftigte tätig würden. 
 
Zwar hatte die Partei die Großbetriebe und insbesondere die multina-
tional operierenden Konzerne als ihre zentralen Kampfplätze definiert, 
doch interne Klagen über die Misserfolge, sich dort zu verankern, zie-
hen sich wie ein roter Faden durch die Parteigeschichte. Damit kor-
respondierte das stete Verlangen der Parteiführung, es gelte, den 
Schwerpunkt des Parteiaufbaus auf die Betriebsgruppen zu legen. Die 
DKP-Genossen zogen es indessen vor, Wohngebietsgruppen zu bil-
den; sich am Arbeitsplatz als Kommunist zu bekennen, war stets un-
beliebt und wurde nach Möglichkeit vermieden. 
 
Schon eher war die DKP eine „Gewerkschaftspartei“. Die Organisie-
rung in einer der DGB-Gewerkschaften war Pflicht jedes Kommunis-
ten. Die Berichte der Mandatsprüfungskommissionen zu den Parteita-
gen wiesen die Prozentzahlen der gewerkschaftlich Organisierten un-
ter den Delegierten ebenso wie derjenigen, die gewerkschaftliche und 
betriebliche Vertrauenspositionen inne hatten, peinlich genau aus. 
Falls man den Zahlen glauben darf, wiesen sie in allen Fällen von 
1971 bis 1987 aufwärts, ohne freilich die massive sozialdemokratische 
Dominanz in der organisierten Arbeitnehmerschaft auch nur annä-
hernd in Frage stellen zu können. Einzelne DKP-Mitglieder erwarben 
durch offensive Gewerkschaftsarbeit und persönliches Engagement 
und Glaubwürdigkeit immer wieder das Vertrauen ihrer Belegschaf-
ten, doch war damit kein Mehrwert für die Partei verbunden: Die 
Betreffenden wurden nicht gewählt, weil sie Kommunisten waren, 
sondern eher, obwohl sie es waren. 
 
Erfolgreicher erwies sich die Partei allerdings im Gewerkschaftsappa-
rat. Gremien- und Funktionärsarbeit, inhaltlich unterstützt durch „Be-
schlusslagenpolitik“ zeitlich und örtlich begrenzt geschaffener Mehr-
heiten, haben der DKP in einzelnen Branchengewerkschaften wie der 
IG Metall oder der Anfang der 80er Jahre nicht ohne bedeutende Bei-
träge der Partei gegründeten IG Medien immer wieder einen überpro-
portionalen Einfluss verschafft. Das unermüdlich wiederholte Be-
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kenntnis zur Einheitsgewerkschaft konnte indessen keineswegs dar-
über hinwegtäuschen, dass die DKP im Falle eines durchgreifenden 
politischen Erfolges auch den DGB auf jene von Lenin definierte Rol-
le als Transmissionsriemen für die Politik der herrschenden kommu-
nistischen Partei reduziert hätte. 
 
3.3 Die DKP war weder eine jugendliche Partei noch eine Ju-
gendbewegung 
 
Ein gegenteiliger Eindruck konnte nach der „Neukonstituierung“ 
zeitweilig erzeugt werden und wurde auch von der Öffentlichkeit ge-
glaubt. Tatsächlich handelte es sich bei dem 1968/69 geschickt ver-
kauften Zustrom von jungen Leuten um den Nachwuchs aus kommu-
nistischen Dynastien, der sich jetzt offen betätigen konnte. Auch die 
SDAJ, wenige Monate vor der DKP als angeblich ganz unabhängiger 
kommunistischer Jugendverband gegründet, war nichts weiter als eine 
vom ZK der illegalen KPD angeordnete Inszenierung durch den Par-
teinachwuchs. Der Jugendverband log in der Öffentlichkeit konse-
quent zu seinen Mitgliederzahlen. Er war damit leidlich erfolgreich 
und täuschte auch den Verfassungsschutz, der zwar richtigerweise den 
Angaben der SDAJ misstraute, sie aber dennoch für größer hielt als 
sie war. So konterte er eine Selbstdarstellung der SDAJ aus dem Jahre 
1973 über 24.500 Mitglieder mit der kühlen Angabe: „kaum mehr als 
12.000.“29 Falsch waren indessen beide Zahlen, denn im November 
1973 betrug die Anzahl der SDAJ- Genossen nach Angaben der DKP 
exakt 7.255.30 Am raschen Verfall der Jugendorganisation konnte – 
wer wollte – auch das Schicksal der Partei ablesen. Der ursprünglich 
als „Kaderreserve“ der Partei konzipierte Verband rekrutierte seit Mit-
te der 80er Jahre praktisch nur noch Problemjugendliche. Ein Video 
vom letzten SDAJ-„Festival der Jugend“ 1988 zeigt nicht nur einen 
weitgehend leeren Veranstaltungsplatz, sondern dokumentiert auch, 
dass die Anwesenden im Wesentlichen das darstellten, was man als 
Punks und/oder Autonome bezeichnen könnte. 
 

                                  
29 Verfassungsschutzbericht 1973, S.54. 
30 Schreiben Mies an Honecker, 14.Februar 1974 (SAPMO-BA DY 30 / IV B 2 / 
2.028/55). 
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3.4 Die DKP war keine Massen- bzw. Wahlpartei 
 
Um dies festzustellen ist nicht einmal der Hinweis auf ihre minderen 
Wahlerfolge erforderlich. Nachdem der Neuigkeitswert der DKP sich 
erschöpft hatte, reduzierten sich ihre Wahlergebnisse im Bundes-
durchschnitt auf stabile Daten von weniger als einem Prozent; in der 
Verfallsphase musste die Partei feststellen, dass sie weniger Stimmen 
als die Zahl ihrer eigenen Mitglieder erhielt: Etliche von ihnen hatten 
es vorgezogen, ihre Stimme den Bündnispartnern zu geben, um sie 
nicht durch die 5%-Klausel entwertet zu sehen. Zudem verstieß die 
DKP konsequent gegen alle Vorschriften des Parteiengesetzes, die 
parlamentarisch-demokratische Parteien konstituieren: den inneren 
Aufbau nach demokratischen Grundsätzen, die Transparenz der Fi-
nanzierung, den ernsthaften Willen, die politische Willensbildung des 
Volkes mitzugestalten und Verantwortung zu übernehmen. Dies nahm 
die DKP-Führung in Kauf, weil die Funktion der Partei als Interventi-
onsapparat der SED Vorrang hatte. Dass sie trotzdem auf Zuspruch in 
dem von ihr zur Beseitigung vorgesehenen parlamentarischen System 
hoffte, gehört zu den Paradoxien einer kommunistischen Partei mit 
Bindungen in beide konkurrierenden Gesellschaftssysteme hinein. 
 
Der Hauptgrund für den elektoralen Misserfolg der DKP lag darin, 
dass ihr Gesellschaftsmodell keine nennenswerte Attraktivität auf-
wies. Zu deutlich war die Bindung an den realen Sozialismus, den 
kennenzulernen auch der durchschnittliche Bundesbürger in Zeiten 
der Entspannungspolitik jederzeit die Möglichkeit hatte. Die Eindrü-
cke, die er dann gewann, deckten sich weder mit der DKP- „Sozialis-
muspropaganda“ noch auch nur mit dem absichtsvoll schöngefärbten 
DDR-Bild tendenziöser Printmedien und Politmagazine. Sich in eine 
Partei zu integrieren, die neben falschen Idealen und politischen Zie-
len überdies noch die Entmündigung ihrer Mitglieder durch „Partei-
disziplin“ verlangte, konnte kein massenwirksames Konzept sein. 
 
3.5 Die DKP war eine Kaderpartei, ein Apparat 
 
Die Mitglieder der DKP waren Treibgut und Füllmaterial, ihre Rekru-
tierung erfolgte im Treibsand unartikulierten politischen Unbehagens 
an den Rändern der Gesellschaft, mit Standzeiten von durchschnittlich 



 40 

nicht mehr als drei Jahren in der Partei. Als Mitglieder waren sie nicht 
wichtig, es sei denn, sie eigneten sich für eine Entwicklung zum Ka-
der. Eine flächendeckende Ausdehnung und entsprechende wirksame 
Aktivitäten hat die DKP eher vorgetäuscht denn tatsächlich erreichen 
können. Zwar verfügte sie über bis zu 250 Kreisorganisationen, von 
denen die größten mehrere Hundert Mitglieder aufwiesen. Örtlichen 
Schwerpunkten standen aber große Bereiche kommunistischer Dias-
pora gegenüber. Schon 1970 waren nach Einschätzung der Parteifüh-
rung an die SED nur 35% der deklarierten Grundorganisationen re-
gelmäßig aktiv.31 
 
Entscheidend für die Partei war eine Schicht von zwischen 5.000 und 
10.000 Kadern, von denen rund 500 hauptamtlich, die übrigen ganz 
überwiegend aus Idealismus in der Freizeit und womöglich am Ar-
beitsplatz aktiv waren. Diese Kader stammten zu einem erheblichen 
Teil aus endogamen kommunistischen Dynastien und bildeten ein po-
litisch definiertes Restmilieu. Während man Anfang der 70er Jahre 
noch davon ausgehen konnte, dass kommunistische Identität in gewis-
sem Sinne erblich war, stimmte diese Voraussetzung später nicht 
mehr: Das Schwinden proletarischer Restmilieus hatte Auswirkungen 
bis in die kommunistischen Dynastien hinein, und die Auseinander-
setzungen der zweiten Hälfte der 80er Jahre taten ein Übriges für die 
Erosion des bisherigen Zusammenhalts. 
 
3.6 Die DKP war weniger eine Partei der Bundesrepublik denn 
in erster Linie ein Interventionsapparat der SED 
 
Die SED-Akten zeigen eindeutig, dass die fremdfinanzierte Partei in 
allen wichtigen Fragen keine eigene Entscheidungskompetenz besaß. 
Allerdings darf man sich Anleitung und Kontrolle nicht als schemati-
schen Befehls- und Gehorsamsmechanismus vorstellen. Sie funktio-
nierten vielmehr auf der Basis tatsächlicher gemeinsamer politischer 
Überzeugungen und Ziele sowie einer habituell verinnerlichten Un-
terwerfungsdisziplin, die im Regelfall nicht als belastend empfunden 
wurde. In vielen Detailfragen brauchte die DKP keine Anleitung, da 
                                  
31 Westabteilung, Beratung des Präsidiums der DKP mit den Landes- bzw. Be-
zirksvorsitzenden am 23.6.1970, S. 26 (SAPMO-BA DY 30 / IV A 2 / 
10.02/179). 
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geschulte und überzeugte Kommunisten auch so wussten, was zu tun 
war. 
 
Die Anleitungsmechanismen waren deshalb stets in höfliche Formen 
gekleidet, als „Konsultationen“ oder „Informationsgespräche“ be-
zeichnet. Sofern Differenzen auftraten, gab es keinen Kompromiss, 
sondern nur Unterwerfung. In solchen Fällen bedankten sich die DKP-
Funktionäre für „Hinweise“ und „Hilfestellung“ durch die SED; auf 
der Grundlage der „Konsultationen“ habe man die eigene Politik we-
sentlich weiterentwickeln können – so oder ähnlich lesen sich entspre-
chende Unterwerfungsrituale in den SED-Akten. 
 
Dieses „dialektische“ Verständnis von Anleitung und Kontrolle war 
für die Öffentlichkeit nie wirklich verständlich. Westliches Politikver-
ständnis denkt in der Regel in Kategorien von Ursache und Wirkung, 
im administrativen Politikvollzug sortiert es nach Befugnissen, Zu-
ständigkeiten, Weisungen und Umsetzung. Insbesondere der in deut-
schen Verwaltungen epidemisch auftretende rechtspositivistisch limi-
tierte Jurist kann sich politisches Handeln kaum anders vorstellen 
denn als mechanistisches Handling abstrakt-genereller Rechtsnor-
men.32 
 
3.7 Die DKP war eher eine traditionsstalinistische denn eine 
modern konzipierte kommunistische Partei 
 
Eine gewisse Lockerung stalinistischer Rituale hatte es im Übergang 
von der KPD zur DKP nur in den ersten Jahren gegeben, und sie 
scheinen – so weisen die Akten der SED aus – einem SED-Politiker 
zu verdanken sein, den man eher als Abgrund realsozialistischer Bi-

                                  
32 Gerade diese Eigenschaft produziert ein paar Jahre nach dem Ende des realen 
Sozialismus interessante Wiedergänger des untergegangenen Systems. Nachdem 
der Druck der Systemkonfrontation entfallen war, sanken Niveau und ethische 
Konditionierung des politischen Führungspersonals. Gerade dieser Typus des 
deklassierten Entscheidungsträgers räumt aber generell keine Fehler mehr ein. 
Kritik und Argumente sind unerwünscht, Anpassung an die vermutete oder tat-
sächliche Linie gilt als besonders verdienstvoll. So werden denn auch höheren 
Orts verursachte, aber kaum je verantwortete krasse Fehlleistungen nicht mehr 
als kassiert und abgestraft, sondern im Zweifel „optimiert“. 
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gotterie wahrzunehmen gewohnt ist. Walter Ulbricht hatte offensicht-
lich, so lassen es die Akten auch der ersten gemeinsamen Beratungen 
mit der „neukonstituierten“ DKP erkennen, die Absicht, eine „sozia-
listische Volkspartei“ mit breiteren Wirkungsmöglichkeiten aufzubau-
en.33 Die Vorstellung, sie könnte gegenüber der Sozialdemokratie eine 
Position wie in Italien oder Frankreich erreichen, mag man als unrea-
listisch bewerten, aber ein bescheidener Erfolg wie in den skandinavi-
schen Ländern oder in den Niederlanden war der DKP sicherlich nicht 
von Anfang an verwehrt. Dazu kam es nicht. Seit 1972 fiel die Partei 
unter Erich Honeckers Anleitung zunehmend in anachronistische Tra-
ditionsmuster zurück. Analog zur Praxis in der SED blieb der Stali-
nismus jedoch camoufliert: Rohe Gewaltpraktiken wie in den 50er 
Jahren, als die KPD die Entführung ihres stellvertretenden Vorsitzen-
den Kurt Müller vor einem sowjetischen Tribunal mindestens deckte, 
wenn nicht selber inszenierte, wurden nur noch in einzelnen ganz sen-
siblen Kernbereichen exekutiert: Immerhin gibt es eine erhebliche 
Anzahl unklarer Todesfälle in der DKP. 
 
Auch gab es Ansätze zu einem klandestinen „2. Apparat“: Zu ihm ge-
hörten die Schiedskommissionen, die geheime „Militärorganisation“, 
die „Ordnergruppen“ und natürlich die Kurier- und Nachrichten-
dienstverbindungen in die DDR. Ein stalinistisches Selbstverständnis 
ließen die Praktiken der Schiedskommissionen erkennen: typische 
Diktion, rigoroses Vorgehen und weit übersteigertes Sicherheitsbe-
dürfnis bzw. Wachsamkeitswahn. Dies belegt z.B. ein Rapport der 
„Zentralen Schiedskommission“ der DKP an die SED. Demnach hat-
ten die Schiedskommissionen von 1968 bis Ende 1977 insgesamt „91 
Agenten und Provokateure“, wie es in klassischer Apparat-Sprache 
hieß, „entlarvt“. Von diesen rechnete die DKP zwei dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz, 39 den Landesämtern für Verfassungsschutz, 
acht dem Militärischen Abschirmdienst, vier dem Bundesnachrichten-

                                  
33 Deutlich erkennbar an der von der Abt. „Arbeitsbüro“ des ZK der SED ver-
fassten „Stenografischen Niederschrift der Beratung einer Delegation des ZK 
der SED und  einer Delegation des Parteivorstandes der DKP“ am 17. Novem-
ber 1969 (SAPMO-BA DY 30/ IV.2 / 10.03/273). Es handelte sich nach den ein-
führenden Worten Walter Ulbrichts um die erste „offizielle Zusammenkunft“ 
beider Parteispitzen. 
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dienst, neun diversen „politischen Polizeiorganen“, drei „ausländi-
schen Geheimdiensten“ zu, außerdem – so wörtlich – vier „Nachrich-
tendiensten der CDU/CSU“.34 Größere „Säuberungen“ haben sich  
aber schon deshalb nicht arrangieren lassen, weil die meisten unsiche-
ren Kantonisten von sich aus das Weite suchten. Man kann ahnen, wie 
übel es manchen der alten Apparatschicks in tschekistischer Tradition 
angekommen ist, dass ihr „langer Arm“ im Westen nur von begrenzter 
Reichweite war. 
 
4. Schlussbetrachtung 
 
Was also bleibt von der DKP? Angesichts des heutigen Zustandes der 
Restpartei scheint es sich um ein Phänomen aus einer vergangenen 
Epoche zu handeln, das auch dadurch nicht bedeutender wird, dass 
seine Protagonisten wiederholt versichern, dass die Bundesrepublik 
eine kommunistische Partei brauche. Gelegentlich mag man schmun-
zeln, wenn man beispielsweise am 14. Januar 2007 die Demonstration 
zu den Gräbern von „Rosa und Karl“ betrachtet. Nicht nur, dass man 
die UZ angeboten bekommt, nein, die „Partei der Arbeiterklasse“ hat 
es auch geschafft, die an sich disparate „Kampfdemonstration“ dieses 
jährlichen Traditionstreffens aller Mentalstalinisten Deutschlands auf 
das Geschickteste mit roten DKP- und SDAJ-Bannern zu betupfen. So 
entsteht der Eindruck, dass von dem in Sichtweite der alten MfS-
Zentrale aufgestellten 5000 Marschierern, die jenen sprichwörtlichen 
„Zug der Millionen“ ersetzen, mindestens die Hälfte der DKP angehö-
re. Gelernt ist halt gelernt. 
 
Jene Fragen, die sich aber an die politische Kultur der Bundesrepublik 
richten, sind ernsthafter. Nach 1989 wurde der keineswegs völlig er-
folglose und soweit erkennbar, historisch ziemlich einmalige Versuch 
gemacht, die SED-Diktatur zu delegitimieren. In zwei Untersuchungs-
ausschüssen des Deutschen Bundestages kamen sowohl das SED-
/DKP-Firmenimperium als auch – sehr am Rande – die „Westpolitik“ 
der SED zur Sprache. Die Hauptlast der Aufarbeitung blieb den Deut-

                                  
34 Westabteilung, März 1978 „Entlarvung von Agenten und Provokateuren seit 
Konstituierung der DKP bis Dezember 1977“ (SAPMO-BA DY 30 / JIV 2 / 202 
/ 502). Sozialdemokratische Agenten sind in dem Bericht nicht verbürgt. 
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schen in den neuen Bundesländern überlassen. Wo die nachrichten-
dienstlichen – nicht einmal die politischen – Zuträger der SED-
Diktatur ins Visier der Justiz gerieten, darf durchaus von deren zwei-
tem historischen Versagen gesprochen werden – jenes bei der Aufar-
beitung des Nationalsozialismus eingeschlossen. Neben unzähligen 
Einstellungen mangels Beweisen – bekanntlich hatte das MfS nach 
Auffassung der Gerichte seit Gründung seine Akten stets systematisch 
gefälscht, damit nach dem Endsieg des Kapitalismus im Weltmaßstab 
die eigenen IM nicht verurteilt werden konnten – wurden Geldstrafen 
ausgesprochen, die zumeist deutlich unterhalb der Addition empfan-
gener Agentenlöhne lagen. 
 
Eine solch konkludente juristische Entlastung hat natürlich auch Fol-
gen für die politische Bereitschaft der Täter zur Aufarbeitung. Hin-
sichtlich einer Problematisierung der eigenen Rolle vor 1989 herrscht 
in Kreisen der sechsstelligen Zahl von früheren, ehemaligen oder noch 
aktuellen Anhängern der DKP und ihrer Subsysteme verbreitet 
Schweigen. Dabei hätte die Gesellschaft es verdient zu erfahren, wa-
rum eine vergleichsweise große Anzahl mündiger Bürger einer offe-
nen Gesellschaft sich in einer Partei organisiert hatte, die von durch-
gehend selbstentmündigenden Praktiken geprägt ist. Die wenigen  
Apostaten lassen sich leicht aufzählen.35 Heute sind jene früheren 
DKPler, die in der PDS Posten und Karrieren gefunden haben, noch 
vergleichsweise eher bereit, sich ihrer Vergangenheit zu stellen.36 Dies 
mag damit zu tun haben, dass diese größtenteils den DKP-
“Erneuerern“ zuzurechnenden Funktionäre mit sich im Reinen und in 
einer Partei angekommen sind, die zumindest offenen Stalinismus of-

                                  
35 Als Beispiel mag der schon zu DKP-Zeiten tapfere Kulturfunktionär Peter 
Schütt dienen, der auch im Rahmen des Bundestagsausschusses und durch eige-
ne literarische Reflexion zur Aufarbeitung beitrug; oder auch der Journalist 
Christian von Ditfurth. 
36 Z.B. der Linkspartei-Funktionär Wolfgang Gehrcke, der wiederholt mit 
durchaus kritischen Ansichten zur DKP hervorgetreten ist. Immerhin stammen 
auch höherrangige Entscheidungsträger dieser Partei aus der DKP, wie die Bun-
destagsabgeordnete Eva Bulling-Schröter (ehemals Bezirksvorstand Südbayern 
der DKP) oder die Berliner Senatorin Heidi Knake-Werner (früher Bezirkssek-
retärin der DKP Bremen). 
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fiziell nicht mehr goutiert und sich intern unzweifelhaft von den Fol-
terinstrumenten des „Demokratischen Zentralismus“ befreit hat. 
 
Ansonsten herrscht eher Stille. Dies wäre verzeihlich, sofern es sich 
um Menschen ohne politische Funktion und Wirkung handelte. Aber 
gerade Entscheidungs- und Einflussträger schweigen gern zu ihrer 
früheren Rolle: Da ist jener heutige SPD-Bundestagsabgeordnete, der 
als Finanzverantwortlicher bis zum Schluss die Gelder des erfolg-
reichsten kommunistischen Bündnisunternehmens „Krefelder Appell“ 
verwaltet hat. Da ist die Journalistin, einst Mitglied des Bundesvor-
standes der DKP- nahen Studentenorganisation, Kandidatin der DKP 
zur Bundestagswahl, die nach 1989 über mehrere Stufen bis zur Vor-
sitzenden der Bundespressekonferenz aufstieg. Da ist ihr Journalisten-
kollege, einst Schriftleiter des MSB-Organs „Rote Blätter“, nach ei-
nem ähnlichen Bleichungsprozess Chefredakteur einer westdeutschen 
Tageszeitung mit Millionenauflage. Da ist der Wirtschaftsjournalist 
des DKP-Zentralorgans „unsere zeit“ aus den 70er und 80er Jahren, 
der heute für die Zeitung „Das Parlament“ der Bundeszentrale für po-
litische Bildung den Erfolg der deutschen Werftenindustrie besingt.37 
Schlimmer noch: Der Abdruck einer Ausarbeitung ausgerechnet zu 
Menschenrechtsfragen in der Beilage zu eben jenem „Parlament“, ver-
fasst von einem Bremischen Rechtsprofessor, der den Sowjets nach 
seinem Ausschluss aus der SPD als Vizepräsident ihrer Frontorganisa-
tion „Internationale Vereinigung Demokratischer Juristen“ (IVDJ) 
diente.38 Die Beispiele sind weder erschöpfend, noch besonders zahl-

                                  
37 Hermannus Pfeiffer, Schiffsschrauben von der Müritz, in: Das Parlament vom 
9.6.2006. Immerhin war hier die Bleichung nicht ganz erfolgreich, denn im Text 
gerät ein Spitzenprodukt einer großen deutschen Werft zum „Nazi-
Schlachtschiff“. Wie 50.000 Tonnen Kriegstechnik „nationalsozialistisch“ sein 
können, kann man vermutlich nur mit ausreichender kommunistischer Schulung 
erklären. 
38 Gerhard Stuby, Universalismus versus Partikularismus. Die Menschenrechte 
der dritten Generation, in: „Aus Politik und Zeitgeschichte“ B 46-47/98, S. 27-
35. Menschenrechte der dritten Generation meint hier vor allem ein „Recht auf 
Entwicklung“. Der Autor kennt sich aus: Menschenrechte der zweiten Generati-
on hießen in sowjetischer Propaganda nämlich die paternalistischen Versor-
gungsleistungen sozialistischer Staaten – alles Denkfiguren, die den klassischen 
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reich. Die Dunkelziffer bleibt hoch. Aber sie belegen, dass es auch im 
Westen eine Pflicht zur selbstkritischen Reflexion über Anteile am 
SED-Unrechtsregime gibt. 
 
Zweitens wäre zu reflektieren, was man aus einem offensichtlich his-
torisch gewordenen Modell politischer Organisierung für künftige 
Konfliktlagen lernen kann. Die DKP war ein formal legaler, in die 
Gestalt einer politischen Partei gekleideter Interventionsapparat einer 
gegnerischen Macht. Selbst wenn man konstatiert, dass auch andere 
kommunistische Parteien finanzielle Hilfen und Weisungen aus dem 
sowjetischen Machtbereich erhielten, so war doch das Ausmaß der 
Fremdsteuerung der DKP angesichts der besonderen deutschen Situa-
tion geradezu einmalig. Gleichwohl wurde – abgesehen von Warnun-
gen durch die Nachrichtendienste – zu wenig getan, um auf den Cha-
rakter des Interventionsapparates hinzuweisen. Im Ergebnis der öf-
fentlichen Wahrnehmung wurde das Phänomen eher als das akzep-
tiert, was es dem äußeren Anschein nach zu sein schien. Damit wur-
den die konkurrierenden demokratischen Parteien einem außerordent-
lich bösartigen Gegner ausgesetzt, der die westlich-demokratischen 
Regeln des „bargaining and compromise“ und des „fair play“ schon 
von seiner moralischen Konditionierung weit von sich wies. Am deut-
lichsten wurde dies in der Art des Personaleinsatzes: Schon der Cha-
rakter der DKP als apparativer Kaderpartei machte sie mit demokrati-
schen Strukturen unvereinbar, näherte sie totalitären Sekten oder Or-
densgemeinschaften an. Ein solches, von Lenin historisch für Verhält-
nisse der Massengesellschaften des 20 Jahrhunderts aktualisiertes 
Konzept ist indessen keinesfalls veraltet. Es wird auch von zeitgenös-
sischen totalitären Strömungen wie den Islamisten benutzt, die sich 
lediglich von der verwundbaren zentralistischen Struktur verabschie-
det haben und heute eher mit Netzwerk-Techniken arbeiten. Die Ent-
wicklung von Sympathisanten zu Kadern, ihre moralische Enthem-
mung, die absolute Geschlossenheit des nicht mehr hinterfragbaren 
Weltbildes und seine transzendente Rechtfertigung verweisen auf 

                                                                                                        
Menschenrechtsgedanken als primäres, auf das Individuum bezogenes Abwehr-
recht gegen staatliche Willkür in den Hintergrund drängen sollten. 
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Ähnlichkeiten mit dem klassischen Marxismus-Leninismus.39 Selbst 
Rechtsextremisten wie die NPD knüpfen heute z.T. – wenngleich eher 
als Karikatur – an Prinzipien und Sozialisationsmechanismen der klas-
sischen kommunistischen Kaderparteien an. 
 
Eine offene Gesellschaft, die sich ihrer Stärken, aber auch ihrer Ver-
letzlichkeiten bewusst ist, hat demnach allen Grund, ihr Wissen über 
scheinbar überwundene totalitäre Erfahrungen nicht einfach der Ver-
gessenheit anheim zu geben. Der DKP als „Revolutionsmuseum“ wä-
re dergestalt mitsamt ihrer archivalischen Schleifspur ein Platz in der 
anatomischen Abteilung für totalitäre Bewegungen zuzuweisen. 
 

                                  
39 Als Beispiel für die Ähnlichkeiten zwischen kommunistischer und islamisti-
scher Kaderbildung vgl. Tânia Puschnerat, Zur Bedeutung ideologischer und 
sozialer Faktoren in islamistischen Radikalisierungsprozessen, in: Siegfried 
Schwan (Hrsg.), Islamismus. Stellungnahmen und Bewertungen aus der Wissen-
schaft (Beiträge zur inneren Sicherheit 28), Brühl 2006, S. 129-154. 
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Udo Baron 
 
Die Bündnis- und Kampagnenpolitik der DKP 
 
1. Kommunistische Bündnispolitik 
 
Ob es sich um die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik in den fünf-
ziger Jahren des letzten Jahrhunderts handelte, um die Notstandsge-
setzgebung oder den NATO-Doppelbeschluss handelt. Immer wieder 
machten unzählige Menschen in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland von ihrem grundgesetzlich verbrieften Recht zum Protest 
gegen Entscheidungen der jeweiligen Bundesregierungen Gebrauch. 
Immer jedoch nutzten auch orthodoxe Kommunisten die Möglichkeit 
von Protesten gegen die westliche Außen-, Sicherheits- und Wirt-
schaftspolitik, um nichtkommunistische Parteien und außerparlamen-
tarische Bewegungen mit einer ausgefeilten Bündnis- und Kampag-
nenpolitik für ihre gegen das westliche Gesellschafts- und Wirt-
schaftsmodell gerichteten Interessen zu instrumentalisieren. 
 
Die Bündnispolitik gehörte zu den zentralen Bestandteilen kommunis-
tischer Vorgehensweise. Sie geht auf Lenin zurück, der 1920 in seiner 
Abhandlung über den „linken Radikalismus“ die Notwendigkeit von 
Bündnissen unter taktischen Gesichtspunkten für die Auseinanderset-
zung mit dem Klassenfeind erläuterte.40 Ausgerichtet war sie auf ein 
zeitlich und thematisch begrenztes Ziel und schloss alle Maßnahmen 
und Methoden ein, um sich an demokratische Organisationen sowie 
deren Aktionen und Forderungen anzuschließen. Von 1921 an bildete 
die von der Kommunistischen Internationale propagierte „Arbeiter-
einheitsfront“, d.h. die politische Aktionseinheit aller Arbeiter ein-
schließlich der sozialdemokratischen und gewerkschaftlich organisier-
ten, die zentrale bündnispolitische Linie. Im Sommer 1935 kam mit 
der vom VII. Kongress der Kommunistischen Internationale zur offi-
ziellen Bündnispolitik erklärten Volksfrontpolitik gegen den Faschis-
mus eine zweite Linie hinzu. Dadurch rückten im Kampf gegen den 
                                  
40 Wladimir Iljitsch Lenin, Der 'linke Radikalismus', die Kinderkrankheit im 
Kommunismus, in: ders., Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, hrsg. v. Insti-
tut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED, Band II, Berlin (Ost) 1989, S. 
299-400, S. 378. 
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Faschismus über alle Klassengrenzen hinweg auch Christen, Liberale 
und Pazifisten ins Blickfeld der kommunistischen Interessen. Mit dem 
Heraufziehen des Kalten Krieges nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges löste eine modifizierte Volksfrontstrategie, nunmehr als Zu-
sammenschluss aller „antimonopolistischen Kräfte“, die bisherige 
bündnispolitische Linie ab.41  
 
Um Bündnisse nicht a priori als kommunistisch gelenkt erscheinen zu 
lassen, verzichteten die Kommunisten bei diesen Kooperationen nicht 
nur auf die Besetzung von Schlüsselpositionen mit bekennenden 
Kommunisten, sondern auch auf eine allzu offensichtliche marxis-
tisch-leninistische Rhetorik. Vielmehr versteckten sie ihre eigentli-
chen Ziele hinter populären Forderungen und konzentrierten sich auf 
die verdeckte Kontrolle solcher Zusammenschlüsse. Sie erhoben For-
derungen, denen auch Demokraten zustimmen konnten und übernah-
men deren politische Vorstellungen, soweit sie mit ihren Nahzielen 
vereinbar waren.42 So entstanden Aktionsbündnisse, die auf einen von 
den Kommunisten formulierten kleinsten gemeinsamen Nenner beruh-
ten, und mit denen vor allem der Antikommunismus auf breiter gesell-
schaftlicher Ebene bekämpft werden sollte. Gemeinsame Aktionen 
bedeuteten aber keinen Verzicht auf die ideologischen Gegensätze und 
Auseinandersetzungen mit den Bündnispartnern. Diese wurden wei-
tergeführt, schon allein um Weltbilder zu setzen und Trennlinien zu 
formulieren wie „Kommunismus gleich Frieden“ und „USA gleich 
Krieg“.43 

                                  
41 Vgl. Wolfgang Rudzio, Die Erosion der Abgrenzung. Zum Verhältnis zwi-
schen der demokratischen Linken und Kommunisten in der Bundesrepublik 
Deutschland, Opladen 1988, S. 10ff. 
42 Vgl. Bundesminister des Inneren (Hrsg.), Verfassungsschutzbericht 1983, S. 
49. 
43 Vgl. Udo Baron, Das KOFAZ, die „Grünen“ und die DKP in der Friedens-
kampagne, in: Die verführte Friedensbewegung. Der Einfluss des Ostens auf die 
Nachrüstungsdebatte, hrsg. v. Jürgen Maruhn und Manfred Wilke, München 
2002, S. 67-96, S. S. 69ff. 
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2. Der „Kampf um den Frieden“ als zentrale Kampagne 
kommunistischer Bündnispolitik 
 
Zentrales Instrumentarium kommunistischer Bündnispolitik war die 
Kampagne. Sie diente als strategisches Mittel zur Beeinflussung des 
Meinungs- und Willensbildungsprozesses nichtkommunistischer Ge-
sellschaften. Um ihre Kampagnen zum Erfolg zu führen, bedurfte es 
politischer Bündnisse und in diesen einer gezielten Personal („Kader“-
)politik. Verlässliche Kader mussten als Kampagnenmanager an den 
organisatorischen Schaltstellen erfolgreich platziert werden, ohne dass 
ihr kommunistischer Hintergrund zugleich erkennbar wurde. Zahlrei-
che Kampagnen, beispielsweise gegen die Notgesetzgebung Ende der 
sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts oder gegen die so genannten 
„Berufsverbote“, dienten zum einen der Bekämpfung des Antikom-
munismus in Westdeutschland und zum anderen dem Versuch, einen 
Anti-Anti-Kommunismus zu etablieren.  
 
Zum zentralen Kampagnenthema kommunistischer Bündnispolitik 
entwickelte sich seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges der „Frie-
denskampf“. Unter dem Eindruck der gegenseitigen atomaren Ver-
nichtung wandte sich die Sowjetunion ab Mitte der fünfziger Jahre 
von dem Glauben an die Unausweichlichkeit von Kriegen zur Durch-
setzung des Sozialismus ab und unter der Bezeichnung „friedliche 
Koexistenz“ einer begrenzten Kooperation mit dem Westen zu. Die 
friedliche Koexistenz ging weiterhin von einem Nebeneinanderbeste-
hen antagonistischer Gesellschaftssysteme in der Übergangsphase 
vom Kapitalismus zum Sozialismus aus und lieferte den konzeptionel-
len Rahmen für die sowjetische Entspannungspolitik. Die Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit mit dem Klassenfeind bedeutete aber nicht den 
Verzicht auf den Klassenkampf. Friedliche Koexistenz und Entspan-
nungspolitik verstanden sich vielmehr im marxistisch-leninistischen 
Denken als seine Fortsetzung unter Vermeidung eines Krieges.44 So-
mit verfügte die friedliche Koexistenz stets über zwei Gesichter: Ein 
staatliches, auf Dialog und Kooperation mit dem Westen ausgerichte-

                                  
44 Friedliche Koexistenz, in: Militärlexikon, hrsg. von G. Artl u.a., 2. Auflage 
Berlin (Ost) 1973, S. 110-111. 
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tes und ein parteiliches, den Klassenkampf im Westen beförderndes 
Antlitz. Letzteres verkörperte der „Kampf um den Frieden“. Er diente 
dazu, in den westlichen Ländern breite gesellschaftliche Bündnisse zu 
schmieden, um mit deren Hilfe eine Massenbewegung gegen die west-
liche Außen- und Sicherheitspolitik zu formieren.45 
 
Galt der „Friedenskampf“ in der Erklärung der „Internationalen Bera-
tung der kommunistischen und Arbeiterparteien“ von 1957 noch als 
„vordringlichste Aufgabe“,46 so wurde er auf der „Internationalen Be-
ratung der kommunistischen und Arbeiterparteien“ von 1960 bereits 
als die „erstrangige Aufgabe“ der kommunistischen Bewegung ange-
sehen.47 Auf der „Internationalen Beratung der kommunistischen und 
Arbeiterparteien“ vom Juni 1969 in Moskau, welche die „Aktionsein-
heit“ der kommunistischen Parteien nach der gewaltsamen Nieder-
schlagung des „Prager Frühlings“ aus dem Jahre 1968 wiederherstel-
len sollte, rückte der „Friedenskampf“ endgültig in den Mittelpunkt 
kommunistischer Kampagnenpolitik. Er war nicht nur das verbinden-
de Element der „antiimperialistischen Kräfte“, sondern zugleich auch 
ein Kampfmittel gegen das Militärpotential des Westens.  
 
Mit Hilfe des „Kampfes um den Frieden“ als Teil der friedlichen Ko-
existenz versuchten die Sowjetunion und ihre Verbündeten einerseits 
den politischen Einfluss und den wirtschaftlichen Zugang des Westens 
zur Dritten Welt zu vermindern und andererseits die dortigen Auf-
standsbewegungen zu fördern – verstanden sie sich doch weiterhin als 
„Vorkämpfer der nationalen Befreiungsbewegungen“. Zugleich be-
mühten sie sich über ihre „Bruderparteien“ in den nichtkommunisti-
schen Ländern Bündnisorganisationen aufzubauen, um mit deren Un-
terstützung den außen- und sicherheitspolitischen Meinungs- und Wil-
                                  
45 Vgl. Udo Baron; Kalter Krieg und heißer Frieden. Der Einfluss der SED und 
ihrer westdeutschen Verbündeten auf die Partei „Die Grünen“ im „Kampf um 
den Frieden“, Münster-Hamburg-London 2003, S. 19ff. 
46 Erklärung der Beratung von Vertretern der kommunistischen und Arbeiterpar-
teien der sozialistischen Länder, die vom 14. bis 16. November 1957 in Moskau 
stattfand, zitiert nach: Bruno Mahlow (Autorenkollektiv), Kommunistische Be-
wegung und revolutionärer Kampf, Berlin (Ost) 1979, S. 25. 
47 Erklärung der Beratung von Vertretern der kommunistischen und Arbeiterpar-
teien vom November 1960, zitiert nach: B. Mahlow (Anm. 46), S. 25. 



 52 

lensbildungsprozess in den westlichen Demokratien im sowjetischen 
Sinne zu beeinflussen. Dabei kam es darauf an, den Eindruck zu er-
wecken, dass eben dieses nicht das Ziel sei, sondern die Aufrechter-
haltung der Entspannung.  
 
Propagandistisch konzentrierten sich die „Friedensoffensiven“ auf 
einzelne Rüstungsprojekte. Diese wurden aus ihrem militärischen und 
politischen Kontext gerissen und zur Personifikation einer drohenden 
Katastrophe stilisiert, die nur durch die kollektive Anstrengung aller 
friedliebenden Menschen noch abgewendet werden könnte. Die Ent-
spannungspolitik war im marxistisch-leninistischen Selbstverständnis 
nur ein Mittel, um den Westen psychologisch und militärisch zu ent-
waffnen. Ihr strategisches Ziel war die Stärkung der sozialistischen 
Länder bei gleichzeitiger Wehrlosmachung des Westens. In erster Li-
nie sollte die Entspannungspolitik der Sowjetunion und ihren Verbün-
deten realpolitisch dazu dienen, das innenpolitische Kräfteverhältnis 
im Westen zugunsten derjenigen Parteien zu verschieben, die auf akti-
ve Kooperation mit der UdSSR setzten und gegen eine Stärkung der 
westlichen Militärmacht, wie z.B. gegen den NATO-Doppelbeschluss, 
opponierten.48 

 
3. Kommunistische Bündnispolitik in der Bundesrepublik 
 
3.1 Die KPD 
 
Hauptakteur der kommunistischen Bündnis- und Kampagnenpolitik in 
der Bundesrepublik war in den Anfangsjahren der Bundesrepublik bis 
zu ihrem Verbot durch das Bundesverfassungsgericht im Jahre 1956 
die „Kommunistische Partei Deutschlands“ (KPD). Als Interventions-
apparat von KPdSU und SED versuchte sie die Interessen der Sowjet-
union und ihrer Satelliten in der Bundesrepublik zu popularisieren. 
Trotz aller Anstrengungen gelang es der KPD aber nicht, durch Wah-
len politisches Gewicht in der Bundesrepublik zu erringen. Sie verleg-

                                  
48 Simone Hannemann/Hans-Peter Müller/Michael Ploetz/Manfred Wilke, Plan 
und Realität: Die westdeutsche und westeuropäische Friedensbewegung im poli-
tischen Kalkül der SED-Führung 1978 bis 1983, Berlin 2000 (unveröffentlicht), 
S. 123. 
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te sich daher ab Anfang der fünfziger Jahre verstärkt auf außerparla-
mentarische Aktionen.  
 
Um den direkten Einfluss der Marxisten-Leninisten zu kaschieren, 
gründete die KPD zahlreiche Tarn- und Nebenorganisationen mit dem 
Ziel, auch bürgerliche und unpolitische Kreise für Einzelanliegen der 
Kommunisten zu gewinnen.49 Gab es bis 1950 in der Bundesrepublik 
nur sieben kommunistische Vorfeldorganisationen wie die „Freie 
Deutsche Jugend“ (FDJ) oder den Kulturbund, so stieg deren Zahl laut 
einer Studie der britischen Militärregierung 1951 auf 34 und Mitte 
1953 bereits auf 149 an.50 Zugleich wurde gezielt Einfluss auf bereits 
bestehende Organisationen genommen. Vor allem der von dem ehe-
maligen Reichskanzler und früheren linken Zentrumspolitiker Joseph 
Wirth gegründete „Bund der Deutschen“ (BdD) oder die von dem spä-
teren Bundespräsidenten Gustav Heinemann ins Leben gerufene „Ge-
samtdeutsche Volkspartei“ (GVP), der u. a. die späteren sozialdemo-
kratischen Führungskräfte Johannes Rau und Erhard Eppler angehör-
ten, entwickelten sich zum Objekt kommunistischer Begierde.51  
 
Mit dem Verbot der KPD im Jahre 1956 verlor die kommunistische 
Bündnis- und Kampagnenpolitik in Westdeutschland vorübergehend 
ihre Schaltzentrale. Getarnt als ein breites gesellschaftliches Spektrum 
nahm ab 1960 die „Deutsche Friedens-Union“ (DFU) bis zur Neukon-
stituierung einer kommunistischen Partei in der Bundesrepublik die 
marxistisch-leninistischen Interessen in der Bundesrepublik wahr. Die 
Achse des politischen Programms der DFU bildete die Anerkennung 
der DDR und die Propagierung ihrer Interessen in der Bundesrepublik. 
Sie schloss sich der Kampagne gegen die Notstandsgesetzgebung an 
und versuchte, die Ostermarschbewegung der Atomwaffengegner und 
die später aus ihr hervorgegangene Kampagne für Abrüstung (KfS) 
für ihre Interessen zu instrumentalisieren.  
 

                                  
49 Vgl. Wolfgang Buschfort, Geheime Hüter der Verfassung, Paderborn 2004, S. 
168. 
50 Vgl. Till Kössler, Abschied von der Revolution. Die KPD in Westdeutschland 
1945–1968, Düsseldorf 2005, S. 373f. 
51 Vgl. Udo Baron (Anm. 45), S. 37ff. 



 54 

Parallel zu den Aktivitäten der DFU suchte die SED mit Hilfe der in 
Ost-Berlin verweilenden Exil-KPD nach neuen Wegen für eine Wie-
derzulassung der alten KPD in der Bundesrepublik. Vor dem Hinter-
grund der einsetzenden Entspannungspolitik zwischen West und Ost 
mündeten langwierige Verhandlungen zwischen dem damaligen Bun-
desjustizminister Gustav Heinemann und seinem Staatssekretär Horst 
Ehmke auf der einen sowie Vertretern der illegalen KPD auf der ande-
ren Seite im September 1968 in die Neukonstituierung einer kommu-
nistischen Partei auf westdeutschen Boden unter der Bezeichnung 
„Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP).  
 
3.2. Die DKP 
 
Die DKP stand von Beginn an in der Tradition der verbotenen KPD. 
Um aber möglichen Verbotsforderungen zu entgehen, musste sie sich 
auf einen Spagat zwischen den Auflagen des Bundesverfassungsge-
richtes und den Anforderungen an eine marxistisch-leninistische Par-
tei einlassen. Sie vermied deshalb in ihrer Programmatik alle Formu-
lierungen, die als verfassungswidrig hätten ausgelegt werden können. 
Ihre Strategie und Taktik folgte zwar den traditionell-orthodoxen 
kommunistischen Zielsetzungen mit ihrer Ausrichtung auf die „sozia-
listische Umwälzung“52 auf dem Weg vom Kapitalismus zum Sozia-
lismus, sie wurde aber an die konkreten politischen und gesellschaftli-
chen Bedingungen der Bundesrepublik Deutschland angepasst.  
 
Ihre Bündnispolitik zielte zunächst auf eine Aktionseinheit mit allen 
Organisationen der Arbeiterklasse – d.h. in erster Linie auf Bündnisse 
mit der SPD und den Gewerkschaften –, die zwei Jahre nach Aufnah-
me der Parteitätigkeit um die Forderung, „ein demokratisches Bündnis 
aller antimonopolistischer Kräfte in der BRD“53 zu formieren, erwei-
tert wurde. In ihrem Essener Thesenpapier aus dem Jahre 1969 kon-
                                  
52 Grundsatzerklärung der DKP, verabschiedet auf dem DKP-Parteitag, Essen 
1969. 
53 DKP-Thesenpapier, beschlossen auf dem DKP-Parteitag, Essen 1969, These 
35, zitiert nach: Bilstein, Helmut / Binder, Sepp / Elsner, Manfred / Klose, Hans-
Ulrich, Organisierter Kommunismus in der Bundesrepublik Deutschland. DKP, 
SDAJ, MSB Spartakus, KPD, KPD (ML), KBW, zweite Auflage, Opladen 
1974, S. 34. 
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kretisierte die DKP ihr Konzept, in dem sie eine Aktionseinheit von 
Sozialdemokraten, Kommunisten, christlichen und parteilosen Arbei-
tern forderte.54 Dadurch hoffte die DKP, ihre politische und gesell-
schaftliche Einflusssphäre auf ein Niveau zu verbreitern, welches sie 
unter demokratischen Bedingungen niemals hätte erreichen können. 
Es entsprach dabei dem Selbstverständnis der DKP, dass sie sich als 
führende Kraft des Bündnisses in der Arbeiterklasse sah.55  
 
Um ihren politisch-gesellschaftlichen Einfluss vor allem im jugend- 
und hochschulpolitischen Bereich zu erhöhen, umgab sich die DKP 
mit einem Speckgürtel von Vorfeld- und Nebenorganisationen. Von 
besonderer Bedeutung waren dabei ihre Jugendorganisation „Sozialis-
tische Deutsche Arbeiter Jugend“ (SDAJ) und ihre Studentenorganisa-
tion, der „Marxistische Studentenbund Spartakus“ (MSB). Obwohl 
scheinbar unabhängig, waren diese Organisationen faktisch personell, 
organisatorisch und finanziell fest in das Anleitungs- und Kontrollsys-
tem der DKP eingebunden. Hinzu kamen Organisationen wie die 
„Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschis-
ten“ (VVN/BdA) oder die „Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinig-
te Kriegsgegner“ (DFG-VK), die ebenso wie die DFU formal unab-
hängig, aber maßgeblich von der DKP beeinflusst waren. Mit ihrer 
Hilfe sollte eine Volksfront zur Durchsetzung der marxistisch-
leninistischen Interessen in der Bundesrepublik aufgebaut werden.56  
 
Zum taktischen Instrumentarium der DKP gehörte der Versuch, diese 
häufig zeitlich und thematisch begrenzten Bündnisse als nicht kom-
munistisch gelenkt erscheinen zu lassen sowie auf die Besetzung von 
Schlüsselpositionen mit eigenem Personal und auf zu offensichtliche 
kommunistische Diktion weitgehend zu verzichten.57 Ein ausgeklügel-
tes Schulungssystem in den diversen Schulungseinrichtungen der 
DKP ergänzte die Bündnisarbeit des aufgeblähten hauptamtlichen Par-

                                  
54 Vgl. ebd. S. 32. 
55 Vgl. Michael Roik, Die DKP und die demokratischen Parteien 1968-1984, 
Paderborn 2006, S. 99. 
56 Vgl. ebd., S. 100. Vor allem Führungsämter wurden weitgehend in Personal-
union bei der DKP und der jeweiligen Nebenorganisation ausgeübt. 
57 Vgl. U. Baron (Anm. 45), S. 42.  
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teiapparates und begleitete das Vorgehen der Parteiaktivisten inhalt-
lich und didaktisch. Zugleich hatte die Partei einen Propagandaapparat 
aufgebaut, der Mitte der siebziger Jahre direkt oder indirekt allein 
während eines Jahrgangs über 1.420 periodische Schriften, die von 
orthodox-kommunistischen Gruppen oder nahestehenden Organisatio-
nen herausgegeben wurden, verfügte. Diese Publikationen erreichten 
eine Gesamtjahresauflage von 41 Millionen Exemplaren.58  
 
4. Der „Kampf um den Frieden“ als zentrale Kampagne in 
der Strategie der DKP 
 
Oberste Aufgabe der DKP-Bündnispolitik war es, den vermeintlichen 
Antikommunismus in der Bundesrepublik in einen Anti-
Antikommunismus umzuwandeln, um die westdeutsche Öffentlichkeit 
für die Interessen von KPdSU und SED zu instrumentalisieren. Groß-
angelegte Kampagnen gegen vermeintliche Berufsverbote, die Not-
standsgesetzgebung oder die Kanzlerkandidatur von Franz-Josef 
Strauß dienten ebenso diesem Ziel wie der Versuch, sich durch Aktio-
nen beispielsweise gegen Fahrpreiserhöhungen im öffentlichen Perso-
nennahverkehr oder Mieterhöhungen auch kommunal zu verankern.59 
 
Ausgestattet mit verdeckten jährlichen Finanzspritzen zwischen 60 
und 70 Millionen DM aus den Devisentöpfen der SED entwickelte 
sich seit Mitte der siebziger Jahre der „Friedenskampf“ zur zentralen 
Kampagne der DKP und ihrer Bündnisorganisationen in der Bundes-
republik Deutschland. Ausgangspunkt hierfür war der Versuch der 
Sowjetunion, die so genannten „Friedenskräfte“ global neu zu aktivie-
ren und zu formieren, um die politischen Verhältnisse in der westli-
chen Welt im Sinne der Strategie der friedlichen Koexistenz weiterzu-
entwickeln. Der DKP oblag es nun in einer Art Arbeitsteilung mit der 
DFU, die dafür benötigten Bündnisse zu schmieden und diese Kam-
pagne erfolgreich auf den Weg zu bringen.  
 
Infolge dieser Entwicklung wurde am 7. Dezember 1974 in Bonn-Bad 

                                  
58 Vgl. M. Roik (Anm. 55), S. 101f. 
59 Vgl. Wilhelm Mensing, Zur Kulturpolitik der DKP, in: „Aus Politik und Zeit-
geschichte“, B 10/83, S. 37-46. 
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Godesberg mit dem „Komitee für Frieden, Abrüstung und Zusam-
menarbeit“ (KOFAZ) eine neue kommunistische Tarnorganisation für 
den „Friedenskampf“ ins Leben gerufen. Das KOFAZ verstand sich 
formell als ein überparteiliches Personenbündnis zur Koordinierung 
der Aktivitäten der westdeutschen Friedensbewegung. Die Mehrzahl 
ihrer Mitglieder gehörte aber zu den „abonnierten“ Friedensaktivisten 
aus dem Umfeld westdeutscher Kommunisten.60 Organisatorisch und 
finanziell profitierte das KOFAZ von der „brüderlichen“ Hilfe SED- 
bzw. DKP-naher Wirtschaftsunternehmen wie dem Pahl-Rugenstein-
Verlag, der Druckerei Plambeck & Co. und dem Pläne Konzertbüro. 
Aufgrund ihres allzu offensichtlichen kommunistischen Hintergrundes 
gelang es dem KOFAZ jedoch nicht, die westdeutsche Bevölkerung 
im ausreichenden Maße für den „Friedenskampf“ zu mobilisieren. 
Erst als die westdeutsche Friedensbewegung infolge der Auseinander-
setzung um den NATO-Doppelbeschluss vom 12. Dezember 1979 ei-
nen ungeahnte Renaissance erlebte, ergaben sich für die DKP und ih-
ren Verbündeten zuvor nicht mehr erhoffte Möglichkeiten zur Reakti-
vierung des „Friedenskampfes“. 
 
Um die neu entstandene Situation effizient zu nutzen bedurfte es aber 
neuer Bündnisse. Im Rahmen enger Konsultationen entwickelten das 
zum sowjetisch gelenkten „Weltfriedensrat“ (WFR) gehörende natio-
nale staatliche Friedenskomitee der DDR, der Friedensrat der DDR 
(DFR), und die DFU bereits im Vorfeld der Entscheidung des westli-
chen Verteidigungsbündnisses einen Maßnahmenkatalog zur Mobili-
sierung der westdeutschen Öffentlichkeit. In enger Absprache mit 
Moskau und Ost-Berlin einigte sich die DKP darauf, dass die DFU in 
Kooperation mit dem KOFAZ die Voraussetzungen für ein neues, ge-
sellschaftlich breit gestreutes Personenbündnis übernehmen sollte. Als 
Konsequenz aus ihren Gesprächen mit dem DFR verabschiedete die 
DFU auf der Sitzung ihres Bundesvorstandes am 13. September 1980 
in Köln einen Appell unter der Überschrift „Der Atomtod bedroht uns 
alle – Ein Aufruf zum Gespräch“. Er enthielt bereits die strategische 

                                  
60 Hierbei handelte es sich um Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens wie Pas-
tor Martin Niemöller, Christoph Strässer oder Uta Ranke-Heinemann, die jeder-
zeit als Aushängeschilder für Kampagnen mit kommunistischen Hintergrund zur 
Verfügung standen. 
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Zielsetzung, ein umfassendes Personenbündnis für den Kampf gegen 
den NATO-Doppelbeschluss ins Leben zu rufen. Um in der Öffent-
lichkeit den Eindruck eines unabhängigen Aufrufes zu erwecken, 
wurde er kurz darauf, nahezu sprachlich und inhaltlich unverändert, 
als spontaner Appell einer Gruppe von Persönlichkeiten, bestehend 
aus Pastor Martin Niemöller, Professor Helmut Ridder, dem FDP-
Präsidiumsmitglied Christoph Strässer, dem Schriftsteller Gösta von 
Uexküll und dem DFU-Direktoriumsmitglied Josef Weber, publi-
ziert.61  
 
Auf dieser Basis wurde schließlich am 15. November 1980 im Krefel-
der Seidenweberhaus im Rahmen des „1. Krefelder Forum“ die „Kre-
felder Initiative“ (KI) gegründet und der als Minimalkonsens bezeich-
nete gemeinsame Nenner (angeblich) aller Teilnehmer verkündet.62 
Das „Krefelder Forum“ wählte Josef Weber zum Sprecher der KI. 
Von da an fungierte er bis zu seinem Tode 1984 als ihr Geschäftsfüh-
rer und avancierte zu ihrer Schlüsselfigur. Die Unterschriftenlisten für 
den „Krefelder Appell“ wie auch die anderen Aufrufe der KI liefen 
über sein Büro. Als Adresse für diese Aktionen diente die Anschrift 
Webers in den Kölner Räumlichkeiten der Bundesgeschäftsstelle der 
DFU.63 Spenden und alle anderen finanziellen Angelegenheiten wur-
den über ein auf seinen Namen laufenden Konto abgewickelt.64 Weber 
– und über ihn die DKP und die SED – hatte somit nicht nur den un-
mittelbaren Zugriff auf die Arbeitsabläufe der KI, sondern auch auf 

                                  
61 Vgl. Blätter für deutsche und internationale Politik Nr. 10/1978, S. 1278f. 
Auch hier treten wieder die „abonnierten“ Friedensaktivisten auf die Bühne. 
62 Vgl. Gemeinsames Kommunique der Delegation der Deutschen Friedens-
Union und des Sowjetischen Komitees zum Schutze des Friedens, Presse-Dienst 
der DFU, Nr.8/80 vom 5. Februar 1980 . Meldung der progress-presse-agentur 
(ppa) vom 4. Februar 1980. 
63 Vgl. „Krefelder Appell an die Bundesregierung“ der „Krefelder Initiative“, 
Archiv Grünes Gedächtnis, Best. B. II 1, Akte Nr. 1756. „Hiroshima mahnt – 
Stoppt den Rüstungswahnsinn“. Aufruf der Krefelder Initiative, Archiv Grünes 
Gedächtnis – Petra-Kelly-Archiv -, Akte Nr. 321. 
64 Vgl. Aufforderung an alle Abgeordneten des Bundestages, HASTK, Best. 
1415, Nr. 307. Die Spendenkonten der „Krefelder Initiative“ wurden in erster 
Linie auf den Namen Josef  Weber, Stichwort „Krefelder Appell“ und nicht un-
ter der  Organisation „Krefelder Initiative“ geführt  
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deren Finanzen und kontrollierte dadurch ihre Schlüsselbereiche.65 
 
Im Gegensatz zu früheren Personenbündnissen gelang es den orthodo-
xen Kommunisten mit der damaligen Bundesvorsitzenden der Grünen, 
Petra Kelly, und dem früheren Bundeswehrgeneral Gert Bastian auch 
Persönlichkeiten für ihre Bündnispolitik zu gewinnen, die nicht im 
Verdacht standen, dem kommunistischen Spektrum oder seinem Sym-
pathisantenkreis anzugehören. Dadurch konnten sie eine Brücke nicht 
nur zur Ökologiebewegung und den Grünen, sondern bis ins bürger-
lich-konservative Milieu der Bundesrepublik bauen. Mit Hilfe der KI 
und des von ihr vorgelegten „Krefelder Appells“ versuchten SED und 
DKP die Friedensbewegung auf den von ihr formulierten Minimal-
konsens festzulegen, der sich ausschließlich gegen die westlichen A-
tomraketen richtete. Ohne dass ihre Kader nach außen hin wahrnehm-
bar waren, hatten die Marxisten-Leninisten mit dieser Initiative den 
Grundstein gelegt, um die westdeutsche Friedensbewegung nachhaltig 
in ihrem Sinne zu beeinflussen. Erst mit der Entscheidung des Deut-
schen Bundestages zur Stationierung der neuen amerikanischen Mit-
telstreckenraketen zerbrach Ende 1983/Anfang 1984 der Minimalkon-
sens und der Einfluss der DKP und ihrer Verbündeten wurde rückläu-
fig.66 
 
Das Fallbeispiel „Krefelder Initiative“ belegt, dass sich die DKP auf-
grund ihrer organisatorischen und finanziellen Möglichkeiten mit der 
Zeit für die Friedensbewegung zu einem unentbehrlichen Faktor ent-
wickelt hatte. So stellten Mitglieder der DKP oder ihrer Hilfsorganisa-
tionen beispielsweise die Kassenwarte und Protokollanten vieler Frie-
densinitiativen. Dadurch verfügten sie nicht nur über die inhaltliche, 
sondern auch über die finanzielle Kontrolle vieler nichtkommunisti-
scher Friedensgruppierungen. Darüber hinaus erreichten sie aufgrund 
ihres „selbstlosen“ Engagements eine hohe Akzeptanz auch bei an-
sonsten gegenüber Kommunisten eher kritisch eingestellten Akteuren 
der Friedensbewegung. Ihr Einfluss erstreckte sich dadurch weit über 

                                  
65 Vgl. Schreiben Webers zum „Krefelder Forum“ vom 2. Dezember 1980, 
HASTK, Best. 1415, Nr. 649. 
66 Information des DFR zur Entwicklung der Massenbewegung für Abrüstung 
und Entspannung aus dem Jahre 1980, SAPMO-BArch, DZ 9 450.2355.  
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ihren eigentlich zahlenmäßigen Anteil hinaus auf die Politik der Frie-
densbewegung.67  
 
Dennoch sollte ihre Bündnis- und Kampagnenpolitik im Allgemeinen 
und im „Friedenskampf“ im Besonderen nicht überschätzt werden. Es 
gilt vielmehr, die Pläne der DKP mit der Realität abzugleichen, um 
Schein und Wirklichkeit voneinander zu trennen. Zwar hatten die 
DKP und ihre Verbündeten alles versucht, um die Friedensbewegung 
in einen monolithischen Block gegen den Westen und seine Außen- 
und Sicherheitspolitik zu verwandeln. Die Politik der damaligen Bun-
desregierungen und die Heterogenität der außerparlamentarischen 
Bewegungen verhinderten, dass die Vorstellungen der orthodoxen 
Kommunisten Realität wurden. 
 
Zurück blieben die bis heute spürbaren Nachwirkungen in den Köpfen 
der Menschen. Geschickt hatten die Marxisten-Leninisten die in wei-
ten Teilen der bundesrepublikanischen Bevölkerung vorhandenen 
Feindbilder, Grundstimmungen und Ressentiments aufgegriffen und 
popularisiert. So förderten sie den Anti-Amerikanismus, halfen mit, 
den Antinationalsozialismus zu etablieren und setzten die Bundesre-
publik dem permanenten Faschismusverdacht aus, um dadurch den 
antitotalitären Konsens zu sprengen und den demokratischen Anti-
kommunismus in einen Anti-Antikommunismus zu verwandeln. Hier-
in liegt der eigentliche Erfolg der Bündnis- und Kampagnenpolitik der 
DKP und der hinter ihr stehenden SED. 
 
5. DKP-Bündnis- und Kampagnenpolitik heute 
 
Der Zusammenbruch der kommunistischen Macht- und Herrschafts-
apparate in den Ländern des realen Sozialismus stürzte 1989/90 auch 
die DKP in eine existenzielle Krise. Der hauptamtliche Apparat muss-
te entlassen werden, einige Parteiverlage meldeten Konkurs an. Das 
Ende des SED-Interventionsapparates in der Bundesrepublik führte 
dennoch nicht zur Auflösung der DKP. Auf den 10. Parteitag im März 
1990 betonte die DKP ihre „Eigenständigkeit“ und vollzog einen Ge-
nerationswechsel. Die FDJ-Funktionäre der 50er Jahre wie der lang-

                                  
67 Vgl. U. Baron (Anm. 45), S. 107. 
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jährige Parteivorsitzende Herbert Mies oder seine Stellvertreterin El-
len Weber traten (zwangsweise) ab. Ersetzt wurden sie durch den neu-
en Parteivorsitzenden Heinz Stehr und seinem Stellvertreter Rolf 
Priemer. Beide traten noch vor 1968 der damals illegalen KPD bei und 
gehörten bereits vor 1990 dem Präsidium und Sekretariat des Partei-
vorstandes der DKP an, wodurch die personelle Kontinuität gewahrt 
blieb. 
 
Zwar konnte die DKP seit 1990 auf keine staatlichen Ressourcen mehr 
jenseits der bundesrepublikanischen Grenzen zurückgreifen. Dennoch 
konnten Teile ihres Ideologieapparates wie die „Marx-Engels-Stiftung 
e.V.“ in Wuppertal, der Verein „Wissenschaft und Sozialismus“ in 
Frankfurt am Main und in München das „Institut für sozialökologi-
sche Wirtschaftsforschung e.V.“ (isw)) ebenso erhalten bleiben wie 
ihr Zentralorgan unsere zeit – Zeitung der DKP (UZ) als Wochenzei-
tung. Technologische Neuerungen wie das Internet und das Mobil-
Telefon trugen schnell zur Konsolidierung der DKP bei. Zugleich ver-
schaffte das Ende der kommunistischen Parteidiktaturen der DKP Be-
wegungsspielraum im Spektrum der Linken. So musste die Partei 
nicht mehr Verbrechen, Menschenrechtsverletzungen, Misswirtschaft 
und schroffe Linienwechsel der regierenden kommunistischen Partei-
en in der Bundesrepublik verteidigen und erklären.  
 
Im April 2005 legte die DKP den Entwurf eines neuen Programms 
vor, dessen zentrale Programmaussagen von dem DKP-Kreisverband 
München erarbeitet worden waren.68 Zentralen Raum nimmt darin die 
Globalisierung ein, die es mit der Methodik der marxistisch-
leninistischen Imperialismusanalyse zu klären gilt. Die Globalisierung 
wird in diesem Programmentwurf als eine neue Form des Imperialis-
mus gedeutet, die von den USA als zurzeit konkurrenzlose Militär-
macht mit ökonomischen und militärischen Mitteln versucht wird 
durchzusetzen. Hauptsubjekt der Globalisierung sind demnach die 
„Transnationalen Konzerne“, deren Herrschaft mit Hilfe des „Neolibe-
ralismus“ als „gesellschaftliches Gesamtkonzept“ von oben durchge-
setzt werden soll, um schließlich in einer vom „Finanzkapital“ und 
dessen „Gewaltapparat“, den USA, geschaffenen neuen „Weltord-
                                  
68 Vgl. unsere zeit – Zeitung der DKP Nr. 13 vom 1. April 2005. 
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nung“ zu münden.69 Um diese Entwicklung erfolgreich zu bekämpfen, 
versucht die DKP – ganz im Sinne ihrer früheren Bündnis- und Kam-
pagnenpolitik – neue (alte) Bündnisse im außerparlamentarischen 
Raum zu schmieden, vor allem mit den Gewerkschaften, der Frie-
densbewegung und der Anti-Globalisierungsbewegung.70  
 
Im Mittelpunkt aktueller kommunistischer Bündnisbestrebungen steht 
die Anti-Globalisierungsbewegung. Durch den organisatorischen Er-
folg dieser Bewegung fühlten sich die Kommunisten herausgefordert, 
zumal zu den Organisatoren in Frankreich viele Gewerkschafter sowie 
Vertreter der extremen Linken und Intellektuelle unter der Führung 
von Pierre Bourdieu gehörten. Dass Attac auf die „Weltwirtschafts-
gipfel“ mit der Einberufung eines „Weltsozialforums“ reagierte, bietet 
der DKP eine Plattform zur Teilhabe an der Koordination weltweiter 
Opposition gegen die Folgen der Globalisierung. Daran anknüpfend 
plädieren die orthodoxen Kommunisten entschieden für die Nutzung 
dieser Bewegung und fordern, ihr als strategisches Ziel den „Bruch 
mit dem Kapitalismus“ nahe zu legen, um eine sozialistische Gesell-
schaft aufzubauen. 
 
Vor allem die Losung von Attac, „Die Welt ist keine Ware“, positio-
niert die Bewegung in den Augen der DKP als Widerstandsbewegung 
gegen die kapitalistische Globalisierung und deren „Haupttriebkraft“, 
die multinationalen Konzerne. Zugleich bietet diese Bewegung die 
Option für den gemeinsamen Kampf von Arbeiter- und globalisie-
rungskritischer Bewegung, wodurch sich ihre strategische Bedeutung 
für die DKP weiter erhöht hat.71 Die DKP unterstützt deshalb als Or-
ganisation auf regionaler Ebene ebenso wie über Einzelpersonen die 
Arbeit von Attac. So gehört der DKP-Kreisverband München als auch 
die DKP-Ortsgruppe Aschaffenburg Attac-Deutschland als Organisa-

                                  
69 Leo Mayer, Ein Beitrag zur Analyse des heutigen Imperialismus, in: unsere 
zeit – Zeitung der DKP vom 16. März 2001. 
70 Vgl. Manfred Wilke/Udo Baron, Die Deutsche Kommunistische Partei in eu-
ropäischer Perspektive, in: Politische Studien Nr. 404, S. 57-66, S. 59ff. 
71 Leo Mayer: Soziale Bewegungen und die Linke. Die Arbeiterbewegung, die 
Sozialforums-Bewegung und die antikapitalistische Linke, in: unsere zeit – Zei-
tung der DKP vom 12. September 2003. 
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tion an. Das frühere DKP-Vorstandsmitglied Jörg Huffschmid wirkt 
als Mitglied des wissenschaftlichen Beirats von Attac in den AGs „öf-
fentliche Finanzen“ und „Europa“ mit. Zugleich werden zahlreiche 
globalisierungskritische Bücher über den Papy Rossa Verlag Köln 
vertrieben, einem der Nachfolgeverlage des früheren DKP-nahen 
Pahl-Rugenstein-Verlages.72 
 
Wie schon in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts, so stellt ge-
genwärtig auch die Friedensbewegung wieder eine der bündnispoliti-
schen Zielgruppen der DKP dar. Seit 1994 fanden auf Initiative der 
DKP „Friedenspolitische Ratschläge“ an der Universität/Gesamthoch-
schule Kassel statt. 1996 entstand aus diesem Kreis der „Arbeitsaus-
schuß Friedensratschlag“ (AfriRa), der auch darum bemüht ist, die 
friedenspolitischen Aktivitäten von DKP und PDS zusammenzufüh-
ren. Sein Hauptaktivist Peter Strutynski, Dozent an der Universität 
Kassel, und die übrigen Funktionäre stammen überwiegend aus der 
DKP und ihrer Anfang der 90er Jahre aufgelösten Vorfeldorganisati-
on, der „Deutschen Friedens-Union“ (DFU). In seiner praktischen Po-
litik bemüht der AfriRa sich um eine Fortsetzung des traditionellen 
kommunistischen „Friedenskampfes“. Der mittlerweile zum „Bundes-
ausschuss“ aufgewertete „Friedensratschlag“ verstärkte nach den Ter-
roranschlägen vom 11. September 2001 in den Vereinigten Staaten 
seine Bemühungen, eine in erster Linie antiamerikanische und gegen 
das westliche Bündnis gerichtete „Friedensbewegung“ in der Bundes-
republik zu initiieren.  
 
Ergänzt wird der „Friedensratschlag“ durch das von Reiner Braun, 
dem früheren Mitarbeiter des DFU-Vorstandsmitgliedes Josef Weber, 
betreute Netzwerk „Friedenskooperative“. Unter der Bezeichnung 
„Achse des Friedens“ organisiert dieser Zusammenschluss, dem Um-
weltverbände wie der Deutsche Naturring, Gewerkschaften wie ver.di 
Berlin und die IG Metall Jugend, Attac und christliche Gruppierungen 
angehörten, Protestaktionen gegen die westliche Sicherheitspolitik, 
beispielsweise gegen den Staatsbesuch des amerikanischen Präsiden-
ten George W. Bush vom 21. Mai 2002 in der Bundesrepublik oder 

                                  
72 Vgl. M. Wilke/ U. Baron (Anm. 70), S. 62ff. 
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den Krieg im Irak im Jahre 2003.73  
 
Vor allem bei symbolträchtigen Auseinandersetzungen im aus kom-
munistischer Sicht immer währenden „Friedenskampf“ zeigt die DKP 
Präsenz. Dieser Begriff erinnert daran, dass Kommunisten keine Pazi-
fisten sind. Die Frage der Gewalt in der Politik ist für sie primär ein 
taktisches Problem, das vom jeweiligen Kräfteverhältnis abhängt. 
Derzeit kann die politische Glaubensgemeinschaft DKP nur verbal, im 
„ideologischen Kampf“ zuschlagen. In München gibt es dafür seit Jah-
ren ein Ereignis, dass für eine Schlacht im „Friedenskampf“ symbol-
trächtig ist: Die aus der früheren „Münchener Wehrkundetagung“ her-
vorgegangene „Konferenz für Sicherheitspolitik“, die alljährlich im 
Februar tagt. Für die DKP versammelt sich dort die „Weltkriegselite“, 
der es einen gebührenden Empfang zu bereiten gilt. Die orthodoxen 
Kommunisten sorgten deshalb in den letzten Jahren für die Kontinui-
tät des Protests gegen diese Tagung, in dem sie beispielsweise die 
Mitglieder ihrer SDAJ in Gruppen wie „Schüler für den Frieden“ oder 
Attac platzierten und Protestaktionen gegen die Sicherheitskonferenz 
vorbereiten ließen. Auch die aktuellen Vorbereitungen für die geplan-
ten Aktionen linker Gruppierungen gegen das Gipfeltreffen der G-8-
Staaten im Ostseebad Heiligendamm werden wieder maßgeblich von 
dem Netzwerk „Friedenskooperative“ im Zusammenwirken vor allem 
mit Attac-Deutschland organisiert und koordiniert.74 Nicht zu Unrecht 
kann mit Leo Mayer heute einer der führenden Funktionäre der DKP 
verkünden, dass „selbst unter den heutigen Bedingungen Kommunis-
ten eine entscheidende, ja unverzichtbare Rolle in Bündnissen spielen 
können.“75 
 
6. Ausblick 
 
Die DKP von heute ist nicht mehr zu vergleichen mit der DKP von 
vor 1989. Ideologisch ist sie zwar weiterhin fest verwurzelt in den 
                                  
73 Vgl. U. Baron (Anm. 45), S. 271. 
74 Vgl. www.friedenskooperative.de 
75 Leo Mayer/Fred Schmid/Conrad Schuhler, Globalisierung und Krieg. Thesen 
zur politischen Ökonomie des „Krieges gegen den Terror“, München 2004, S. 
12. 
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marxistisch-leninistischen Denkstrukturen und -traditionen des 20. 
Jahrhunderts. Ihr fehlen aber heutzutage weitgehend die materiellen 
und personellen Möglichkeiten, um eine Bündnis- und Kampagnen-
politik im klassischen Sinne betreiben zu können. Auch ohne die 
Gelder von KPdSU und SED sowie deren Anleitung verfolgt sie aber 
mit den ihr verbliebenen Mitteln und Möglichkeiten weiter ihre alten, 
auf eine Überwindung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
orientierten Ziele.  
 
Dabei ist sie nicht so handlungsunfähig wie ihre aktuelle Situation es 
zu suggerieren scheint. Ihr gelingt es noch immer an die von ihr in der 
Zeit des Kalten Krieges systematisch geschürten antikapitalistischen, 
antiamerikanischen und antiwestlichen Ressentiments in der bundes-
republikanischen Bevölkerung anzuknüpfen und diese zur Mobilisie-
rung von Protestbewegungen zu reaktivieren. Die zahlreichen Protes-
te der letzten Jahre gegen die westliche Außen-, Sicherheits- und 
Wirtschaftspolitik zeigen eindringlich auf, wie reflexartig diese tief 
im Bewusstsein großer Teile der bundesrepublikanischen Bevölke-
rung verwurzelten Grundeinstellungen und Feindbilder auch heute 
noch jederzeit abrufbar sind.  
 
Auch wenn die DKP gegenwärtig zu einer politischen Sekte ge-
schrumpft ist, so hat sie den Kampf um die Köpfe der Menschen noch 
längst nicht aufgegeben. Sie kann zwar heute noch weniger als in frü-
heren Zeiten außerparlamentarische Bewegungen dominieren, sie 
kann aber auf einen Sockel von Grundeinstellungen in diesen Bewe-
gungen zurückgreifen, der ihr auch weiterhin die Möglichkeit zur 
nachhaltigen Einflussnahme gibt. Darin besteht ihre eigentliche Ge-
fahr, die man auch 16 Jahre nach dem Untergang der DDR nicht un-
terschätzen sollte.  
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Armin Pfahl-Traughber 
 
Das DKP- und PDS-Parteiprogramm 
Eine vergleichende Analyse in extremismustheoretischer 
Perspektive 
 
1. Einleitung und Fragestellung 
 
Das Ende des „real existierenden Sozialismus“ zu Beginn der 1990er 
Jahre ließ für die kommunistischen Parteien im wahrsten Sinne des 
Wortes eine Welt zusammenbrechen. Dies galt sowohl für die Staats-
parteien an der Macht im Ostblock als auch für die mit ihnen sympa-
thisierenden Parteien in den westlichen Demokratien. Alle mussten 
sich in der neuen politischen Rahmensituation auch neu politisch aus-
richten, wobei Positionen zwischen der Beibehaltung der ideologi-
schen Grundposition und der Hinwendung zu einer demokratischen 
Linkspartei eingenommen werden konnten. Dabei stellte sich die Fra-
ge: Akzeptierten die angesprochenen politischen Kräfte fortan die 
Normen und Regeln des demokratischen Verfassungsstaates oder 
nicht? 
 
Auf deutschem Boden gab und gibt es gleich zwei Parteien76 dieses 
Typs: die „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP),77 die letztend-
lich das System der Bundesrepublik Deutschland durch ein solches im 
Sinne der DDR ersetzen wollte, und die „Partei des Demokratischen 
Sozialismus“78 (PDS),79 die aus der ehemaligen DDR-Staatspartei 

                                  
76 Streng genommen gab es sogar drei Parteien, zählt man die „Sozialistische 
Einheitspartei Westberlins“ hinzu. 
77 Vgl. Siegfried Heimann, Deutsche Kommunistische Partei, in: Richard Stöss 
(Hrsg.), Parteien-Handbuch. Die Parteien der Bundesrepublik Deutschland 
1945-1980, Opladen 1983, Bd. 1, S. 901-981; Manfred Wilke/Hans-Peter Mül-
ler/Marion Brabant, Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP). Geschichte – 
Organisation – Politik, Köln 1990. 
78 Mittlerweile benannte sich die „Partei des Demokratischen Sozialismus“ an-
gesichts der beabsichtigten Fusion mit der „Wahlalternative Arbeit und soziale 
Gerechtigkeit“ (WASG) in „Linkspartei“ um. Da das hier zu analysierende Pro-
gramm noch unter der Bezeichnung PDS beschlossen wurde, verwendet die vor-
liegende Erörterung diesen Namen weiter. 
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„Sozialistische Einheitspartei Deutschland“ (SED) hervorgegangen 
war. Auch sie mussten auf die neue Situation reagieren, war doch in 
dem einen Fall das angestrebte Alternativmodell real untergegangen, 
und in dem anderen Fall verlor man den bisherigen Machtstatus. So-
mit stellte und stellt sich hier ebenfalls die Frage: Haben DKP und 
PDS im Laufe dieser Auseinandersetzung demokratische Grundpositi-
onen angenommen oder nicht? 
 
Eine ausführliche Erörterung der damit verbundenen Problematik 
würde den vorgegebenen Rahmen für die vorliegende Abhandlung 
sprengen. Daher konzentriert sie sich auf einen besonderen Aspekt: 
den diesbezüglichen Vergleich der Parteiprogramme von DKP80 und 
PDS.81 Hierbei geht es also nicht um eine inhaltliche Betrachtung der 
Positionen zu den verschiedensten Politikfeldern oder eine kritische 
Erörterung des Realitätsgehaltes der sozioökonomischen Forderungen. 
Im Zentrum steht allein das jeweilige Verhältnis zu den Normen und 
Regeln des demokratischen Verfassungsstaates, also die Analyse der 
möglicherweise extremistischen Ausrichtung82 der beiden Parteipro-
gramme.83 Hierbei stellt sich allerdings ein methodisches Problem für 
die Interpretation: Beide Parteien bekennen sich in den Texten offi-
ziell zu Demokratie und Menschenrechten. Gleichwohl stehen ihnen 
                                                                                                        
79 Vgl. Patrick Moreau/Rita Schorpp-Grabiak, „Man muß so radikal sein wie die 
Wirklichkeit“ - Die PDS: eine Bilanz, Baden-Baden 2002; Gero Neugebau-
er/Richard Stöss, Die PDS. Geschichte. Organisation. Wähler. Konkurrenten, 
Opladen 1996. 
80 Programm der Deutschen Kommunistischen Partei -DKP. Beschlossen auf der 
2. Tagung des 17. Parteitages der DKP, 8. April 2006, Essen o. J. (2006). 
81 Partei des Demokratischen Sozialismus. Programm. Beschluss der 2. Tagung 
des 8. Parteitages der PDS am 25./26. Oktober 2003 in Chemnitz, Berlin 2003. 
82 Vgl. Uwe Backes, Politischer Extremismus in demokratischen Verfassungs-
staaten. Elemente einer normativen Rahmentheorie, Opladen 1989; Armin 
Pfahl-Traughber, Politischer Extremismus – was ist das überhaupt? Zur Defini-
tion von und Kritik an einem Begriff, in: Bundesamt für Verfassungsschutz 
(Hrsg.), Bundesamt für Verfassungsschutz. 50 Jahre im Dienst der inneren Si-
cherheit, Köln 2000, S. 185- 211. 
83 Für die PDS handelt es sich um die Fortsetzung einer früheren Analyse. Vgl. 
Armin Pfahl-Traughber, Wandlung zur Demokratie? Die programmatische Ent-
wicklung der PDS, in: Deutschland Archiv, 28. Jg., 1995, S. 359-368. Dort fin-
den sich auch einige methodische Erläuterungen. 
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Auffassungen gegenüber, welche mit ihrem Verständnis im Sinne der 
westlichen Demokratien nicht konform sind. Insofern bedarf es auch 
immer einer Beachtung des jeweiligen Argumentationskontextes, d.h. 
man muss bestimmte Aussagen im Zusammenhang mit den politi-
schen Grundpositionen sehen und den ideologischen Subtext der ge-
meinten Positionen beachten. Dabei besteht mitunter die Gefahr von 
selektiver Interpretation, welcher man allerdings durch die Beachtung 
anderer Aspekte und des gesamten Kontextes entgehen kann. Genau 
diesen Anspruch erhebt die vorliegende vergleichende Analyse der 
Programme von DKP und PDS. 
 
Zu diesem Zweck soll zunächst das sozialistische Selbstverständnis 
der jeweiligen Partei thematisiert werden. Ideengeschichtlich betrach-
tet gab es durchaus einen demokratischen Sozialismus im Sinne des 
demokratischen Verfassungsstaates, also kann nicht grundsätzlich je-
des Bekenntnis zum Sozialismus als extremistisch gelten. Danach 
wird die Frage erörtert, inwieweit die angestrebte Überwindung des 
Kapitalismus als extremistisch zu bewerten ist. Hierbei gilt es zu be-
achten, dass die Auffassung von Demokratie und Extremismus im po-
litikwissenschaftlichen wie verfassungsschützerischen Sinne wirt-
schaftspolitisch neutral ist. Es stellt sich demnach die Frage, welche 
Auswirkungen der angestrebte Weg zum Sozialismus für die politi-
sche Ebene im Sinne des demokratischen Verfassungsstaates hätte. 
 
Eine eindeutigere Antwort auf diese Frage ergibt sich möglicherweise 
durch die Analyse der ideen- und realgeschichtlichen Selbstverortun-
gen im Programm von DKP und PDS. Hierbei veranschaulichen beide 
Parteien, in welchem historischen und ideologischen Kontext sie ihr 
gegenwärtiges politisches Handeln sehen. Ähnlich verhält es sich mit 
der Darstellung und Kommentierung der DDR, die als politisches Sys-
tem beiden Parteien vor 1989/1990 als nachahmenswert bzw. vorbild-
haft erschien. Das aktuelle Bild von dieser kommunistischen Diktatur 
ermöglicht daher wichtige Rückschlüsse auf das gegenwärtige politi-
sche Selbstverständnis von DKP und PDS. Und abschließend wird 
noch eine bilanzierende vergleichende Einschätzung aus extremismus-
theoretischer Perspektive vorgenommen. 
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2. Das sozialistische Selbstverständnis 
 
Die genannten vier Gesichtspunkte bilden ein Analyseraster, das im 
Folgenden systematisch abgearbeitet werden soll. Am Beginn steht 
die Auseinandersetzung mit dem sozialistischen Selbstverständnis. 
Hierbei muss zunächst noch ein bereits angesprochener Aspekt betont 
werden: Entgegen einer weit verbreiteten Auffassung kann man den 
Sozialismus nicht pauschal als extremistisch ansehen, bildeten sich 
doch im Laufe der damit verbundenen politischen Entwicklung auch 
demokratische Varianten heraus. Sie fanden insbesondere in sozial-
demokratischen Parteien und der undogmatischen Linken ihren Nie-
derschlag. Gleichzeitig galt das Verständnis von einem „Demokrati-
schen Sozialismus“84 der offiziellen marxistisch-leninistischen Ideolo-
gie immer als eine Form des verwerflichen „Sozialreformismus“.85 
 
Welches Sozialismusverständnis vertritt nun die DKP in ihrem Pro-
gramm? Dort heißt es: „Fundament und politischer Kompass der Poli-
tik der DKP sind die von Marx, Engels und Lenin begründeten und 
von anderen Marxistinnen und Marxisten weitergeführten Erkenntnis-
se des wissenschaftlichen Sozialismus, der materialistischen Dialektik, 
des historischen Materialismus und der Politischen Ökonomie.“ Und 
weiter: „Unter der Voraussetzung des gesellschaftlichen Eigentums an 
den Produktionsmitteln und der gesamtgesellschaftlichen Planung der 
Produktion kann in einem längeren historischen Prozess eine Ordnung 
menschlichen Zusammenlebens entstehen, 'worin die freie Entwick-
lung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist' (K. 
Marx/F. Engels ...).“86 
 
Darüber hinaus finden sich im Programm keine genaueren Erläuterun-
gen zum eigenen Sozialismusverständnis. Unmittelbar vor den zitier-
ten Sätzen ist die Rede von der „Zerstörung des Sozialismus in Osteu-

                                  
84 Vgl. u.a. Horst Heimann (Hrsg.), Sozialdemokratische Traditionen und De-
mokratischer Sozialismus 2000, Köln 1993; Thomas Meyer, Demokratischer 
Sozialismus – soziale Demokratie. Eine Einführung, Bonn 1991. 
85 Vgl. P. N. Fedoseev u.a., „Demokratischer Sozialismus“ - Ideologie des Sozi-
alreformismus, Berlin (DDR) 1980 bzw. Frankfurt/M. 1980. 
86 DKP-Programm (Anm. 80), S. 4f. (Vorwort). 
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ropa“,87 welche als bisher tiefste Niederlage empfunden werde. An ei-
ner anderen Stelle führt man diese Entwicklung u.a. darauf zurück, 
dass „vor allem auch in der KPdSU – revisionistische Kräfte die  
Überhand“88 gewannen. Trotz einiger eingeschränkt kritischer An-
merkungen zu dem „real existierenden Sozialismus“ in Osteuropa hält 
die DKP somit die dortigen Gesellschaftsordnungen für den Sozialis-
mus, der auch von ihr nach wie vor eingefordert wird. Demgegenüber 
sieht die Partei offenbar in der mit dem Namen Gorbatschow ver-
knüpften Entwicklung in der Sowjetunion eine Abweichung vom 
„wirklichen Sozialismus“. 
 
Die PDS definiert in ihrem Programm wie folgt: „Sozialismus ist für 
uns ein notwendiges Ziel – eine Gesellschaft, in der die freie Entwick-
lung einer und eines jeden zur Bedingung der freien Entwicklung aller 
geworden ist. Sozialismus ist für uns eine Bewegung gegen die Aus-
beutung des Menschen durch den Menschen, gegen patriarchale Un-
terdrückung, gegen die Ausplünderung der Natur, für die Bewahrung 
und Entwicklung menschlicher Kultur, für die Durchsetzung der Men-
schenrechte, für eine Gesellschaft, in der Bürgerinnen und Bürger ihre 
Angelegenheiten demokratisch regeln. Sozialismus ist für uns ein 
Wertesystem in dem Freiheit, Gleichheit und Solidarität, Emanzipati-
on, Gerechtigkeit, Erhalt der Natur und Frieden untrennbar miteinan-
der verbunden sind.“89 
 
Auch im PDS-Parteiprogramm findet sich über die zitierte Aussage 
hinaus keine genauere Definition des mit Sozialismus konkret Ge-
meinten. Die erwähnten Formulierungen sind so allgemein und vage, 
dass sie sicherlich von einem Großteil nicht nur der sich politisch 
links verstehenden Lesern geteilt werden dürften. Damit mangelt es 
der Programmatik der Partei in einem bedeutsamen Aspekt des 
Selbstverständnisses an klaren Konturen. Lediglich mit dem Hinweis 
darauf, dass die sozialistische Idee durch ihren „Missbrauch als Recht-
fertigung von Diktatur und Unterdrückung“ beschädigt worden sei, 
ergibt sich eine Distanz zum Sozialismusverständnis der DDR. Man 

                                  
87 Ebenda, S. 4 (Vorwort). 
88 Ebenda, S. 28 (Kapitel III). 
89 PDS-Programm (Anm. 81), S. 5 (Kapitel I). 
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wolle nicht von einem „abstrakten Geschichtsplan“, sondern von den 
„wirklichen Bedürfnissen ... der Menschen“90 ausgehen. 
 
Bemerkenswert an den Zitaten zum Sozialismusverständnis von DKP 
und PDS ist die Verwendung einer bekannten Aussage von Karl Marx 
und Friedrich Engels, die mit direktem Verweis auf die Quelle als Au-
toren von der DKP angegeben und von der PDS verschwiegen wer-
den. Hierbei verdient Beachtung, dass im „Manifest der Kommunisti-
schen Partei“ der in dem Zitat beschriebene gesellschaftliche Idealzu-
stand das Ergebnis einer gewalttätigen Revolution sein sollte.91 Daher 
lässt sich bezüglich der zentralen Fragestellung somit zunächst sagen: 
Das Sozialismusverständnis der DKP ist mit dem Rekurs auf den So-
zialismus im früheren Ostblock als extremistisch einzuschätzen, bei 
der PDS deutet die allerdings vage Formulierung des Textes eine  
eventuelle Akzeptanz des demokratischen Verfassungsstaates an. 
 
3. Die Überwindung des Kapitalismus als Ziel 
 
Inwieweit sich dieser erste Eindruck bestätigen oder widerlegen lässt, 
soll nun anhand des zweiten Gesichtspunktes näher erörtert werden. 
Beide Parteien fordern in ihren Programmen eindeutig die Überwin-
dung des Kapitalismus als ihr zentrales Ziel. Auch hier muss noch 
einmal darauf verwiesen werden, dass die Minimalbedingungen eines 
demokratischen Verfassungsstaates wirtschaftspolitisch neutral sind 
und man allein angesichts einer solchen Forderung nicht pauschal von 
einer extremistischen Positionierung sprechen kann. Es kommt bei der 

                                  
90 Ebenda. 
91 Die entsprechende Passage lautet: „Wenn das Proletariat im Kampfe gegen 
die Bourgeoisie sich notwendig zur Klasse vereint, durch eine Revolution sich 
zur herrschenden Klasse macht und als herrschende Klasse gewaltsam die alten 
Produktionsverhältnisse aufhebt, so hebt es mit diesen Produktionsverhältnissen 
die Existenzbedingungen des Klassengegensatzes, die Klassen überhaupt, und 
damit seine eigene Herrschaft als Klasse auf. An die Stelle der alten bürgerli-
chen Gesellschaft mit ihren Klassen und Klassengegensätzen tritt eine Assozia-
tion, worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Ent-
wicklung aller ist“ (Karl Marx/Friedrich Engels, Manifest der Kommunistischen 
Partei, in: Marx Engels Werke [MEW], Bd. 4, 5. Auflage Berlin [DDR] 1971, S. 
482). 
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diesbezüglichen Analyse einerseits auf die absehbaren Folgen für 
Demokratie und Grundrechte und andererseits auf die angestrebte 
Form der grundlegenden Veränderung des sozialen und wirtschaftli-
chen Systems an.  
 
Im DKP-Parteiprogramm heißt es dazu: „Nur der revolutionäre Bruch 
mit den kapitalistischen Macht- und Eigentumsverhältnissen beseitigt 
letztendlich die Ursachen von Ausbeutung und Entfremdung, Krieg, 
Verelendung und Zerstörung unserer natürlichen Umwelt.“92 Die 
Durchsetzung der elementaren Menschenrechte sei nur in einer Ge-
sellschaft auf Basis des Gemeineigentums an Produktionsmitteln mög-
lich. Hierbei handele es sich um den Sozialismus als erste Phase der 
kommunistischen Gesellschaftsformation. Und an einer anderen Stelle 
heißt es: „Der Sozialismus kann nicht auf dem Weg von Reformen, 
sondern nur durch tief greifende Umgestaltungen und die revolutionä-
re Überwindung der kapitalistischen Eigentums- und Machtverhältnis-
se erreicht werden.“93 
 
In diesen beiden Zitaten fordert man als Mittel für den Übergang vom 
Kapitalismus zum Sozialismus deutlich eine Revolution, also einen 
gewalttätigen Akt zur grundlegenden Veränderung eines gesellschaft-
lichen oder politischen Systems. In diesem Sinne verstanden auch 
Marx, Engels und Lenin – auf alle drei bezieht sich die DKP in ihrem 
Programm ausdrücklich – diesen Terminus. Berücksichtigt man au-
ßerdem das Verständnis von Reform und Revolution im Sprach-
gebrauch der kommunistischen Bewegung, so bestätigt sich dieser 
Eindruck noch. Zwar ist die stark überalterte und lediglich zwischen 
4.000 und 5.000 Mitglieder starke Partei sicherlich nicht ansatzweise 
zu einem solchen Schritt in der Lage. Im politischen Selbstverständnis 
beabsichtigt man so etwas aber sehr wohl. 
 
Hinsichtlich der Überwindung des Kapitalismus heißt es im Pro-
gramm der PDS: „Die Politik der PDS soll dazu beitragen, die Vor-
herrschaft der Kapitalverwertungsinteressen abzuschwächen, schließ-
lich zu überwinden und die ihr zu Grunde liegenden Macht- und Ei-

                                  
92DKP-Programm (Anm. 80), S. 3 (Vorwort). 
93 Ebenda, S. 28 (Kapitel IV). 
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gentumsverhältnisse zu verändern. Aus dieser Politik sollen sich Mög-
lichkeiten für weitergehende Umgestaltungen ergeben.“94 Und weiter 
heißt es: „In der PDS wirken unterschiedliche, linke demokratische 
Kräfte zusammen. In ihr haben sowohl Menschen einen Platz, die der 
kapitalistischen Gesellschaft Widerstand entgegensetzen und die ge-
gebenen Verhältnisse fundamental ablehnen, als auch jene, die ihren 
Widerstand damit verbinden, die gegebenen Verhältnisse positiv zu 
verändern und schrittweise zu überwinden.“95 
 
Demnach spricht die PDS in ihrem Programm nicht direkt von einer 
Revolution und betont dort sogar das Prinzip der Gewaltfreiheit in 
diesen Auseinandersetzungen.96 Gleichwohl verwendet man die Be-
zeichnung „Umgestaltung“, die zumindest im inner-marxistisch-
leninistischen Diskurs als Synonym für Revolution gilt.97 Allein von 
der Formulierung im Text her lässt sich eine darauf bezogene Bewer-
tung allerdings nicht vornehmen. Die zitierten Ausführungen machen 
jedoch deutlich, dass es der PDS um einen grundlegenden Wandel des 
Systems geht. Hier stellt sich die Frage, ob sich dieser nur auf die  
ökonomische oder auch auf die politische Sphäre beziehen soll. 
Nimmt man die Berufung auf Marx im Programm ernst, so wäre dies 
angesichts von dessen Basis-Überbau-Modell notwendigerweise der 
Fall. 
 
Beide Parteiprogramme fordern in aller Deutlichkeit die grundlegende 
Überwindung der kapitalistischen und die Orientierung hin zu einer 
sozialistischen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung. Die DKP be-
tont dabei klar die Notwendigkeit von revolutionären Schritten, wäh-
rend die PDS nur von notwendigen Umgestaltungen spricht. Hinsicht-
lich des Ausmaßes des beabsichtigten Wandels bestehen anscheinend 
keine Unterschiede, bezüglich der Mittel einer Revolution positionie-
ren sich beide Parteien zumindest verbal anders. Weitaus bedeutsamer 

                                  
94 PDS-Programm (Anm. 81), S. 9 (Kapitel I). 
95 Ebenda, S. 52 (Kapitel IV). 
96 Vgl. ebenda, S. 7f. (Kapitel I). 
97 Das DDR-offizielle Kleine Politische Wörterbuch, 3. überarbeitete Auflage, 
Berlin (DDR) 1978, S. 770 umschreibt „Revolution“ mit „grundlegende qualita-
tive Umgestaltung der Gesellschaft“. 
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angesichts der zentralen Fragestellung der vorliegenden Erörterung ist 
allerdings, welche Folgen der Systemwandel an der ökonomischen 
Basis für den politischen Überbau hätte. Hier halten sich beide Texte 
hinsichtlich der Positionierungen bedeckt. 
 
4. Ideen- und realgeschichtliche Selbstverortungen 
 
In dieser Frage erbringt der Blick auf die ideen- und realgeschichtli-
chen Selbstverortungen in den Parteiprogrammen möglicherweise nä-
here Erkenntnisse. Die DKP und PDS formulieren darin an verschie-
denen Stellen Aussagen über die historischen Traditionen, in der sie 
sich selbst sehen. Gerade das Wissen um die als prägend und vorbild-
lich angesehenen Denker und Politiker, Bewegungen und Parteien er-
laubt interessante Rückschlüsse auf das allgemeine ideologische wie 
besondere demokratietheoretische Selbstverständnis. Hier handelt es 
sich mit um die Grundlagen des eigenen politischen Verständnisses. 
Das dabei zu erörternde dritte Untersuchungskriterium gestattet es, 
ambivalent deutbare Aussagen im Programmtext in die eigentlich ge-
meinte Richtung zu interpretieren.  
 
Bei der DKP heißt es: „Die weltanschauliche Grundlage für die sozia-
listische Zielsetzung der DKP ist der wissenschaftliche Sozialismus, 
die Theorie von Marx, Engels und Lenin.“98 Und weiter: „Die DKP 
steht in der Tradition der kommunistischen Bewegung. Sie ist hervor-
gegangen aus dem mehr als 150-jährigen Kampf der deutschen und 
internationalen Arbeiterbewegung gegen kapitalistische Ausbeutung 
und Unterdrückung, gegen Militarismus und Krieg. Die DKP knüpft 
an die Tradition des 'Bundes der Kommunisten', der revolutionären 
Sozialdemokratie, des Spartakusbundes und der KPD an. ... Sie 
kämpft im Geiste und im Sinne von August Bebel, Wilhelm Lieb-
knecht, Franz Mehring, Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht, Clara Zet-
kin, Ernst Thälmann, Wilhelm Pieck und Max Reimann.“99 
 
Demnach beruft sich die DKP ausdrücklich auf Lenin, der nach dem 
Stand der aktuellen Forschung hinsichtlich seiner Repressionspolitik 
                                  
98 DKP-Programm (Anm. 80), S. 21 (Kapitel III). 
99 Ebenda, S. 44 (Kapitel VI). 
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als Vorläufer und Wegbereiter Stalins einzuschätzen ist.100 Betrachtet 
man allerdings noch die anderen Bezeichnungen und Namen, so fällt 
auch ein positives Verhältnis zu der pro-stalinistischen Phase der Ge-
schichte des Kommunismus in Deutschland auf. Mit Pieck, Reimann, 
Thälmann und Zetkin benennt die DKP politische Vorbilder, die aktiv 
die KPD-Politik im Auftrag Stalins mitgetragen haben. Gleichzeitig 
bekennt sie sich auch offen dazu, an die Tradition der Partei in diesen 
Phasen anzuknüpfen. Mit einer derartigen Selbstverortung steht die 
DKP in eindeutigem Gegensatz zu den Normen und Regeln des de-
mokratischen Verfassungsstaates. 
 
Bei der PDS finden sich folgende Aussagen zum angesprochenen Kri-
terium: „Als demokratische Sozialistinnen und Sozialisten bleiben wir 
insbesondere jenen Traditionen der deutschen Arbeiterbewegung – der 
Gewerkschaften, der sozialdemokratischen wie der kommunistischen 
Parteien – verpflichtet ... Aus historischer Erfahrung wenden wir uns 
entschieden gegen jegliche Form von ... Antikommunismus.“ Und 
weiter: „Den Traditionen der Aufklärung, dem Erbe von Karl Marx 
und Friedrich Engels, den vielfältigen Strömungen der deutschen und 
internationalen Arbeiterbewegung, den unterschiedlichsten revolutio-
nären und demokratischen Bewegungen kritisch verbunden und dem 
Antifaschismus verpflichtet, wollen wir, dass unsere Partei ... zu einer 
politikfähigen sozialistischen Alternative wird.“101 
 
In diesen Zitaten fällt zunächst ein Bekenntnis zu den Lehren von 
Marx und Engels auf. Beide gingen im Sinne ihres Basis-Überbau-
Modells von einem direkten Zusammenhang von Ökonomie und Poli-
tik aus. Demnach würde die von der PDS geforderte grundlegende 
Umgestaltung der ökonomischen auch eine der politischen Ordnung 
bedeuten. Insofern findet die oben noch zurückhaltend vorgenommene 
Interpretation durch diesen Bezug Bestätigung. Darüber hinaus fällt 
das Bekenntnis zur Tradition kommunistischer Parteien auf. Als eine 
solche kann für das Deutschland des 20. Jahrhunderts primär die KPD 
gelten, welche überwiegend pro-stalinistisch ausgerichtet war. Die 

                                  
100 Vgl. u.a. Robert Service, Lenin. Eine Biographie, München 2000; Dimitri 
Wolkogonow, Lenin. Utopie und Terror, Düsseldorf 1994. 
101 PDS-Programm (Anm. 81), S. 53 (Kap. IV). 
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pauschale Verdammung des Antikommunismus schließt außerdem ei-
nen demokratischen oder linken Antikommunismus aus. 
 
DKP und PDS berufen sich beide auf die Tradition von Marx und En-
gels und die der kommunistischen Teile der Arbeiterbewegung, wobei 
keine ausdrückliche Distanzierung von der Phase einer an die Sowjet-
union während und nach Stalin angelehnten Politik vorgenommen 
wird. Die DKP äußert sich dabei insgesamt deutlicher, beruft sich et-
wa explizit auf Lenin, Pieck oder Thälmann. Derartiges kann man im 
Programm der PDS nicht ausmachen. Gleichwohl finden sich dort die 
erwähnten Traditionsbezüge, die allenfalls durch die Formulierung 
„kritisch verbunden“ relativiert werden. Im PDS-Programm beruft 
man sich auch auf die sozialdemokratische Tradition der Arbeiterbe-
wegung, ohne deren demokratietheoretischen Gegensatz zu der kom-
munistischen Tradition zu problematisieren.  
 
5. Das Bild vom „real existierenden Sozialismus“ der DDR 
 
Angesichts der Vorgeschichte beider Parteien spielt für deren Ein-
schätzung aus extremismustheoretischer Perspektive die Kommentie-
rung der ehemaligen DDR als einem System des „real existierenden 
Sozialismus“ eine besondere Rolle: Die DKP orientierte sich an der 
SED, die PDS ging aus der SED hervor. Insofern mussten sie sich in 
ihren Programmen auch mit dieser politischen Vergangenheit ausein-
ander setzen. Dabei verdient angesichts des besonderen Erkenntnisin-
teresses der vorliegenden Abhandlung besondere Beachtung, wie das 
diktatorische System eingeschätzt wird. Hierbei stellen sich zwei Fra-
gen: Gibt es eine klare Ablehnung aufgrund dieses besonderen politi-
schen Charakters? Oder wird lediglich eine aus dem Scheitern des po-
litischen Modells begründete Kritik in Teilbereichen vorgenommen? 
 
Die DKP formuliert hierzu: „Die DDR, ihr konsequenter Antifaschis-
mus, ihr Eintreten für Frieden, Entspannung und Abrüstung sowie die 
Verwirklichung elementarer sozialer Grundrechte gehören zu den 
größten Errungenschaften der deutschen Arbeiterbewegung und sind 
Teil des humanistischen Erbes in Deutschland.“102 Und weiter: „Die 

                                  
102 DKP-Programm (Anm. 80), S. 25 (Kapitel III). 
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DKP stand an der Seite der DDR, jenes Staates, in dem 40 Jahre lang 
die Macht der Konzerne und Banken beseitigt war, jenes Staates, der 
als einziger in der bisherigen deutschen Geschichte konsequent für 
Frieden und gegen Krieg eintrat, der konsequent Solidarität mit den 
Völkern der Entwicklungsländer übte und der konsequent antifaschis-
tisch war.“103 Über die Gründe für den Niedergang der DDR habe man 
noch keine abschließenden Erklärungen gefunden. 
 
Zwar bemerkt man darüber hinaus, dass die „staatliche Durchdringung 
aller Bereiche der Gesellschaft ... die Eigeninitiative gehemmt“ habe 
und die „gesellschaftlichen Verhältnisse zunehmend erstarrten“. Aber 
eine wirkliche Auseinandersetzung mit den Bedingungsfaktoren für 
diese Entwicklung findet man nicht. Allenfalls wird auf die „dauernde 
äußere Bedrohung durch die imperialistischen Mächte“ und das „Er-
gebnis der äußeren und inneren Konterrevolution“104 verwiesen. Gera-
de die diktatorische Komponente der DDR, die noch nicht einmal eine 
freie und offene inner-marxistische Diskussion ermöglichte, findet 
noch nicht einmal ansatzweise eine kritische Kommentierung. Statt 
dessen lobt man die dortige Diktatur als „Teil des humanistischen Er-
bes in Deutschland“.  
 
Im Programm der PDS heißt es einerseits zum Thema: „Uns eint der 
unumkehrbare Bruch mit der Missachtung von Demokratie und politi-
schen Freiheitsrechten, wie sie in und von nicht wenigen linken Par-
teien, darunter der SED, praktiziert worden ist.“ Und: „Die Erfahrun-
gen der DDR einschließlich der Einsicht in die Ursachen ihres Zu-
sammenbruchs verpflichten uns, unser Verständnis von Sozialismus 
neu zu durchdenken.“105 Andererseits bemerkt man: „Wir beurteilen 
die Geschichte der DDR nicht allein aus der Perspektive ihres Schei-
terns und geben der vorherrschenden Totalkritik nicht nach. ... Zur 
Geschichte der DDR gehören bemerkenswerte Ergebnisse und wert-
volle Erfahrungen im Kampf um soziale Gerechtigkeit, um die Be-

                                  
103 Ebenda, S. 45 (Kapitel VI). 
104 Ebenda, S. 26f. (Kapitel III). 
105 PDS-Programm (Anm. 81), S. 3 (Präambel) und S. 5 (Kapitel I). 
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stimmung der Ziele der Produktion im Interesse der Bevölkerung 
...“106 
 
Es besteht demnach ein ambivalentes Bild: Zum einen distanziert sich 
die PDS von Diktatur und Unterdrückung in der DDR, andererseits 
lobt sie angebliche Errungenschaften und Ziele. Bei dem erstgenann-
ten Gesichtspunkt lässt sich zwar eine klare Positionierung ausma-
chen, es erfolgt allerdings keine nur ansatzweise Ursachenanalyse für 
das Entstehen eines repressiven Systems. Offenbar hält die PDS ein 
solches dann auch nicht für so verwerflich, möchte man doch erklär-
termaßen daran keine „Totalkritik“ üben. Insofern ignoriert die Dar-
stellung im Programm auch den Zusammenhang zwischen bejahten 
angeblichen Errungenschaften und Zielen und den diktatorischen und 
unterdrückerischen Praktiken in dem System. Man würdigt darüber 
hinaus den guten Willen, aber nicht ebenso die damit verbundenen 
Folgen. 
 
In der vergleichenden Betrachtung fällt demgegenüber auf, dass die 
DKP eine weitgehende Apologie der DDR betreibt, während die PDS 
eine verbale Distanzierung von diesem System vornimmt. Beide Par-
teien formulieren auch verhaltene Kritik, die DKP weniger, die PDS 
mehr. Aber eine wirklich kritische Auseinandersetzung mit den auch 
aus linker oder marxistischer Sicht konstatierbaren Verfehlungen fin-
det nicht statt. Das PDS-Programm betont zwar die Notwendigkeit des 
Lernens aus der DDR-Geschichte. Eine tatsächliche Ursachenanalyse, 
die eben auch die Auseinandersetzung mit der eigenen ideologischen 
Prägung bedeuten würde, findet man dort nicht. In der Bilanz über-
wiegt auch bei der PDS angesichts der angeblichen Erfahrungen und 
Ziele das positive Bild. 
 
6. Schlusswort und Zusammenfassung 
 
Die vorstehenden vergleichenden Betrachtungen widmeten sich insbe-
sondere den Unterschieden in den Aussagen von DKP und PDS zu 
den genannten thematischen Gesichtspunkten. Dabei sollte allerdings 
nicht ignoriert werden, dass es hinsichtlich der inhaltlichen Kernaus-

                                  
106 Ebenda, S. 49f. (Kapitel IV). 
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sagen wie der formalen Struktur grundlegende Gemeinsamkeiten gibt. 
Im letztgenannten Sinne gilt dies für die thematischen Schwerpunkte, 
die zunächst die allgemeine Entwicklung des Kapitalismus und die 
diesbezügliche Situation in Deutschland ansprechen und sodann auf 
eingeforderte Alternativen einer sozialistischen Politik und die dabei 
einzunehmende Rolle der eigenen Partei eingehen. Hierbei handelt es 
sich um eine für kommunistische Parteien ideologisch und strategisch 
bedingte typische Struktur politischer Programme. 
 
Weitaus bedeutsamer ist allerdings die inhaltliche Übereinstimmung, 
die sich durch beide untersuchten Texte hindurchzieht. Im Kern be-
steht die Botschaft von DKP- und PDS-Programm in der Aussage: 
Der Kapitalismus führt zu sozialer Verelendung, der Sozialismus wäre 
die Lösung aller Probleme. Beide Texte nehmen somit zum einen eine 
ökonomiezentrierte Position ein und leiten zum anderen daraus ein 
eindimensionales Lösungsmodell ab. Der Kapitalismus erscheint als 
Verkörperung des Hauptfeindes, dessen Überwindung eine unabding-
bare Notwendigkeit für das Überleben der Menschheit ist. Gerade in 
der Stilisierung der damit verbundenen Auseinandersetzung zu einem 
entscheidenden Konflikt zwischen „Gut“ und „Böse“ offenbart sich 
ein gemeinsamer dualistischer Rigorismus. 
 
Die damit bestehende Frontstellung in beiden Programmen richtet sich 
nicht nur gegen die ökonomische, sondern auch gegen die politische 
Verfasstheit der Bundesrepublik Deutschland. Zwischen beidem be-
steht, betrachtet man sich die ideologischen Bezugsgrößen im Pro-
gramm, ein direkter Zusammenhang. Insofern wirken DKP und PDS 
wie unterschiedliche Varianten einer gemeinsamen politischen 
Grundposition, die sich in den oben erwähnten Themenfeldern aller-
dings unterschiedlich artikulieren. Dabei kann der PDS eine größere 
Nähe als der DKP zum demokratischen Verfassungsstaat zugespro-
chen werden. Immerhin distanziert sie sich verbal von Diktatur und 
Repression in der DDR und betont einen in diesem Zusammenhang 
nötigen Lernprozess der Sozialisten.  
 
Auch innerorganisatorisch versteht sich die PDS als Sozialisten unter-
schiedlicher Ausrichtung, während die DKP den Grundsatz zentrali-
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sierter Vorgaben vertritt.107 Gleichwohl reicht laut dem PDS-
Programm die Spannweite der Mitgliedschaft nur von denen, die „die 
gegebenen Verhältnisse fundamental ablehnen“, bis zu denen, die die 
„gegebenen Verhältnisse ... schrittweise ... überwinden“ wollen. Die 
häufige Berufung auf das „demokratische“ widerspricht einer solchen 
Einschätzung nicht, hält der Text des Programms doch alle Mitglieder 
für „linke demokratische Kräfte“.108 Dazu würden dann auch die „Tra-
ditionalisten“ aus der „Kommunistischen Plattform“ und dem „Mar-
xistischen Forum“ gehören, welche in ähnlicher Offenheit wie die 
DKP ihre extremistischen Auffassungen artikulieren. 
 
Hier zeigt sich exemplarisch, dass die Auffassung von „demokratisch“ 
im PDS-Programm von einem anderen Verständnis als dem im Sinne 
des demokratischen Verfassungsstaates ausgeht. Gleiches gilt in noch 
weit stärkerem Maße für die DKP, die sich an zahlreichen Stellen ih-
res Programms als demokratisch vorstellt. Insbesondere angesichts der 
ebendort vorgenommenen Bezüge zu bestimmten Parteien und Politi-
kern kann dies als bloßes „Lippenbekenntnis“ gelten. Anders verhält 
es sich bei der PDS, die insgesamt ein weitaus ambivalenteres Bild 
vermittelt. Gleichwohl finden sich auch in deren erwähnten Äußerun-
gen zahlreiche Anhaltspunkte für eine extremistische Auffassung. Be-
stärkt wird dieser Eindruck durch die Ergebnisse einiger jüngst er-
schienener politikwissenschaftlicher Analysen.109 
 
Bilanzierend betrachtet lässt sich vergleichend feststellen: Das DKP- 
und PDS-Programm enthalten eine identische Kernaussage, die auf 
die Ablösung des Kapitalismus durch den Sozialismus hinausläuft. 
Beide Parteien halten sich hinsichtlich der politischen Folgen eines 
solchen Schrittes für einen demokratischen Verfassungsstaat zurück. 
Die DKP benennt hinsichtlich ihres Selbstverständnisses eine Reihe 

                                  
107 Vgl. PDS-Programm (Anm. 81), S. 52 (Kapitel IV); DKP-Programm (Anm. 
4), S. 48 (Kapitel VI). 
108 PDS-Programm (Anm. 81), S. 52 (Kapitel IV). 
109 Vgl. Jürgen P. Lang, Ist die PDS eine demokratische Partei? Eine extremis-
mustheoretische Untersuchung, Baden-Baden 2003; Viola Neu, Das Janusge-
sicht der PDS. Wähler und Partei zwischen Demokratie und Extremismus, Ba-
den-Baden 2004. 
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von Parteien, Politiker und Systeme, die antidemokratisch ausgerichtet 
waren oder sind. Insofern kann ihr hinsichtlich ihres Bekenntnisses 
zur Demokratie Glaubwürdigkeit nicht zugesprochen werden. In die-
ser Hinsicht zeigt sich das PDS-Programm weitaus offener und selbst-
kritischer. Gleichwohl ist man auch dort nicht gewillt, sich von den 
oben problematisierten Positionen klar zu distanzieren. 
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Eckhard Jesse 
 
Die Deutsche Kommunistische Partei und ihr Ver-
hältnis zur PDS 
 
1. Einleitung 
 
„Als Erfolg ist das Wahlergebnis für ‚Die Linke’ in Sachsen-Anhalt 
zu werten. Die Linkspartei.PDS hatte zwar die Angebote der DKP zur 
Zusammenarbeit abgelehnt, die Entscheidung der DKP in Sachsen-
Anhalt, sich nicht zur Unterstützung der Linkspartei aufzuraffen und 
stattdessen ein Bündnis mit der DKP einzugehen, bleibt dennoch poli-
tisch unverständlich. Das Ergebnis von 964 Stimmen angesichts der 
225.796 Stimmen für ‚Die Linke’ verweist sowohl von der Zahl als 
auch politisch auf eine Isolierung. Auf eine solche Entwicklung hatten 
wir vor Monaten hingewiesen und hätten sie gerne abgewendet.“110 
Dieses Zitat vom Parteivorstand der Deutschen Kommunistischen Par-
tei (DKP) nach dem für die Partei vernichtenden Ergebnis bei den 
Landtagswahlen 2006 in Sachsen-Anhalt belegt dreierlei: Erstens ist 
die einst so zentralistisch ausgerichtete DKP keine Einheit mehr, 
zweitens gänzlich isoliert, drittens mit der Partei des Demokratischen 
Sozialismus (PDS)111 nicht auf demselben Kurs. 
 
Das Verhältnis der DKP zur PDS steht im Mittelpunkt dieses Beitra-
ges. Wo gibt es Differenzen zwischen den beiden Parteien, wo Über-
einstimmungen? Wie entwickelt sich das Verhältnis zur PDS nach de-
ren Vereinigung mit der WASG weiter? Kommen gemeinsame Kan-
didaturen zustande? Nach einem kurzen Überblick zur Geschichte der 
DKP folgt ein Kapitel zur Wahlteilnahme der DKP. Schließlich wird 
gezeigt, wie die DKP zur PDS steht und umgekehrt. Der kompakte 
Beitrag, der nicht in erster Linie extremismustheoretisch angelegt ist, 
endet mit einigen Thesen.  
                                  
110 Zum Wahlsonntag 26. März 2006. Erklärung des Sekretariats des Parteivor-
standes der DKP, in: unsere zeit vom 31. März 2006. 
111 An dieser Terminologie wird festgehalten, auch wenn die Partei seit 2005 
„Linkspartei“ heißt und nach der Vereinigung mit der „Wahlalternative Arbeit 
und Soziale Gerechtigkeit“ (WASG) im Juni 2007 den Namen „Die Linke“ an-
nimmt. 
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2. Kurzgeschichte der DKP 
 
Die 1968 gegründete Deutsche Kommunistische Partei steht in der 
Tradition der 1956 vom Bundesverfassungsgericht verbotenen Kom-
munistischen Partei Deutschlands.112 Die ideologisch, organisatorisch 
und finanziell von der SED abhängige Partei, die den „Eurokommu-
nismus“ strikt bekämpft hatte, verfügte in den siebziger wie auch noch 
in den achtziger Jahren dank geschickter Bündnispolitik und eines fes-
ten Apparates in der außerparlamentarischen Bewegung über einen 
gewissen, z.T. getarnten Einfluss113 (z.B. in der Friedens- und Ge-
werkschaftsbewegung oder bei den Kampagnen gegen „Berufsverbo-
te“). Diesen verlor die Partei, die in den Verfassungsberichten stets als 
„verfassungsfeindlich“ genant wurde und wird,114 nach der friedlichen 
Herbstrevolution des Jahres 1989 in der DDR. Die Unterstützung 
durch die SED hörte abrupt auf.115 Die DKP, die sich nach wie vor als 
kommunistische Partei an den Lehren von Marx, Engels und Lenin 
orientiert, geriet in eine existentielle Krise, nachdem bereits in der 
                                  
112 Vgl. u.a. Patrick Moreau/Jürgen P. Lang, Linksextremismus. Eine unter-
schätzte Gefahr, Bonn 1996, S. 248-265; Michael Roik, Die DKP und die de-
mokratischen Parteien 1968-1984, Paderborn 2006; Manfred Wilke, Man-
fred/Hans-Peter Müller/Marion Brabant, Die Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP). Geschichte, Organisation, Politik, Köln 1990; Patrick Moreau/Hermann 
Gleumes, Die Deutsche Kommunistische Partei: Ergänzung oder Konkurrenz?, 
in: Patrick Moreau/Marc Lazar/Gerhard Hirscher (Hrsg.), Der Kommunismus in 
Westeuropa. Niedergang oder Mutation?, Landsberg am Lech 1998, S. 333-374; 
Siegfried Heimann, Deutsche Kommunistische Partei, in: Richard Stöss (Hrsg.), 
Parteien-Handbuch. Die Parteien der Bundesrepblik Deutschland 1945-1980, 
Bd. 1, Opladen 1983, S. 901-981. 
113 Vgl. z.B. Udo Baron, Kalter Krieg und heißer Frieden. Der Einfluss der SED 
und ihrer westdeutschen Verbündete auf die Partei ‚Die Grünen’, Münster u.a. 
2003; siehe schon früher: Ossip K. Flechtheim/Wolfgang Rudzio/Fritz Vil-
mar/Manfred Wilke, Der Marsch der DKP durch die Institutionen. Sowjetmar-
xistische Einflussstrategien und Ideologien, Frankfurt a.M. 1980.  
114 Zuletzt: Bundesministerium des Innern (Hrsg.), Verfassungsschutzbericht 
2005, Berlin 2006, S. 173-178. 
115 Vgl. Patrick Moreau, Der westdeutsche Kommunismus in der Krise – ideolo-
gische Auseinandersetzungen und Etappen des organisatorischen Verfalls, in: 
Uwe Backes/Eckhard Jesse (Hrsg.), Jahrbuch Extremismus & Demokratie, Band 
2, Bonn 1990, S. 170-206. 
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zweiten Hälfte der achtziger Jahre aufgrund der Politik Gorbatschows 
Konflikte in der einstmals geschlossenen Partei zwischen „Traditiona-
listen“ und „Erneuerern“ aufgetreten waren.  
 
Lag der Mitgliederbestand Mitte der siebziger bis Mitte der achtziger 
Jahre bei ca. 40.000 Personen, so besitzen gegenwärtig lediglich 
knapp 4.500 das Parteibuch der revolutionären Kraft, davon rund 500 
in den neuen Bundesländern. Einige gingen zur PDS, viele zogen sich 
aus dem politischen Leben zurück. Wie sich nach der friedlichen Re-
volution 1989/90 herausstellte, erfuhren DKP-Mitglieder in den sieb-
ziger und achtziger Jahren eine paramilitärische Ausbildung in der 
DDR. Die DKP hatte mit Hilfe der SED eine geheime Militärorgani-
sation aufgebaut („Gruppe Ralf Forster“). Ewa 200 Kader der Partei 
nahmen an der militärischen Schulung teil.116 Heute ist die DKP mit 
den Organisationen in ihrem Umfeld politisch isolierter denn je.  
 
Der erste Parteivorsitzende Kurt Bachmann (1969-1973) wurde von 
Herbert Mies abgelöst (1973-1990). Diesem folgte auf dem 10. Partei-
tag in Dortmund im März 1990 Heinz Stehr, zunächst als Mitglied ei-
nes vierköpfigen Sprecherrates. Kurswechsel sind mit diesen Personen 
nicht verbunden gewesen. Davon legt die Programmatik Zeugnis ab. 
Das auf dem Mannheimer Parteitag 1978 beschlossene Programm 
wurde erst im April 2006 auf dem Duisburger Parteitag, dem 17., nach 
jahrelanger Programmdiskussion durch ein neues abgelöst – mit 115 
Stimmen gegen 34 Nein-Voten und zehn Enthaltungen. Eine grundle-
gende Neuerung blieb aus.117  
 

                                  
116 Vgl. Udo Baron, „Gruppe Ralf Forster“. Die geheime Militärorganisation von 
DKP und SED in der Bündnispolitik, in: Deutschland Archiv 38 (2005), S. 
1009-1015; Hermann Weber, Wer war „Ralf  Forster“? Der Leiter der DKP-
Militärorganisation im Spiegel der Erinnerung und der MfS-Akte, in: Ders. u.a. 
(Hrsg.), Jahrbuch für Historische Kommunismusforschung, Berlin 2006, S. 297-
310. 
117 Vgl. auch Armin Pfahl-Traughber, Treudeutsch fest im alten Dogma. Ein  
analytischer Blick in das neue DKP-Programm, in: Freiheit und Recht, Heft 
1/2007, S. 9f.; siehe ferner Manfred Wilke/Udo Baron, Die Deutsche Kommu-
nistische Partei in europäischer Perspektive, in: Politische Studien 56 (2005), 
Heft 404, S. 57-66. 
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War das seinerzeitige Programm in einer Phase abgefasst worden, als 
der Kommunismus sowjetischer Prägung stabil erschien, so ist das 
neue Programm in einer Zeit konzipiert, in der das Sozialismusver-
ständnis der DKP im Weltmaßstab keine Rolle mehr spielt. Das Pro-
gramm ist wie folgt gegliedert: „Imperialismus heute“ – „Der deut-
sche Imperialismus“ – „Der Sozialismus – die historische Alternative 
zum Kapitalismus“ – „Unser Weg zum Sozialismus“ – „Die Kräfte 
des Widerstands und des Fortschritts“ – „DKP – Partei der Arbeiter-
klasse“. Die Ursachen für den Zusammenbruch des sowjetkommunis-
tischen Weltsystems sieht die Partei zum einen in dessen dogmati-
schen Erstarrungen, zum andern in „der äußeren und inneren Konter-
revolution“.118 Unterschiedliche Positionen innerhalb der Partei spie-
geln sich in derartigen Formulierungen wider. Die DKP macht in ih-
rem Programm klar, dass sie das System der DDR befürwortete und 
das der Bundesrepublik Deutschland ablehnt. „Der Sozialismus kann 
nach unserer Auffassung nicht auf dem Weg von Reformen, sondern 
nur durch tief greifende Umgestaltung und die revolutionäre Über-
windung der kapitalistischen Eigentums- und Machtverhältnisse er-
reicht werden. Voraussetzung dafür ist eine grundlegende Verände-
rung des Kräfteverhältnisses zugunsten der Arbeiterklasse und der mit 
ihr verbündeten Kräfte.“119 Das Programm endet mit den Worten des 
Kommunistischen Manifestes: „Proletarier aller Länder, vereinigt 
Euch!“120 
 
Die Partei verwirft, um „politikfähig“ zu sein, „Fraktionsbildung“. 
Gegenüber der Zeit vor 1990 sind die zentralistischen Prinzipien al-
lerdings etwas gelockert worden. Innerparteiliche Demokratie fehlt 
gleichwohl, auch wenn es intern immer wieder einmal zu Konflikten 
kommt, so in der Irak- oder in der Globalisierungsfrage. Die DKP be-
steht aus 18 Landesverbänden (jeweils zwei in Nordhein-Westfalen 
[Rheinland-Westfalen und Ruhr-Westfalen] und in Bayern [Nordbay-
ern und Südbayern]). Nicht einmal fünf Prozent der Mitglieder sind 
jünger als 30 Jahre alt. Die Partei hat seit Anfang 2005 einen „Beob-

                                  
118 Programm der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP). Beschlossen auf 
der 2. Tagung des 17. Parteitages der DKP, Essen 0.J. (2006), S. 15. 
119 Ebd., S. 16. 
120 Ebd., S. 27. 
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achterstatus“ bei der „Europäischen Linkspartei“, einem Zusammen-
schluss vornehmlich kommunistischer und linkssozialistischer Partei-
en, dem auch die PDS angehört. Zu den Jugendorganisationen der Par-
tei gehören die „Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend“ und die „As-
soziation Marxistischer StudentInnen“. In der „Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten“ wirken Kräfte der DKP an vorderer Stelle. Die „Marx-
Engels-Stiftung“ ist die Kaderschmiede der Partei, die durch Ihren 
„Antifaschismus“ versucht, auf Anerkennung zu stoßen.121 Wöchent-
lich erscheint die Parteizeitung „unsere zeit“. 
 
3. Kandidaturen und Wahlergebnisse der DKP 
 
Die Wahlergebnisse der Partei spiegelten bis zum Herbst 1989 nicht 
annähernd den gesellschaftlichen Einfluss der Partei wider. Sie lagen 
fast stets im Promillebereich. Bei der Bundestagswahl 1983 (0,2%) 
kamen auf zwei Mitglieder ca. drei Wähler. Die besten Resultate er-
zielte die Partei 1971 (3,1%) und 1975 (2,1%) im Stadtstaat Bremen. 
Seit den neunziger Jahren nimmt sie nur noch sporadisch an Land-
tagswahlen teil. Von 1995 an erreichte sie dabei dreimal ein Ergebnis 
von 0,2% (Niedersachsen 1998, Hessen 2003, Brandenburg 2004). 
0,1% und 0,0% lautete das Wahlresultat öfter. Der Buchtitel „Kleine 
Parteien im Aufwind“122 gilt damit nicht für die DKP.  
 
Bei den Europa- und Bundestagswahlen propagiert die Partei die 
Wahl der Linkspartei.PDS, auf deren Listen sie zuweilen Kandidaten 
unterbringt, wenngleich keineswegs an aussichtsreicher Stelle. Ihren 
Versuchen, gleichberechtigte Wahlbündnisse mit der PDS zustande zu 
bringen, sind jedenfalls bundesweit keine Erfolge beschieden. Die 
PDS fand sich bei Bundestagswahlen nur zu „offenen Listen“ bereit. 
 
Im Jahre 2002 war die DKP nicht bereit, die PDS bei der Bundes-
tagswahl zu unterstützen, obwohl sie selber nicht kandidierte. Bei den 

                                  
121 Vgl. dazu den Beitrag von Bettina Blank in diesem Band.  
122 Vgl. Uwe Jun/Henry Kreikenbom/Viola Neu (Hrsg.), Kleine Parteien im 
Aufwind. Zur Veränderung der deutschen Parteienlandschaft, Frankfurt a.M 
2006. 



 87

Wahlen zum Europäischen Parlament 2004 trat die DKP, die die EU 
als imperialistische Groß- und Militärmacht angeprangert hatte, sogar 
als eigenständige Kraft an (0,1%). Die Begründung lautete wie folgt: 
„Wir können bei diesen Wahlen unmöglich eine PDS-Kandidatur un-
terstützen. Wir lehnen die Regierungspolitik in Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern ab. Von der DKP wird es keinerlei Toleranz für 
Sozial- und Demokratieabbau geben.“123 Die Partei vermochte nur 
wenige Mandate in Kommunalparlamenten zu erreichen, zum Teil in 
Listenverbindungen mit anderen linken Gruppierungen (vornehmlich 
im Ruhrgebiet). Die Partei, die eine ihrer Hochburgen u.a. in Bottrop 
hat,124 wurde und wird überproportional von der Arbeiterschaft ge-
wählt. 
 
Die DKP beteiligte sich auch an der Bundestagswahl 2005 nicht, rief 
stattdessen, wie zuvor, zur Wahl der Linkspartei auf.125 Sie kandidierte 
mit elf ihrer Mitglieder auf wenig aussichtsreichen Listenplätzen (dar-
unter Leo Mayer auf Platz 10 der sächsischen Landesliste der Partei 
und Georg Fülberth auf Platz 14 der hessischen), und stellte mit  
Achim Bigus, Gerhard Schulmeyer und Claus Schreer in drei Wahl-
kreisen den Direktkandidaten. Das Positionspapier der DKP vor der 
Bundestagswahl bekräftigte den revolutionären Anspruch der Par-
tei.126 
 
Bei den Wahlen in den westlichen Bundesländern gab es bisher eine 
Reihe von Varianten: Kandidatur von DKP und PDS; nur Kandidatur 
der PDS; lediglich Kandidatur der DKP; Kandidatur eines parteiüber-
greifenden Listenbündnisses. Mit der Fusion von PDS und WASG 

                                  
123 Heinz Stehr, Keine Zeit für Ausgrenzungen. Rolle und Verantwortung der 
DKP als eigenständige kommunistische Partei und als Teil der Linken, in: unse-
re Zeit vom 30. Januar 2004.  
124 Vgl. etwa Klaus Jansen, Friedfertige Revolverschnauzen, in: die tageszeitung 
vom 28. März 2007, S. 3. 
125 Vgl. Uwe Backes, Polarisierung aus dem Osten? Linke und rechte Flügelpar-
teien bei der Bundestagswahlen 2005, in: Eckhard Jesse/Roland Sturm (Hrsg.), 
Bilanz der Bundestagswahl 2005. Voraussetzungen, Ergebnisse, Folgen, Wies-
baden 2006, S. 157-176. 
126 Vgl. 3. Tagung des Parteivorstandes der DKP. 9./10. Juli 2005, Position der 
DKP zur Bundestagswahl 2005. 
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schwindet die Chance für die DKP auf einen Wahlverzicht der Kon-
kurrenz. Will auch diese nicht zurückstehen, ist eine doppelte Kandi-
datur wahrscheinlich. Wenn das in der Vergangenheit der Fall war, 
arbeitete sich die DKP an der PDS ab. Erfolglosigkeit war program-
miert. Auf kommunaler Ebene kam es immer wieder zu einer gemein-
samen Kandidatur.  
 
Die DKP meint, die „Hauptformen unseres Eingreifens bei Wahlen“ 
hingen von der „jeweiligen politischen Lage“127 ab. Hier wird sugge-
riert, als könne die DKP sie beeinflussen. Das stimmt jedoch nicht. Ihr 
bleibt faktisch keine andere Wahl als eine Eigenkandidatur oder ein 
Wahlbündnis, das diesen Namen nicht verdient, da die Bewerber der 
eigenen Partei auf der Liste unter „ferner liefen“ rangieren.  
 
4. Verhältnis der DKP zur PDS 
 
Die krisengeschüttelte DKP war 1990 nicht bereit, sich mit der PDS 
zu vereinen. Allerdings betonte die Partei die guten Beziehungen zur 
PDS. Sie war mit ihrem Unterfangen nicht sonderlich erfolgreich, sich 
auf die neuen Bundesländer auszudehnen, wie umgekehrt die PDS in 
den alten Bundesländern nicht Fuß fassen konnte.128  
 
Ein Beschluss des Parteitages der DKP lautete im Jahre 2000 wie 
folgt: „Zwischen DKP und PDS existiert ein besonderes Verhältnis. 
Beide sind Parteien, die sich kritisch zum Kapitalismus der BRD defi-
nieren, in ihrer Kritik an den Verhältnissen häufig ähnliche Positionen 
haben und oft in Aktionen und Wahlen gemeinsam oder parallel wir-
ken.“129 Zugleich übte die DKP Kritik an den weltanschaulichen Posi-
tionen der als reformistisch angesehenen PDS. Zwischen der Kommu-

                                  
127 Rolf Priemer, Schlussfolgerungen aus den Bundestagswahlen 2005. 4. Ta-
gung des Parteivorstandes der DKP. 24./25. September 2005, Essen 2005, unre-
digiertes Redemanuskript, S. 3. 
128 Vgl. Meinhard Meuche-Mäker, Die PDS im Westen 1990-2005. Schlussfol-
gerungen für eine neue Linke, Berlin 2005; Michael Koß, Durch die Krise zum 
Erfolg? Die PDS und ihr langer Weg nach Westen, in: Tim Spier/Felix Butz-
laff/Matthias Micus/Franz Walter (Hrsg.), Die Linkspartei. Zeitgemäße Idee o-
der Bündnis ohne Zukunft?, Wiesbaden 2007, S. 117-153.  
129 Beschluss des 15. Parteitages, in: DKP-Informationen 3/2000, S. 9.  



 89

nistischen Plattform der PDS und der DKP bestehen diese Differenzen 
nicht oder kaum.  
 
In einem Grundsatzbeitrag nahm sich der Vorsitzende Heinz Stehr auf 
der 6. Tagung des Parteivorstands am 5. Februar 2006 der Frage an, 
wie sich die DKP zum Zusammengehen von PDS und WASG zu posi-
tionieren habe. „Meiner Meinung nach muss linke antikapitalistische 
Politik heute vor allem auch umfassende Opposition zur tatsächlichen 
neoliberalen Koalition von CDU über SPD, Grünen bis zur FDP sein. 
Eine Regierungsbeteiligung der Linkspartei.PDS in Berlin und Meck-
lenburg-Vorpommern schadet dem politischen Ziel, einen Politik-
wechsel durchzusetzen.“130 Was das Verhältnis zur PDS seit 1990 be-
traf, so stellte Stehr vier Punkte heraus: Ein normales Verhältnis zwi-
schen beiden Parteien sei trotz mancher Ansätze nicht entstanden; die 
PDS von einer marxistisch-leninistischen zu einer „ideologisch-
pluralistischen“ Partei mutiert; die PDS habe sich nicht zur DKP posi-
tioniert; wohl aber die DKP zur PDS.131 Auch wenn Stehr keineswegs 
taktisch argumentiert, ist die Behauptung unhaltbar, die PDS sei eine 
„ideologisch-pluralistische“ Partei geworden. Diese Formulierung 
zeigt vielmehr das mangelnde Pluralismusverständnis der DKP. Und 
mangelndes Realismusverständnis ist der Behauptung Stehrs zu ent-
nehmen, der große Erfolg der Linkspartei bei der Bundestagswahl 
2005 gehe auch auf die DKP zurück. Obwohl das „linksreformistische 
Parteiprojekt“ als „Fortschritt“ gilt, stellte Stehr fest: „Die DKP will 
keine Plattform in einer Linkspartei sein“.132 Sie soll also nicht in dem 
Bündnis aufgehen. 
 
Die DKP spielte bei dem Prozess der sich seit dem Jahre 2005 anbah-
nenden Vereinigung von PDS und WASG keinerlei Rolle. Sie ist ohne 
strategische Option, steht daher schlechter denn je da. Die Tatsache, 
dass ein Teil der WASG-Mitglieder u.a. aus den Reihen der DKP 
kommt und in mancher Hinsicht den Kapitalismus härter geißelt als 
die PDS, nützt der DKP nicht, schadet ihr vielmehr. Denn so verliert 

                                  
130 Heinz Stehr, Sozialismus als realistische Möglichkeit, in: Junge Welt vom 
16. Februar 2006.  
131 Vgl. ebd. 
132 Ebd. 
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der oft erhobene Vorwurf des Reformismus an Glaubwürdigkeit bei 
der eigenen Anhängerschaft. Gleichwohl versucht Stehr der Fusion 
Positives abzugewinnen. „Wir haben jetzt die Hoffnung, dass wir vor 
allem mit den Kolleginnen und Kollegen aus der WASG, mit denen 
wir z.T. über Jahrzehnte zusammenarbeiten, die anti-neoliberale Stoß-
richtung in der Politik stärken könnten, damit diese neue Partei mehr 
auf Antikapitalismus orientiert ist, auf außerparlamentarische Bewe-
gungen, auf Mitarbeit in Sozialforen, in Bündnisse überhaupt.“133 Ge-
setzt den Fall, das trifft zu, wird dadurch der DKP erst recht das Was-
ser abgegraben.  
 
5. Verhältnis der PDS zur DKP 
 
Insgesamt zeichnet sich das Verhalten der PDS gegenüber der DKP 
mehr durch Ignorieren aus, weniger durch Kritik. Ellen Weber von der 
DKP bemängelt den folgenden Befund: „Es gibt nirgendwo offizielle 
Texte oder Begründungen, dass die PDS Wahlbündnispolitik macht 
und die Vertreter anderer linker Parteien willkommen heißt.“134 Das 
trifft, soweit es die DKP betrifft, prinzipiell zu. Weber zitiert den Satz 
Lothar Biskys: „Wo PDS draufsteht, muss auch PDS drin sein.“135 

Hingegen sprach die Kommunistische Plattform der PDS immer wie-
der für eine enge Zusammenarbeit mit der DKP aus, selbst für die Er-
laubnis einer Doppelmitgliedschaft (bei PDS und DKP).136  
 
Die PDS, die aus der SED hervorgegangen ist, einer marxistisch-
leninistischen „Staaatspartei“, hat sich weitaus stärker geändert als die 
von ihr einst abhängige DKP, wie etwa ein Vergleich der beiden Pro-

                                  
133 Heinz Stehr, „Marx ist nicht out, sondern in“. Über die neue Linkspartei und 
ihr Verhältnis zur DKP, in: unsere zeit vom 6. April 2007. 
134 Ellen Weber, Diskussionsbeitrag auf dem Kolloquium „Die sozialistische 
Linke in Deutschland 1989-2004“, in: 
http://sozialisten.de/politik/publikationen/geschichtskorrespondenz/view_html?z
id=26073&bs=1&n=5 
135 Ebd. 
136 Vgl. etwa die Erklärung des Landeskoordinierungsrates der Kommunisti-
schen Plattform der Linkspartei.PDS Sachsen vom 5. Februar 2006, in: 
http://www.linkspartei-sachsen.de/ 
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gramme zeigt.137 Ansonsten wäre die PDS selbst im Osten des Landes 
ins Hintertreffen geraten. Sie ist nur zum Teil „Opposition zum Sys-
tem“.138 Gleichwohl distanziert sich die PDS nicht vom Kommunis-
mus. Ist die Schlussfolgerung damit naheliegend, dass sie prinzipiell 
jeden Kommunismus im Kern für akzeptabel erachtet und jeden Anti-
kommunismus für inakzeptabel?  
 
Der Vorschlag des seinerzeitigen stellvertretenden PDS-Vorsitzenden 
Dieter Dehm im Jahre 1999 für eine Auflösung der DKP löste dort 
Empörung aus und fand auch nicht die Unterstützung des PDS-
Bundesgeschäftsführers Dietmar Bartsch, verschwand damit schnell in 
der Versenkung.139 Die PDS konnte kein Interesse daran haben, zu eng 
mit der DKP in Verbindung gebracht zu werden. Trotzdem zieht die 
PDS bis jetzt keinen prinzipiellen Trennungsstrich zur DKP. Die Aus-
sage, die DKP sei antidemokratisch, sucht der Leser in PDS-Periodika 
vergebens. Ein Teil der PDS-Basis wäre über ein solches Verdikt em-
pört. 
 
Insgesamt hat die PDS die DKP ausmanövriert. Durch die Verbindung 
mit der WASG ist es ihr gelungen, auch im Westen des Landes „an-
schlussfähig“ zu werden, ohne dass sie der DKP über die Maßen ent-
gegenkommen musste. Sie hat das Heft in der Hand. 
 
6. Abschließende Thesen 
 
Erstens: Die Partei, bis zur friedlichen Revolution in der DDR der In-
terventionsapparat der SED-Westarbeit, spielt nach dem Untergang 
des „realen Sozialismus“ keine Rolle mehr. In ihr versammeln sich 

                                  
137 Vgl. etwa den Vergleich der beiden Parteiprogramme von Arnim Pfahl-
Traughber in diesem Band. 
138 Vgl. zur Einordnung die Arbeit von Jürgen Lang, Ist die PDS eine demokrati-
sche Partei? Eine extremismustheoretische Untersuchung, Baden-Baden 2003. 
139 Vgl. Uwe Backes, Organisationen 1999, in: Ders./Eckhard Jesse (Hrsg.), 
Jahrbuch Extremismus & Demokratie, Bd. 12, Baden-Baden 2000, S. 202f.; 
Meinhard Meuche-Mäkler, Die PDS im Westen, in: Michael  Brie/Cornelia Hil-
debrandt (Hrsg.), Parteien und Bewegungen. Die Linke im Aufbruch, Berlin 
2006, S. 132. 



 92 

linksextremistische Kräfte, die dem Sozialismus sowjetischer Prägung 
nachtrauern. Das bestätigt auch das neue Parteiprogramm von 2006. 
 
Zweitens: Zwischen der DKP und der PDS gibt es Übereinstimmun-
gen (etwa im Kampf gegen „Faschismus“ oder „Neoliberalismus“), 
aber auch Unterschiede (etwa durch die starke Betonung des Leninis-
mus bei der DKP). Die DKP repräsentiert mit ihrer „reinen Lehre“ ei-
nen harten Extremismus, die PDS einen weichen. Diese kommt den 
Prinzipien des demokratischen Verfassungsstaates weitaus näher als 
jene. 
 
Drittens: Das Verhältnis der DKP zur PDS gilt als solidarisch, ist je-
doch wegen der Wandlungen bei der PDS zunehmend gespannt. Die 
DKP macht der PDS gleichwohl Avancen, weil sie weiß, dass sie nur 
so gewisse Anerkennung im öffentlichen Raum finden kann. Sie steht 
mit dem Rücken zur Wand.  
 
Viertens: Die PDS geht indirekt auf Distanz zur DKP, teils aus inhalt-
lichen, teils aus strategischen Erwägungen. Sie hat es als erfolgreiche 
Kraft nicht nötig, sich mit einer Partei einzulassen, deren Unterstüt-
zung ihr nicht sonderlich nützt. Die DKP wird als Liebhaber ver-
schmäht, aber gleichwohl nicht vor den Kopf gestoßen. 
 
Fünftens: Die gelegentlichen Kandidaturen der DKP auf den Listen 
der PDS sind kein Indiz für eine Liberalisierung des eigenen Kurses, 
sondern eher ein Beispiel für die unter extremismustheoretischen Ge-
sichtspunkten höchst problematische Rolle der PDS, die sich auch 
deshalb nicht als Gralshüter der Demokratie erweist. 
 
Sechstens: Durch die sich abzeichnende Vereinigung der Linkspartei 
mit der WASG gerät die DKP weiter in die Defensive, nicht nur im 
Osten, sondern auch im Westen des Landes. Die PDS ist nun ebenso 
im Westen, in dem sie nicht zu reüssieren vermochte, in einer weitaus 
besseren Position.  
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Bettina Blank 
 
Die „antifaschistische Republik“ – ein „Vermächt-
nis“ der Kommunisten? 
 
1. Einleitung 
 
„Die Rechtsentwicklung wurde durch den Zusammenbruch und die 
Zerschlagung des Sozialismus in Europa beschleunigt. Viele internati-
onale, aber auch in unserem Land wirkende positive Auswirkungen 
des Sozialismus fehlen heute, um ein Gegengewicht zur Standortpoli-
tik der transnationalen Konzerne und Banken schaffen zu können. Die 
USA sind heute faktisch die einzige Weltmacht, die EU wird zum 
Partner und Konkurrenten in der weltumfassenden Herrschaft des Im-
perialismus ausgebaut. In der Momentaufnahme heute gesehen zeigt 
sich, dass die marxistische Linke international die national umfassen-
de Krise von Politik, Theorie und Organisation nicht überwunden hat. 
...“140  
 
Auch heute, Jahre nach dieser für Kommunisten überaus ernüchtern-
den Bestandsaufnahme, hat sich die beschriebene Situation nicht we-
sentlich verändert. Vor allem orthodox-marxistische Linksextremisten 
suchen mühsam nach einer neuen Orientierung. Sichtbares Zeichen 
dafür ist die Tatsache, dass es der DKP erst 2006 – 28 Jahre nach dem 
Mannheimer Programm von 1978 und 16 Jahre nach der deutschen 
Wiedervereinigung – gelungen ist, ein neues Parteiprogramm zu ver-
abschieden. Vermochte die Partei als „Agentur“ der SED in West-
deutschland auf dem Höhepunkt ihrer politischen Wirksamkeit in der 
Nachrüstungsdebatte der 80er Jahre im Zuge des NATO-
Doppelbeschlusses durchaus erheblichen politischen und gesellschaft-
lichen Einfluss zu erlangen, so sind solche Möglichkeiten heute wei-
testgehend geschwunden.  
 

                                  
140 Christian Koberg, Die Position der DKP zur Diskussion um den staatlichen 
Umgang mit Rechtsextremisten und Neofaschismus. Auszug aus dem Referat 
auf der 2. PV-Tagung am 30.9/1.10.2001. DKP-Bildungsthema 1/2001: Ursa-
chen und Erscheinungsformen des Neofaschismus heute. www.dkp-online.de 
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Die DKP der Gegenwart ist eine marginalisierte Partei. Zu dieser Si-
tuation beigetragen haben nicht nur die seit dem Zusammenbruch des 
Ostblocks ausbleibende finanziell-logistische Unterstützung und die 
politisch-ideologische Anleitung aus der ehemaligen DDR bzw. letzt-
lich von der KPdSU, sondern auch ein erheblicher Mitglieder-
schwund, der als innerparteiliche Auseinandersetzung zwischen „Re-
formern“ und „Betonköpfen“ im Zuge von Perestroika und Glasnost 
in der Sowjetunion unter Michail Gorbatschow bereits Ende der 80er 
Jahre eingesetzt hatte. Geblieben ist eine von Finanzproblemen ge-
plagte, angesichts fehlenden Nachwuchses um ihren Fortbestand ban-
gende Partei, die sich jedoch unverändert zur Lehre des Marxismus-
Leninismus bekennt und als Endziel den Kommunismus anstrebt.  
 
Geblieben ist aber mit der oben konstatierten „Rechtsentwicklung“ 
auch der „Antifaschismus“, dessen Hauptprotagonistin die DKP über 
Jahrzehnte hin gewesen ist. In der systemantagonistischen Auseinan-
dersetzung zwischen Ost und West seit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges hat er gerade in Deutschland – hier die DDR als angeblich ers-
ter „antifaschistisch-demokratischer“, von Relikten des deutschen 
„Faschismus“ kompromisslos befreiter Staat auf deutschem Boden, 
dort die in vermeintlich bruchloser Kontinuität zum Nationalsozialis-
mus stehende, kapitalistisch verfasste Bundesrepublik – eine zentrale 
Rolle gespielt. Die Wiedervereinigung Deutschlands nun schien aus 
kommunistischer Sicht der Auftakt zu sein zu aus zurückgewonnenem 
Selbstbewusstsein geborenem Nationalismus und neuerlichem Groß-
machtstreben, zu – wie die Anschläge auf Asylbewerberheime Anfang 
der 90er Jahre scheinbar bewiesen – einer Welle der Fremdenfeind-
lichkeit und ausgeprägten „neofaschistischen“ Tendenzen.  
 
Als bleibende Aufgabe wurde somit der „Antifaschismus“ über die 
Brüche und Veränderungen der Jahre 1989/90 hinweg für Kommunis-
ten zu einem Element der Kontinuität, wenn auch unter stark verän-
derten Prämissen. Für die DKP als der in der Geschichte Westdeutsch-
lands ehemals tragenden Kraft des orthodox-kommunistischen „Anti-
faschismus“ haben sich nach 1998/90 nicht nur die äußeren, weltpoli-
tischen, sondern auch die innerdeutschen Rahmenbedingungen, d.h. 
das (partei)politische Kräfteumfeld, entscheidend verändert. Der im 
Niedergang begriffenen Partei trat seit 1990 mit der in Partei des De-
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mokratischen Sozialismus (PDS) umbenannten SED ihr ehemaliger 
Sponsor aus dem Osten nunmehr auf gesamtdeutscher Ebene als Kon-
kurrent gegenüber. Während es der PDS trotz ebenfalls massiver Mit-
gliederverluste einerseits in den neuen Bundesländern gelang, unbe-
schadet ihrer politischen Vergangenheit in einer maßgeblich veränder-
ten Parteienlandschaft ein politischer Faktor von Relevanz zu bleiben, 
musste sie in der alten Bundesrepublik völlig neu gegründet werden. 
Hier wurde die PDS, die sich nunmehr offen für verschiedene politi-
sche Strömungen erklärte, zu einem Sammelbecken für Angehörige 
weiterer linksextremistischer Organisationen.  
 
Gesamtdeutsch etabliert und von Anfang an im Deutschen Bundestag 
vertreten, wurde sie zum Hoffnungsträger und Kristallisationspunkt 
großer Teile des deutschen Linksextremismus, der der DKP inzwi-
schen längst – auch auf internationaler Ebene – den Rang abgelaufen 
hat. Um ihre eigene Schwäche im Westen zu beheben, beschloss die 
2005 neuerlich umbenannte, nunmehrige „Linkspartei.PDS“ ihren Zu-
sammenschluss mit der neu entstandenen „Wahlalternative Arbeit und 
soziale Gerechtigkeit“ (WASG), der bis Mitte 2007 abgeschlossen 
sein soll. Mit deren Hilfe gelang bei der Bundestagswahl 2005 ein  
überragender Erfolg, der die ehemalige SED nach einer Phase der 
Schwäche erneut und in – deutlich gesteigerter – Fraktionsstärke ins 
Bundesparlament einziehen ließ. An ihrer „antifaschistischen“ Aus-
richtung141 und ihrem Bekenntnis zum „traditionellen Antifaschismus“ 
soll sich auch bei der künftigen neuen Gesamtpartei nichts ändern: 
„Als Linkspartei.PDS stehen wir von Anbeginn an in einer antifa-
schistischen Tradition. Das war Gründungskonsens der PDS, wir ha-
ben uns kritisch mit dem Antifaschismus der SED und der DDR aus-
einandergesetzt. Wir stehen in klarer Kontinuität und Tradition zum 
antifaschistischen Widerstand, wie er von sozialdemokratisch, kom-
munistisch und sozialistisch orientierten Menschen seit der Weimarer 
Republik geleistet worden ist. Das wird auch für die neue Partei so 
sein, wie aus den Gründungsdokumenten ersichtlich.“142 
 

                                  
141 Vgl. dazu Timm Peters, Der Antifaschismus der PDS aus antiextremistischer 
Sicht, Wiesbaden 2006. 
142 Presseerklärung der Linkspartei.PDS vom 25. Januar 2007.  
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Als einzige Organisation im linksextremistischen Spektrum, die den 
„Antifaschismus“ offen als Hauptgrund ihres Daseins definiert und 
dies bereits in ihrem Namen zum Ausdruck bringt, ist die Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und An-
tifaschisten (VVN-BdA) zum zentralen Träger des linksextremisti-
schen „Antifaschismus“ geworden. Die ehemalige Vorfeldorganisati-
on der DKP bezeichnet sich selbst als „die größte antifaschistische 
Organisation in Deutschland“. Bereits 1947 gegründet, hat sich die 
Organisation orthodox-kommunistischen Ursprungs143 mit ihren heute 
ca. 8.000 Mitgliedern nach 1990 nicht länger anderen politischen Ein-
flüssen verschlossen, doch bedeutete dies in erster Linie eine – wie ein 
Funktionär sie konkret benannte – „Öffnung zur Autonomen Antifa 
und zur linken Szene außerhalb von Gewerkschaften, SPD und 
DKP.“144 Noch Mitte 1990 erklärten Stimmen aus der VVN-BdA: 
„Wenn im Programm auch anders formuliert, sahen doch die meisten 
in der VVN-BdA die Überwindung dieser Gesellschaftsordnung und 
die Errichtung des Sozialismus als die einzig richtige antifaschistische 
Strategie an. ... Andere als kommunistische (besser DKP) Zugänge 
zum Antifaschismus waren nie mehrheitsfähig.“145  
 
Im Oktober 2002 schloss sich die VVN-BdA mit ihrem ostdeutschen 
Partner „Verband ehemaliger Teilnehmer am antifaschistischen Wi-
derstand, Verfolgter des Nazi-Regimes und Hinterbliebener – Bund 
der Antifaschisten“ (VVdN-BdA) zusammen und ist seither (wieder) 
eine gesamtdeutsche Organisation. Wie ursprünglich, ist die VVN-
BdA noch heute faktisch – und anders als in ihrer Selbstdarstellung – 
eine „antifaschistische Kampforganisation“.  
 
Sowohl die DKP als auch die „Linkspartei.PDS“ beziehen sich aus-
drücklich auf die VVN-BdA und unterstützen sie. Ihre Mitglieder – 

                                  
143 Zu Entstehung und Entwicklung vgl. Bundesamt für Verfassungsschutz, 
„Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten“ (VVN-BdA). Organisation – Entwicklung – Aktionsfelder – 
Wirkungen 1947-1997, Köln Juni 1997. 
144 Vgl. Ulrich Schneider, Zukunftsentwurf Antifaschismus. 50 Jahre Wirken der 
VVN für ‚eine neue Welt des Friedens und der Freiheit‘, Bonn 1997, S. 189. 
145 Zitiert nach: Bundesamt für Verfassungsschutz (Anm. 143), S. 61. 
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dies gilt besonders für die DKP – sind teils zugleich Mitglieder und 
Funktionäre der VVN-BdA. Entsprechend ist vor allem der Einfluss 
der DKP spürbar geblieben. Die traditionell engen beiderseitigen Be-
ziehungen kommen etwa bei dem gegenseitigen Austausch von Gruß-
botschaften auf Landes- und Bundesdelegiertenkonferenzen der VVN-
BdA bzw. Parteitagen der DKP zum Ausdruck. Das DKP-Parteiorgan 
„unsere zeit“ (UZ) berichtete z B. über den 17. Parteitag der DKP vom 
Februar 2005 in Duisburg: „Emotionale und politische Höhepunkte 
des Parteitages waren die Grußworte. Der Antifaschist und Kommu-
nist Peter Gingold und VVN-BdA-Sprecher Werner Pfennig unterstri-
chen angesichts des bevorstehenden 60. Jahrestages der Befreiung 
vom Faschismus und der aktuellen NPD-Umtriebe die Bedeutung des 
antifaschistischen Kampfes.“146  
 
Die „Linkspartei.PDS“ ihrerseits nutzt die Präsenz im Bundestag, um 
im Rahmen des parlamentarischen „Antifaschismus“ die Agitation der 
VVN-BdA gegen ihre Beobachtung durch den Verfassungsschutz und 
gegen ihre Erwähnung in den Verfassungsschutzberichten zu unter-
stützen und die von dieser selbst nachdrücklich angestrebte gesell-
schaftliche Anerkennung als verdienstvolle, demokratische Organisa-
tion voranzutreiben. Dass auch die Linkspartei.PDS inzwischen in der 
Organisation Fuß fassen konnte, hatte aufgrund der gründsätzlichen 
ideologischen Verwandtschaft aller Beteiligten auf das Antifaschis-
musverständnis der VVN-BdA bislang keine erkennbaren Auswirkun-
gen.  
 
VVN und DKP, aber auch die Linkspartei.PDS erklären den „Schwur 
von Buchenwald“ zur Richtschnur ihres Handelns. Dieser Schwur, 
den überlebende Häftlinge verschiedener Nationalität des KZ Bu-
chenwald nach ihrer Befreiung am 19. April 1945 ablegten, enthielt 
u.a. die bis heute immer wieder zitierten Schlüsselpassagen: „Wir stel-
len den Kampf erst ein, wenn auch der letzte Schuldige vor den Rich-
tern der Völker steht! Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wur-
zeln ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens und 
der Freiheit ist unser Ziel.“ Mit dieser Bezugnahme verbunden ist bis 
heute das Anknüpfen an den historischen antifaschistischen Wider-
                                  
146 unsere zeit (UZ) vom 18. Februar 2005. 
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stand und die dabei angeblich führende Rolle der Kommunisten, aber 
auch die letztendliche Ausrichtung auf eine Überwindung der beste-
henden Gesellschaftsordnung. So heißt es in einer Publikation der 
VVN-BdA mit wünschenswerter Deutlichkeit: „Für sozialistisch ori-
entierte AntifaschistInnen ist der Faschismus erst überwunden, wenn 
seine ökonomischen Wurzeln147, d.h. der Kapitalismus vernichtet 
ist.“148 
 
Sich im folgenden Theorie und Praxis des orthodox-kommunistischen 
„Antifaschismus“ der Gegenwart zuzuwenden, beinhaltet zugleich den 
Versuch, am Beispiel eines solchen zentralen Agitationsfeldes der 
Frage nach der verbliebenen Wirkungsmächtigkeit des deutschen 
Linksextremismus in Zeiten seines zumindest vorübergehenden Nie-
derganges nachzugehen. 
 
2. Das orthodox-kommunistische Faschismusverständnis 
 
Kommunisten setzen im Kampf gegen die aus ihrer Sicht grundsätz-
lich permanent fortbestehende Gefahr einer Neuauflage des „Faschis-
mus“ auch heute noch immer weitgehend auf alte Rezepte.149 Der In-
halt des orthodox-kommunistischen „Antifaschismus“ ergibt sich aus 
dem diesem zugrunde liegenden „Faschismus“-Verständnis. Letzteres 
orientiert sich bis heute an den Erfahrungen mit und den Lehren aus 
dem real existierenden „Faschismus“ vor allem in Deutschland von 
1933 bis 1945. Das „Kleine Politische Wörterbuch“ definiert „Fa-
schismus“ als „in der ersten Etappe der allgemeinen Krise des Kapita-
lismus entstandene reaktionäre politische Bewegung und ideologische 
Strömung, die den Klasseninteressen der reaktionärsten Gruppen der 
Monopolbourgeoisie entsprach und in einigen Ländern“, darunter in 
Deutschland, „an die Macht gelangte.“ An die Macht gelangt, sei der 
                                  
147 Bei den angeführten Zitaten werden eventuell enthaltene Schreib-, Zeichen-
setzungs- oder Grammatikfehler übernommen. 
148 Neofaschismus in der Bundesrepublik Deutschland. Hrsg. von der Kommis-
sion Neofaschismus der VVN-BdA, Band III: Neofaschismus und Konservatis-
mus – Totalitarismus- und Extremismusdoktrin – Antifaschistische Politik -, 
Hannover (September 1999), S. 31. 
149 Die vorliegende Ausarbeitung gibt ausschließlich die persönlichen Beobach-
tungen und Wertungen der Verfasserin wieder. 
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„Faschismus“ „die ‚offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, 
am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente 
des Finanzkapitals‘. (Dimitroff, Schriften, 2, S. 525) Er ist Ausdruck 
des Unvermögens des Finanzkapitals, die Volksmassen, insbesondere 
die revolutionäre Arbeiterbewegung, mit den bisherigen Mitteln der 
bürgerlich-parlamentarischen Demokratie seinen Klasseninteressen 
unterzuordnen und seine Macht weiter aufrechtzuerhalten. ... Im Klas-
seninteresse der Monopolbourgeosie“ habe der „Faschismus“ u.a. die 
Aufgabe, „vor allem die Arbeiterklasse und ihre revolutionäre 
Kampfpartei sowie alle anderen demokratischen Kräfte und deren Or-
ganisationen mit blutigem Terror zu unterdrücken, die bürgerlich-
parlamentarische Demokratie auszuschalten“.  
 
Kern seiner Ideologie sei der „Antikommunismus“. Bei der Errichtung 
des „Faschismus“ hätten die „reaktionärsten Gruppen der Monopol-
bourgeoisie ... die Tatsache ausnutzen“ können, „daß die demokrati-
schen Kräfte zersplittert und uneinig waren und insbesondere die Ar-
beiterklasse infolge der antikommunistischen, die Aktionseinheit ver-
hindernden Politik rechter Sozialdemokraten gespalten war.“ Der 
Sowjetunion sei es im Rahmen der Antihitlerkoalition gelungen, den 
„Faschismus“ als Herrschaftsform in Deutschland und den anderen 
Staaten zurückzuschlagen und als politische Strömung weitgehend 
auszuschalten. Seither hätten es „die Kräfte des Monopolkapitals noch 
nicht wieder gewagt, in Europa ausschließlich auf profaschistisch-
terroristische Regimes zu setzen. Die staatsmonopolistische Entwick-
lung führt in der Tendenz zu autoritären Regierungsformen, deren Ex-
trem der Faschismus ist.“150 
 
Ausgangspunkt des kommunistischen „Faschismus“-Verständnisses 
ist dieser Definition zufolge die sogenannte „Dimitroff-Formel“, die 
Definition von „Faschismus“, die Dimitroff in einer Rede auf der VII. 
Tagung der Komintern im Jahre 1935 als die forthin gültige dargelegt 
hatte. Trotz gewisser Modifikationen ist sie seither für Strategie und 
Taktik des „antifaschistischen Kampfes“ prägend geblieben. Charak-
teristisch sind ihr zufolge vor allem der untrennbare Zusammenhang 
                                  
150 Kleines Politisches Wörterbuch 7., vollst. überarb. Auflage Berlin 1988, S. 
268f. 
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von „Faschismus“ und Kapitalismus, die instrumentelle Sichtweise 
des „Faschismus“ in seiner „konterrevolutionäre(n)“ und „prokapita-
listische(n) Funktion“151 für das Finanzkapital, seine primär antikom-
munistische Stoßrichtung. 
 
Dass das Verständnis von „Faschismus“ als „Diktatur des Monopol-
kapitals“ für Kommunisten auch über die Jahre 1989/90 hinaus Be-
stand hat, zeigen die Darlegungen des marxistischen Politikwissen-
schaftlers Reinhard Kühnl. Nach Kühnl drängt „die herrschende Klas-
se dann nach Liquidierung des parlamentarisch-demokratischen Sys-
tems..., wenn dieses System ihren Bedürfnissen nicht mehr genügt, für 
die Verfolgung ihrer Interessen zu einem Hindernis oder sogar durch 
das Anwachsen demokratischer und sozialistischer Kräfte zu einer Ge-
fahr geworden ist. Unter solchen Umständen versuchen maßgebliche 
Teile der herrschenden Klasse nach aller Erfahrung, die Demokratie 
abzuschaffen, die demokratischen und sozialen Rechte der Massen 
zunächst einzuschränken und – wenn das nicht genügt – vollständig 
und dauerhaft zu unterdrücken und ein in ihrem Sinne ‚effektives‘ 
System, eine terroristische Diktatur, an die Stelle der parlamentari-
schen Demokratie zu setzen.“152 
 
Da die sozioökonomischen Grundlagen in den kapitalistischen Län-
dern erhalten geblieben sind, bleibt auch die Gefahr eines neuen „Fa-
schismus“ latent bestehen. Die weitere Entwicklung werde, so Kühnl, 
davon abhängen, „wie weit es den demokratischen Kräften, besonders 
der Arbeiterbewegung und daneben der demokratischen Intelligenz, 
gelingt, diese Gefahren zu erkennen und realistische Gegenstrategien 
zu entwickeln.“153 
 
Oben beschriebene Tendenzen seien auch heute zu beobachten, aus-
gehend und getragen vom Staat selbst. Diese seien besonders gefähr-
lich in Ländern wie der Bundesrepublik, die angeblich nie ernsthaft 

                                  
151 Wolfgang Wippermann, Faschismustheorien. Die Entwicklung der Diskussi-
on von den Anfängen bis heute, 7. überarb. Auflage, Darmstadt 1997, S. 13. 
152 Reinhard Kühnl, Faschismustheorien. Ein Leitfaden. Aktualisierte Neuaufla-
ge, Heilbronn 1990, S. 276. 
153 Ebd., S. 282. 
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mit ihrer „faschistischen“ Vergangenheit gebrochen haben und ge-
prägt sind von Kontinuitäten im Staatsapparat und in den Führungs-
schichten von Justiz, Verwaltung, Ministerialbürokratie, Militär und 
Geheimdienten, Erziehung und Wissenschaft. Als Beispiel für die be-
sonders von Deutschland ausgehenden Gefahren nennt Kühnl das 
„Berufsverbot“, also „die systematische Diskriminierung von Sozialis-
ten, Kommunisten und Radikaldemokraten“, die es in keiner anderen 
parlamentarischen Demokratie gebe. Dasselbe gelte für das KPD-
Verbot.154 Solche Entwicklungen stellten noch keinen „Faschismus“ 
dar, könnten diesem aber den Weg bahnen. Es gebe weiterhin „fa-
schistische“ Potentiale, die unter bestimmten Bedingungen, besonders 
in Krisenzeiten, mobilisiert werden könnten. Diese Gruppen hätten 
nur dann Aussicht auf Erfolg, „wenn sie von maßgeblichen Teilen der 
herrschenden Klasse, insbesondere auch von den staatlichen Organen, 
geduldet und begünstigt werden.“155 Auch in der Bundesrepublik wür-
den neofaschistische Kräfte „von den staatlichen Organen geduldet“ 
und seien oft „personell und strukturell mit der ‚gemäßigten‘ Rechten 
verflochten“. Auch ideologisch würde ihre Agitation „abgedeckt und 
salonfähig gemacht“ dadurch, dass Presseorgane gleichgerichtete Po-
sitionen verträten156. Analoges gelte für die Parteien. 
 
Nina Hager vom DKP-Parteivorstand hat auf dem „Antifaschistischen 
Ratschlag“ ihrer Partei in Hamburg am 15. November 2003 u.a. mit 
vergleichendem Blick zwischen der Situation vor 1933 und der Ge-
genwart ausgeführt: „1. In jener Zeit gab es eine antifaschistische 
Massenbewegung, eine starke organisierte Linke, eine große Kommu-
nistische Partei, die Masseneinfluss hatte. Heute erleben wir dagegen 
immer noch die Wirkungen der Niederlage des Sozialismus und der 
revolutionären Arbeiterbewegung. 2. Die Vertreter des großen Finanz- 
und Industriekapitals in Deutschland setzten damals – um ihre expan-
sionistischen Ziele durchzusetzen und mögliche revolutionäre Verän-
derungen zu verhindern – anders als in der gegenwärtigen Situation 
auf die extreme Rechte, auf den offenen Terror und die direkte 
Kriegsvorbereitung. Heute verfügt man über entsprechende Herr-

                                  
154 Ebd., S. 278, 310. 
155 Ebd., S. 278. 
156 Ebd., S. 279. 
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schaftsinstrumente, mit deren Hilfe man meint, die Lage auch in Kri-
senzeiten zu beherrschen. Doch die faschistische Variante bleibt Opti-
on.“157 
 
Im Unterschied zur Situation nach 1933 stellt der „Faschismus“ heute 
also kein unmittelbares Machtinstrument dar, da die „Herrschenden“ 
über entsprechende Machtmittel verfügen, um auch Krisenzeiten im 
Rahmen der bürgerlichen Demokratie zu bewältigen. Der „Faschis-
mus“ besitzt in diesem Rahmen zunächst nur eine Reservefunktion, 
kann jedoch bei Bedarf jederzeit aktiviert werden. 
 
Ebenfalls bis heute ihre Gültigkeit behalten haben die 1935 von Di-
mitroff dargelegten Kernelemente des „antifaschistischen Kampfes“. 
Kühnl fasst drei entscheidende Punkte zusammen:158 
1. Bei aller notwendigen Auseinandersetzung mit unterschiedlichen 
Positionen müssen gegenüber der Gefahr des „Faschismus“ alle Grup-
pen der „demokratischen Bewegung“ über alle Differenzen hinweg 
gegenüber ihrem gemeinsamen Feind zusammenstehen.  
 
Dies ist für Kommunisten die Lehre aus der Spaltung der Arbeiter-
klasse, durch die nach ihrer Lesart der Sieg des Faschismus erst mög-
lich geworden war. Dafür verantwortlich gemacht wurde die Sozial-
demokratie. Tatsächlich jedoch hatten die Kommunisten bis zum Stra-
tegiewechsel 1935 den Hauptfeind nicht im „Faschismus“, sondern in 
der SPD gesehen und diese entsprechend bekämpft (Sozialfaschismus-
these). Seither galt es, zusammen mit der SPD die „Aktionseinheit der 
Arbeiterklasse“ herzustellen. 
 
2. Primäres Ziel des gemeinsamen Kampfes ist die „Verteidigung der 
Demokratie, der politischen und sozialen Rechte der Massen, der bür-
gerlichen Freiheitsrechte, des parlamentarischen Verfassungsstaates“. 
Dazu gilt es, eine möglichst breite Abwehrfront aller Kräfte zu errich-
ten, nicht nur von Sozialisten, sondern aller, „die aus liberalen, huma-

                                  
157 „Sozialabbau – Soziale Demagogie der Nazis – Aufgaben der DKP“. Beitrag 
von Nina Hager für den Antifaschistischen Ratschlag der DKP-Hamburg am 15. 
November 2005. www.dkp-online.de. 
158 Dazu Kühnl (Anm. 152), S. 283ff. 
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nitären oder christlichen Überzeugungen für die Menschenrechte ein-
treten“ (Volksfrontkonzept). 
 
Die Verteidigung der bürgerlichen Demokratie ist „die Voraussetzung 
dafür..., daß der Kampf um den Sozialismus überhaupt geführt werden 
kann. Denn es zeichnet die bürgerlich-parlamentarische Demokratie 
aus, daß sie auch denjenigen Kräften das Recht auf Artikulation und 
Organisation einräumt, die sich für eine sozialistische Eigentums- und 
Gesellschaftsordnung einsetzen“. In einer „faschistischen“ Diktatur 
sind solche Wirkungsmöglichkeiten nicht mehr gegeben. Die „sozia-
listische Bewegung“ habe deshalb „nicht nur ein taktisches, sondern 
ein ganz elementares Interesse an der Verteidigung der parlamentari-
schen Demokratie gegen die Gefahr von rechts“. 
 
3. Die Rechte und Freiheiten des bürgerlichen Verfassungsstaates stel-
len nicht nur im obigen Sinne einen Wert für „Antifaschisten“ dar – 
eben weil sie „die Organisation sozialistischer Kräfte und den Kampf 
für den Sozialismus zulassen –, sondern sie sind darüber hinaus 
grundsätzlich „eine gewaltige historische Errungenschaft im Kampf 
der Demokratie gegen die Reaktion“, ein historischer Fortschritt, den 
es zu verteidigen gilt. 
 
Bei einer solchen Strategie, so Kühnl weiter, sei die Gefahr unbestrit-
ten, dass „Faschismus“ möglich ist, solange der Kapitalismus besteht, 
„so lange also eine kleine Minderheit von Kapitalbesitzern über den 
größten Teil der Wirtschaft, der Produktionsmittel und damit über die 
Arbeits- und Lebensmöglichkeiten der gesamten Gesellschaft verfügt 
und von hieraus natürlich auch über gewaltige Möglichkeiten, ihre 
speziellen Ziele der Sicherung dieser Eigentumsordnung und der Rea-
lisierung optimaler Profite auch ideologisch zu propagieren und poli-
tisch durchzusetzen. Solange diese Gesellschaftsordnung besteht, kann 
es zu Situationen kommen, in denen die herrschende Klasse zu der 
Überzeugung gelangt, daß ihre Ziele nur noch mit diktatorisch-
terroristischen Mitteln zu erreichen sind. Daraus folgt, daß eine end-
gültige Überwindung der faschistischen Gefahr erst möglich ist, wenn 
diese ökonomische Macht, die demokratisch weder legitimiert noch 
kontrollierbar ist, überwunden, wenn auch die Wirtschaft demokrati-
scher Verfügungsgewalt unterworfen ist und nicht mehr nach den 
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Maßstäben optimalen Profits für eine besitzende Minderheit, sondern 
nach dem Bedarf und den Bedürfnissen der Gesamtgesellschaft ausge-
richtet wird“. 
 
„Antifaschismus“ heißt also zunächst Verteidigung der bürgerlich-
parlamentarischen Demokratie gegen die Gefahr von „rechts“. Dies 
schon deshalb, weil unter diesem Generalnenner auch nichtkommunis-
tische Bündnispartner zu gewinnen sind, und zum anderen, weil diese 
„Herrschaftsform“ die optimalen Bedingungen und Voraussetzungen 
– also Rechte und Freiheiten – beinhaltet, um dieses Systems zu  
überwinden und durch ein sozialistisch-kommunistisches zu ersetzen, 
mit dem die sozioökonomischen Fundamente des Kapitalismus als 
Entstehungsbedingungen des „Faschismus“ endgültig beseitigt sind. 
„Antifaschismus“ heißt aber auch, den antikommunistischen Tenden-
zen als einem Kernelement der Ideologie des „Faschismus“ aktiv zu 
bekämpfen und – darauf hatte Dimitroff ebenfalls schon 1935 hinge-
wiesen – einer „faschistischen“ Vereinnahmung der Geschichte ent-
gegenzutreten im Wissen um die Schlüsselrolle des Geschichtsbildes 
für die Prägung des gesellschaftlichen Bewusstseins. Aufgabe von 
„Antifaschisten“ ist es angesichts der zunächst fortbestehenden laten-
ten „Faschismus“-Gefahr, bereits Vorstufen wie die Entwicklung au-
toritärer Tendenzen frühzeitig zu erkennen und ihnen konsequent ent-
gegenzutreten. So hat die VVN-BdA u.a. erklärt: „Wir werden weiter-
hin wachsam sein gegen Versuche, das Geschichtsbild zu verfälschen, 
die Totalitarismusthese zu festigen, rot gleich braun zu setzen, die Op-
fer des Faschismus zu verdrängen und nur noch die Deutschen als Op-
fer zu sehen.“159 
 
3. Das Arsenal des linksextremistischen „Antifaschismus“ 
 
„Traditionelle“, am Widerstand gegen den historischen „Faschismus“ 
orientierte „Antifaschisten“ verfügen in der Praxis noch immer über 
eine ganze Bandbreite an Handlungsoptionen.  
 
Der besondere Stellenwert der künftig unter dem Namen „Die Linke“ 
firmierenden „PDS-plus“ für den linksextremistischen „Antifaschis-

                                  
159 AntiFa-Nachrichten Nr. 1 vom Januar 2006, S. 3. 
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mus“ liegt in ihrer Eigenschaft als Oppositionskraft im Deutschen 
Bundestag, aber auch als in Landesparlamenten und Landesregierun-
gen vertretene Partei. Als solche ist ausschließlich sie in der Lage, die 
Option des parlamentarischen „Antifaschismus“ umzusetzen. Die in-
nenpolitische Sprecherin Ulla Jelpke, bekanntlich ehemaliges KB-
Mitglied, nutzte bereits bis 2002, also bis zum Verlust des Fraktions-
status‘, das Parlament nach kommunistischer Manier zur Propagierung 
„antifaschistischer“ Politikinhalte, für die der Bundestag eine noch 
über die deutsche Öffentlichkeit hinausreichende Tribüne bietet. Nach 
ihrer Wahlniederlage vom September 2002 war die damalige PDS mit 
nur noch zwei Abgeordneten im Bundestag vertreten. Doch auch die 
beiden Einzelkämpferinnen Petra Pau und Gesine Lötsch nutzten die 
der Partei verbliebenen Möglichkeiten. Sie schöpften nach eigenen 
Angaben im Zusammenhang mit dem gewählten Schwerpunktthema 
„Antifaschismus“ das ihnen monatlich zustehende Kontingent der vier 
schriftlichen und zwei mündlichen Anfragen aus, mit denen sie „kon-
tinuierlich die Bundesregierung konfrontier[t]en“, und zu denen sie 
„regelmäßig Auskünfte und Informationen über die Tätigkeit oder Un-
tätigkeit der betreffenden Ministerien einforder[te]n“.160 Beide nah-
men – etwas zugespitzt – für sich in Anspruch, „dass ohne uns zwei 
PDS-Abgeordnete der Rechtsextremismus im Deutschen Bundestag 
kein Thema“ gewesen wäre oder höchstens aus aktuellem Anlass. An-
fragen zur Problematik des Rechtsextremismus würden nur von der 
PDS gestellt.161 Erfreulich „produktiv“ seien Beratungen des Innen-
ausschusses gewesen, wo häufig anwesende Vertreter des Verfas-
sungsschutzes sich zumeist als „auskunftsfreudiger und gegenüber 
dem Rechtsextremismus aufgeschlossener als die Beamten und die po-
litische Leitung des Bundesinnenministeriums“ erwiesen hätten.  
 
Auch nach ihrem erneuten Einzug in den Bundestag in Fraktionsstärke 
nach den Wahlen vom September 2005 setzte die „Linkspartei.PDS“ – 
jetzt auch unter Beteiligung von WASG-Mitgliedern – ihre Praxis aus 
der Zeit vor 2002 fort und hat seither wie keine andere Partei die Bun-
desregierung mit einer Fülle Kleiner und Großer Anfragen beschäftigt. 

                                  
160 Rundbrief AG Rechtsextremismus/Antifaschismus beim Parteivorstand der 
Linkspartei.PDS, Ausgabe 1 vom März 2004, S. 8. 
161 Ebd., S. 9. 
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Eine Große Anfrage vom März 2006 formulierte zum Thema „Ent-
wicklung der extremen Rechten und die Maßnahmen der Bundesregie-
rung“ einen Katalog von insgesamt 286 Fragen, die ihrerseits teilweise 
nochmals in mehrere Unterfragen unterteilt waren. 
 
Die Vielzahl an Einzelanfragen und Anträgen, zu denen gezielt die 
Stellungnahme der Bundesregierung eingefordert wird, reflektiert in-
zwischen ein ganzes Spektrum an Ansatzpunkten in der Agitation 
„gegen rechts“, sei es die regelmäßige Abfrage der rechtsextremisti-
schen bzw. fremdenfeindlichen Straftaten, mit der der Öffentlichkeit 
offenkundig die steigende Gefährlichkeit des Rechtsextremismus vor 
Augen geführt werden soll; seien es Fragen nach rechtsextremistisch 
motivierten Tötungsdelikten, zu Immobilienkäufen der rechtsextremen 
Szene, zum Verband der Reservisten der Bundeswehr und seinem 
Verhältnis zu rechtsextremistischen Organisationen, zu rechtsextre-
mistischer Skinhead-Musik, zum angeblichen „Paradigmenwechsel in 
der Erinnerungskultur“, zu eingezogenen Vermögenswerten im Rah-
men des KPD-Verbots von 1956, zum Zusammenhang zwischen Tra-
ditionsverbänden, Kameradschaftsvereinen und Rechtsextremismus 
und anderes mehr.  
 
Mit solchen Aktivitäten im Parlament geht es der Linkspartei.PDS un-
verändert darum, das Thema Rechtsextremismus auf der öffentlichen 
Tagesordnung zu halten, aber auch darum, die Bundesregierung unter 
Rechtsfertigungszwang zu bringen, ihre eventuelle Untätigkeit und 
Zögerlichkeit einer breiten Öffentlichkeit zu dokumentieren und tat-
sächliche oder vermeintliche Versäumnisse nachzuweisen. Die Bun-
desregierung sieht sich ihrerseits gezwungen, in teils sehr arbeitsauf-
wendigen Stellungnahmen Vorwürfe zurückzuweisen und ihr Enga-
gement gegen Rechtsextremismus ausdrücklich zu betonen.  
 
Gleichzeitig nutzt die Linkspartei.PDS den parlamentarischen „Anti-
faschismus“ im Sinne ihrer Beziehungen zur außerparlamentarischen 
„antifaschistischen“ Bewegung. Gegenüber früheren programmati-
schen Aussagen, in denen sie ganz klar – wie für kommunistische Par-
teien bezeichnend – der Orientierung auf die außerparlamentarische 
Bewegung Vorrang einräumte, hat der Wille der dominierenden Re-
formerfraktion zu einer potentiell möglichen Teilhabe an der politi-
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schen Macht die Parlamentsarbeit inzwischen gegen bleibende inner-
parteiliche Widerstände in ihrer Bedeutung erheblich aufwerten las-
sen. Die Bundestagsfraktion unterhält indes als neue Einrichtung ein 
Verbindungsbüro zu außerparlamentarischen Bewegungen. Jelpke 
selbst hat bereits vor einigen Jahren offen ihre außerparlamentarischen 
Kontakte – neben anderen linksextremistischen Organisationen auch 
und gerade zur autonomen Szene – dargelegt, aus denen Anregungen 
und Überlegungen in parlamentarische Anfragen einfließen.162 

 
Die Bedeutung der VVN-BdA für den linksextremistischen „Antifa-
schismus“ besteht zum einen in ihrer ausschließlichen und nachdrück-
lichen Konzentration auf den „antifaschistischen Kampf“, wie dies 
auch bereits in ihrem Namen zum Ausdruck kommt. Während die 
„Linkspartei.PDS“ über Jahre hinweg durch innerparteiliche Disso-
nanzen gehemmt war und aktuell einen Großteil ihrer Aufmerksam-
keit und politischen Energie in den Parteineuformierungsprozess in-
vestiert, die DKP bei stark eingeschränkter politischer Potenz fortge-
setzt vor allem um ihr finanzielles Überleben kämpft, profitiert die 
VVN-BdA zunehmend von ihrem Charakter als Sammlungsbewegung 
„antifaschistisch“ motivierter Kräfte und durch die Tatsache, dass ihre 
terminologisch zurückhaltend formulierten politischen Aussagen den 
verfassungsfeindlichen Kern ihrer Aktivitäten eher undeutlich erken-
nen lassen. Indem auch „bürgerliche“ Demokraten Mitglied in dieser 
Organisation sind, tragen sie dazu bei, die wahren politischen Zielset-
zungen der VVN-BdA zu verschleiern, da sich diese damit auf Unter-
stützung und Akzeptanz im „bürgerlichen“ Spektrum berufen kann 
und ihre Beobachtung durch den Verfassungsschutz als Anachronis-
mus hinstellt.  
 
Durch ihre zunehmende Akzeptanz bei Demokraten erfüllt die VVN-
BdA eine Scharnierfunktion zwischen dem „bürgerlichen“ und dem 
linksextremistischen Spektrum. Als unermüdliche Mahnerin und 
Warnerin zeichnet sie bei öffentlichen Auftritten und in ihren Publika-
tionen immer wieder ein Schreckensszenario vom Zustand der Bun-
desrepublik, ein einseitiges Bild, in dem staatsautoritäre bis hin zu 
                                  
162 Ulla Jelpke, Mitglied des Deutschen Bundestages für die PDS: Arbeitsbericht 
1998 bis 2002. 
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„faschistischen“ Tendenzen unübersehbar erscheinen. In treuer Erfül-
lung des seinerzeitigen Appells von Dimitroff, wachsam zu sein und 
Gefahren frühzeitig zu erkennen, um sich nicht am Aufkommen eines 
neuerlichen „Faschismus“ mitschuldig zu machen, ruft sie vor einem 
solchen vermeintlichen Hintergrund zum Zusammenstehen aller De-
mokraten gegen „Neofaschismus“ und dazu auf, den Anfängen zu 
wehren. Als dem „bürgerlichen“ Spektrum zunehmend politisch un-
verdächtig erscheinend, setzt die VVN-BdA damit insbesondere auf 
das Instrument der Bündnispolitik. Gerade in jüngerer Zeit hat sie sich 
als Anmelderin und Organisatorin von Demonstrationen gegen 
Rechtsextremismus verstärkt hervorgetan. Sie ist dabei von politi-
schen Rücksichtnahmen weitgehend frei, im Unterschied zur Links-
partei.PDS, die zumindest in Bundesländern, wo sie an der Regierung 
beteiligt ist, aus politisch-taktischen Gründen gegenüber solchen Ver-
anstaltungen mitunter ein distanzierteres Verhältnis demonstriert. 
 
Andererseits sucht die VVN-BdA die Zusammenarbeit mit Linksext-
remisten, darunter Autonomen. Führende Vertreter der Organisation 
machen aus ihrer Sympathie für die autonome Szene keinen Hehl. 
Gewaltbereite Autonome werden gern als „Jugendliche“ umschrieben, 
deren „antifaschistisches“ Engagement ungerechtfertigterweise vom 
Staat mit Repression überzogen werde. Autonome „Antifaschisten“ 
greifen im Unterschied zum legalistischen Kurs des organisierten 
Linksextremismus auch zu militanten und illegalen Kampfformen. 
Neben tätlichen Auseinandersetzungen mit „Faschos“ im Rahmen und 
am Rande von „Anti-Nazi-Demos“ werden dabei auch Hab‘ und Gut 
oder Trefforte von Rechtsextremisten angegriffen. Insofern setzen sie 
sozusagen auf die Option des militanten „Antifaschismus“. Auch aus 
diesem Grunde werden sie von der VVN-BdA auf Demonstrationen 
zumindest geduldet. Sie werden von Bündnisdemonstrationen nicht 
ausgeschlossen, obwohl es insbesondere bei Gegenkundgebungen zu 
rechtsextremistischen „Aufmärschen“ sehr häufig zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen Autonomer mit dem „rechten“ politischen 
Gegner, aber auch der Polizei kommt. Nicht selten mobilisieren Auto-
nome und VVN-BdA gemeinsam und bestreiten gemeinsame Ge-
denkveranstaltungen, bei denen Mitglieder der autonomen Szene auch 
als Redner auftreten. Während die VVN-BdA selbst die Anwendung 



 109

von Gewalt ablehnt, distanziert sie sich aber auch nicht ausdrücklich 
davon. Ihr Verhältnis zur Gewalt ist ein taktisches.  
 
Neben der beschriebenen Scharnierfunktion sieht sich die VVN-BdA 
selbst als Wahrerin des Vermächtnisses des historischen antifaschisti-
schen Widerstandes. Die 35. Landesdelegiertenkonferenz der baden-
württembergischen VVN-BdA am 15./16. Mai 2004 z.B. hatte als zu 
diesem „Vermächtnis“ gehörend definiert: „Die in der Illegalität und 
im Exil diskutierten und entwickelten Zukunftsmodelle über die Ent-
wicklung Deutschlands nach der Befreiung vom Faschismus.“ Ge-
meint waren damit solche, die zum Ziel hatten, „das bisherige kapita-
listische Gesellschaftssystem zu überwinden oder in seiner Machtaus-
übung einzuschränken“.163 Zum „antifaschistischen“ Widerstand wer-
den nach kommunistischer Tradition nach wie vor vor allem Kommu-
nisten und Sozialisten gezählt. Wie sehr die VVN-BdA noch immer 
auf den Spuren des DDR-„Antifaschismus“ wandelt, zeigt etwa der 
von ihr begangene „Tag der Erinnerung, Mahnung und Begegnung“ 
am zweiten Sonntag im September, der in bewusster Kontinuität zum 
Tag der „Opfer des Faschismus“ („OdF-Tag“) steht.  
 
Im gleichen Sinne spielt für sie der ideologische Kampf „um die Erin-
nerung“, d.h. um die Prägung eines „antifaschistischen“ Geschichts-
bildes, eine nicht minder wichtige Rolle. Zu den hier wirkungsvollsten 
Instrumentarien gehören Veranstaltungen mit Zeitzeugen in Schulen, 
aber auch an verschiedenen Orten des Widerstandes, etwa in Form 
von „Antifaschistischen Stadtrundgängen“ oder von Führungen von 
Zeitzeugen durch ehemalige Konzentrationslager oder an andere Ge-
denkstätten. Authentische Schilderungen ehemaliger Widerstands-
kämpfer aus ihrer Zeit als Verfolgte des Naziregimes und KZ-Insassen 
sind geeignet, insbesondere bei jugendlichen Zuhörern Erschütterung 
und persönliche Betroffenheit auszulösen. Und die Einflussnahme auf 
Jugendliche ist der VVN-BdA ein besonderes Anliegen. Prominente, 
unermüdlich aktive Zeitzeugen der VVN-BdA wie Hans Gasparitsch, 
Alfred Hausser oder bis 2006 Peter Gingold waren ausnahmslos 
Kommunisten. Als erfahrene KPD- bzw. DKP-Kader propagierten sie 
„naturgemäß“ bei solchen Gelegenheiten den kommunistischen „Anti-
                                  
163 AntiFa-Nachrichten Nr. 3 vom Juli 2004, S. III. 
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faschismus“ und damit die Ideologie des Marxismus-Leninismus. Mit 
dem fortschreitenden, altersbedingten Verlust ihrer Zeitzeugen dürfte 
der VVN-BdA in absehbarer Zeit ein entscheidendes Medium ideolo-
gischer Prägung und psychologischer Beeinflussung verloren gehen.  
 
An das Vermächtnis des historischen antifaschistischen Widerstandes 
zu erinnern und damit den kommunistischen „Antifaschismus“ zu 
propagieren, nutzen aber auch zahlreiche sonstige Funktionäre der 
VVN-BdA bei Gedenkveranstaltungen anläßlich von Gedenk- und 
Jahrestagen. Im Aufbau der Reden und Ansprachen bilden geschicht-
licher Rückblick, die Herstellung von Analogien zwischen der Ge-
genwart und der Zeit vor 1933 und schließlich die Aufforderung zu 
politischem Handeln oder die Frage nach praktischen Konsequenzen 
aus der sich vermeintlich andeutenden Entwicklung ein immer wie-
derkehrendes Grundschema, mit dem einseitige politisch-ideologische 
Sichtweisen transportiert werden. 
 
Die VVN-BdA praktiziert mit ihrer Vielfalt unterschiedlicher Aktivi-
täten das, was die DKP schon vor Jahren als Aufgabe formuliert hatte: 
„Die Auseinandersetzung mit Neofaschismus heute ist eine politische 
Herausforderung, die auch Chancen birgt. Diese können wir nutzen, 
indem wir verstärkt Aufklärung durch Argumente leisten, Diskussio-
nen in allen Formen entwickeln, Beteiligung an möglichst vielen Ak-
tionen mit deutlich sichtbaren Positionen absichern. Schon den 9. No-
vember, den Jahrestag der Reichspogromnacht, und den 27. Januar, 
den Jahrestag der Befreiung von Auschwitz und den 30. Januar 2001, 
den Tag der Machtübertragung an die Faschisten, sollten wir gezielt 
nutzen.“ Als Aufgabe wird an gleicher Stelle ebenfalls ausdrücklich 
genannt „eine umfassende Form der Aufklärung der Jugend über die 
Ursachen und Wirkung des Faschismus im Schulunterricht. Wir soll-
ten, wenn möglich, viele Veranstaltungen mit in der DKP organisier-
ten Antifaschistinnen und Antifaschisten durchführen, die in der Zeit 
von 1933 bis 1945 eingekerkert waren und als Zeitzeugen gerade der 
Jugend Faschismus in seiner ganzen Menschenverachtung erklären 
können“.164 Genau das wird von der VVN-BdA konsequent umgesetzt. 
Im Einvernehmen mit und unterstützt von DKP und PDS nutzt gerade 
                                  
164 Vgl. C. Koberg (Anm. 140). 
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die VVN-BdA die gesamte Bandbreite der Möglichkeiten, um Strate-
gie und Taktik des kommunistischen „antifaschistischen Kampfes“ 
erfolgreich zu praktizieren.  
 
4. Strategie und Taktik des „antifaschistischen Kampfes“ 
 
4.1 Der Kampf „gegen rechts“ 
 
Der Kampf linksextremistischer „Antifaschisten“ „gegen rechts“ ist 
offensiv. Gleiches Handeln gegen Rechtsextremismus wird auch von 
der Öffentlichkeit gefordert. Alles andere – etwa ein bewusster Ver-
zicht auf öffentliche (Gegen)Reaktionen, um nicht weiter faktisch zu 
einer Aufwertung rechtsextremistischer Aktivitäten beizutragen –, gilt 
als „Verharmlosen“ oder „Totschweigen“. „Ja, Wegschauen ist keine 
Lösung, sondern Eingreifen und gemeinsamer antifaschistischer Wi-
derstand.“165 
 
„Antifaschismus“ umfasst demzufolge neben seinem „aufkläreri-
schen“ Element, dem Aufdecken von „Nazi-Strukturen“ und der In-
formierung der Öffentlichkeit über Zusammenhänge, Verbindungen 
und Ideologie ein aktives Vorgehen gegen „Neofaschismus“. Im 
Rahmen zahlreicher Kampagnen werden rechtsextremistische Umtrie-
be in den Fokus gerückt, soll mittels der Bündnispolitik ein möglichst 
großes Protestpotential aufgebaut und zusammengeführt sowie durch 
öffentliche Aktionen, vor allem Demonstrationen und Kundgebungen, 
politischer Druck aufgebaut werden, um die Politik letztendlich zum 
Handeln zu zwingen. Oder es geht darum, Institutionen oder Personen, 
die „Faschisten“ faktische Unterstützung leisten – wie z.B. Vermieter 
von Räumlichkeiten – zur Distanzierung von Rechtsextremisten zu 
veranlassen. Solche Kampagnen richten sich etwa gegen „Nazi-
Trefforte“, „Nazi-Zentren“, „Nazi-Läden“, gegen rechtsextremistische 
Verlage, gegen rechtsextremistische Musik und Musikveranstaltun-
gen, gegen „Nazis in Parlamenten“ und gegen „Nazis“ auf der Straße 
(„Anti-Nazi-Demos“), aber auch gegen Parteitage oder Geschäftsstel-

                                  
165 Redebeitrag von Silvia Schulze (VVN-BdA) für das Antifaschistische Akti-
onsbündnis Karlsruhe (AAKA) auf einer Demonstration in Ettlingen am 
2.12.2006. http://ettlingen.antifa-buendnis-ka.de/artikel/20061202c.html.  
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len von rechtsextremistischen Parteien. Die Anstrengungen konzent-
rieren sich seit Jahren insbesondere auf die NPD, die als „Kristallisa-
tionspunkt“ der rechtsextremistischen, besonders der gewaltbereiten 
Szene gesehen wird, und ihre Jugendorganisation JN.  
 
Schwerpunkt allerdings ist der Kampf gegen „Nazis“ auf der Straße. 
Aktives Vorgehen gegen Rechtsextremisten gilt – auch für die VVN-
BdA – dann als „erfolgreich“, wenn es gelingt, rechtsextremistische 
Demonstrationen zu behindern, besser aber zu verhindern. Dass Letz-
teres in der Regel nur durch „Mitwirkung“ autonomer „Antifaschis-
ten“ möglich ist, wird einkalkuliert. Messbaren Erfolg gibt es aber 
auch auf anderen Gebieten, etwa, wenn dem Betreiber einer Gaststät-
te, die als „Nazi-Treffort“ gilt, die Konzession entzogen wird, Städte 
oder Gemeinden einen Immobilienerwerb durch Rechtextremisten 
verhindern oder rechtsextremistische „Aufmärsche“ verboten werden, 
auch wenn ein solches Verbot im Vergleich zu früheren Jahren selte-
ner Aussichten auf Bestand hat. 
 
Wie umfassend und weitreichend der Kampf „gegen rechts“ verstan-
den wird, zeigt die Absichtserklärung der VVN-BdA, „Faschismus in 
allen seinen Ausformungen zu bekämpfen“.166 Ihr Bundessprecher 
Werner Pfennig formulierte in einer Rede auf der Demonstration in 
Karlsruhe am 3. Dezember 2005: „Wir forden die Auflösung aller fa-
schistischen Organisationen, ein Verbot jeder faschistischen Betäti-
gung!“ Die Zielrichtung läuft, wie auch die zahlreichen, oben genann-
ten Kampagnen anzeigen, auf eine generelle Unterbindung jeglicher 
Aktivität von Rechtsextremisten hinaus.  
 
Der Kampf gegen die „Rechtsentwicklung“ richtet sich aber nicht al-
lein gegen Rechtsextremisten, sondern darüber hinaus auch gegen den 
Staat. Da nach dem kommunistischen „Faschismus“-Verständnis der 
bürgerliche Staat sich die „Faschisten“ als Reserve hält, um sie im 
Falle einer umfassenden Krise für seine bzw. die Zwecke des Finanz-

                                  
166 „Für ein antifaschistisches, friedliches und soziales Europa – das Erbe des 
Widerstandes bewahren – gemeinsam gegen Neofaschismus und Geschichtsfäl-
schung!“ Beschluss des Bundeskongresses der VVN-BdA vom 29.5.2005 in 
Frankfurt/M. http://www.nrw.vvn-bda.de/texte/0164_buko.htm. 
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kapitals einsetzen zu können – etwa als Vorwand zur Einschränkung 
von Grund- und Freiheitsrechten im Interesse der Herrschaftssiche-
rung – hat er logischerweise kein wirkliches und ernsthaftes Interesse 
an einer Bekämpfung der „Nazis“. Eben dieses mangelnde Interesse 
nachzuweisen, aber auch, um politischen Druck zu erzeugen, dient die 
Adressierung an den Staat. In diesem Sinne hat linksextremistischer 
„Antifaschismus“ zugleich einen stark appellativen Charakter. So wird 
die Auflösung „neofaschistischer“ Organisationen gefordert oder das 
Verbot „neofaschistischer Aufmärsche“. Anstelle, so heißt es, der 
NPD „Wahlkampfgelder in Millionenhöhe in den rassistischen Ra-
chen zu werfen, muss sie gesellschaftlich geächtet und aufgelöst wer-
den“.167 Dass alle „faschistischen“ Organisationen aufgelöst gehörten, 
gebiete „nicht nur die Verfassung, das sind wir den Millionen Opfern 
des Faschismus schuldig“.168  
 
Die Diskrepanz zwischen erhobenen Forderungen und der politischen 
Praxis ist dann geeignet, Charakter und Intentionen staatlicher Institu-
tionen zu „enthüllen“: „Wir haben auch als VVN-BdA heftig kritisiert, 
dass Gerichte bis zum Bundesverfassungsgericht die Nazi Aufmärsche 
genehmigten. ‚Wir machen den Weg frei‘, scheint in diesen Fällen das 
Motto der Damen und Herren Bundesverfassungsrichter zu sein...“169 

Die Weigerung, „Nazi-Aufmärsche“ zu verbieten, weil die rechtlichen 
Voraussetzungen für ein solches Verbot in der Regel nicht gegeben 
sind, wird von der VVN-BdA dazu genutzt, den zuständigen Behör-
den Willkür, politisch-ideologisch motivierte Duldung von Rechtsext-
remisten, unrechtmäßiges Handeln und Verstöße gegen das Grundge-
setz zu unterstellen und sie somit öffentlich zu delegitimieren. So zi-
tierte z.B. das „Kommunale Info Mannheim“ anläßlich eines wieder-
holten „Aufmarsches“ der „Bewegung Deutsche Volksgemeinschaft“ 
(BDVG) in Schwäbisch Hall am 11. September 2004 in einem Be-
richt:  
 
„‚Es ist schlimm genug, dass Nazis mit volksverhetzenden Parolen 
demonstrieren wollen‘, erklärte Werner Pfennig dazu. ‚Der eigentliche 

                                  
167 Ebd. 
168 Ebd. 
169 AntiFa-Nachrichten Nr. 3 vom August 2006, Beilage S. VIII. 
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Skandal ist aber, dass Behörden und die höchsten Gerichte ihnen das 
erlauben – trotz der klaren Vorgaben des Grundgesetzes, das noch in 
lebendiger Erinnerung an die Gräuel des deutschen Faschismus ent-
standen ist.‘ ... Die VVN-BdA fordert trotz dieser dem antifaschisti-
schen Geist des Grundgesetzes widersprechenden Rechtsprechung die 
Stadt Schwäbisch Hall nachdrücklich auf, ein Verbot des Aufmar-
sches ... auszusprechen.“  
 
An gleicher Stelle ruft Pfennig die Bevölkerung dazu auf, anstelle ei-
ner offenkundig handlungsunwilligen, weil parteiischen, öffentlichen 
Hand selbst tätig zu werden: „‚Wenn Behörden und Justiz dazu nicht 
bereit sind, müssen die Menschen selbst das Signal setzen, dass Nazis 
... in Hall und anderswo von der Mehrheit der Bevölkerung nicht tole-
riert werden.‘“170 
 
Zum appellativen „Antifaschismus“ gehört auch die Forderung nach 
staatlichen Programmen gegen Rechtsextremismus, wie das 2001 ge-
startete Projekt „Jugend für Toleranz und Demokratie – Gegen 
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Im 
Rahmen der Förderung einer Vielzahl „antifaschistischer“ Projekte 
offenbar ohne vorausgegangene kritische Prüfung hatte der Staat 
zugleich unwissentlich in verschiedenen Fällen Aktivitäten linksext-
remistischer „Antifaschisten“ mitfinanziert. Die Knüpfung der Verga-
be an bestimmte Voraussetzungen seither wird erwartungsgemäß von 
linksextremistischen „Antifaschisten“ als eine willkürliche Vorge-
hensweise kritisiert.  
 
Die Linkspartei.PDS drängt im Bundestag auf die Fortführung solcher 
Programme. Deren Einstellung, so argumentierte sie in einem Antrag, 
würde u.a. „das Ende der systematischen Unterstützung von zivilge-
sellschaftlichen Initiativen gegen Rechtsextremismus bedeuten“. Zu 
diesen undeutlich umschriebenen Kräften gehören eben auch jene 
„linken“ „antifaschistischen“ Aktivitäten, deren staatliche Förderung 
und Unterstützung die PDS auf diese Weise fortgeführt und gesichert 
sehen möchte. Gleichzeitig warnt sie vor Bestrebungen, mögliche 
                                  
170 Kommunales Info Mannheim Nr. 18 vom 3.9.2004, S. 7. 
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Neuauflagen des Programms auch auf den Bereich Linksextremismus 
auszudehnen. Solche Tendenzen hätten „die Verunsicherung innerhalb 
der Projekte noch verstärkt. Alle wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
auch die Beobachtungen der Verfassungsschutzämter weisen den 
Rechtsextremismus als die wesentliche aktuelle Gefahr für die Demo-
kratie aus.“171 
 
4.2 Bündnispolitik 
 
Auch die VVN-BdA unterscheidet zwischen „Verhinderung“ und  
„Überwindung“ des „Faschismus“. Letzteres ist erst mit der Abschaf-
fung des Kapitalismus möglich. In der politischen Praxis kann es je-
doch zunächst nur um die „Verhinderung“ gehen. Dabei kommt der 
Bündnisarbeit, der Herstellung möglichst umfassender Bündnisse, ent-
scheidende Bedeutung zu: „Verhindern lässt sich Faschismus nach al-
len blutig gemachten Erfahrungen nur, bzw. höchstens dann, wenn der 
Antifaschismus auch nicht-kapitalismuskritische Kräfte einbezieht. 
Eine sinnvolle, politisch verantwortlich Alternative gibt es dazu nicht. 
SozialistInnen sollten bedenken, dass ‚allein seine dauerhafte Verhin-
derung‘ die Bedingungen schafft, ‚für seine endgültige Überwindung 
kämpfen zu können.‘“172 
 
„Bürgerliche“ Teilnehmer dürften sich oftmals nicht darüber im Kla-
ren sein, dass ihre gut gemeinte öffentliche Protestbekundung gemein-
sam mit Linksextremisten gleichzeitig ungewollte Nebenwirkungen 
entfaltet. So tragen sie faktisch dazu bei, Forderungen von Linksext-
remisten unverdientes Gewicht zu verleihen, ihnen ein öffentliches 
Forum zur Artikulation von Gegenpropaganda zu bieten. Dass Letzte-
res möglich ist, liegt daran, dass das Auftreten von Mitgliedern links-
extremistischer oder linksextremistisch beeinflusster Organisationen 
als Redner auf Demonstrationen gegen Rechtsextremismus in vielen 
Fällen bereits zu einer Selbstverständlichkeit geworden ist. Das durch 
                                  
171 Antrag der Abgeordneten Ulla Jelpke, Diana Golze, Petra Pau, Klaus Ernst, 
Karin Binder, Jörg Wunderlich, Frank Spieth, Elke Reinke, Jan Korte, Dr. Gre-
gor Gysi, Oskar Lafontaine und der Fraktion DIE LINKE: Fortführung und Ver-
stetigung der Programme gegen Rechtsextremismus. Deutscher Bundestag, 16. 
Wahlperiode, Drucksache 16/1542. 
172 Vgl. Neofaschismus in der Bundesrepublik Deutschland (Anm. 148). 
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die Beteiligung „bürgerlicher“ Antifaschisten über den an sich eher 
engen Kreis der Linksextremisten hinaus vergrößerte Aufkommen an 
Demonstranten bietet darüber hinaus in der Praxis unter Umständen 
ein Schutzschild für linksextremistische Gewalttäter, die sich nach 
Tatbegehung durch Untertauchen „in der Masse“ polizeilichem 
Zugriff entziehen können.  
 
Wer an solchen Bündnissen teilnimmt, setzt sich der Gefahr politi-
scher Indoktrination aus. Im Hinblick auch auf andere Protestbewe-
gungen, wie die gegen die Sozialreformen der Bundesregierung oder 
gegen Globalisierung und Krieg etwa, heißt es bei der DKP: „Mehr-
heitlich heißt dies noch nicht, diese Leute wollen den Kapitalismus 
beseitigen. Aber hier besteht die Möglichkeit, dass sich in den gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen und Kämpfen das Bewusstsein 
entwickelt, dass dies notwendig ist.“173 Kommunisten werden in 
Bündnissen Gelegenheiten nutzen zur ideologischen Beinflussung und 
geduldig auf eine Bewusstseinsänderung der Beteiligten hinwirken.  
 
Dies gilt genauso auf dem Aktionsfeld des „Antifaschismus“. Bünd-
nispolitik ist ein strategisch-taktisches Mittel zur Bündelung der 
„Linkskräfte“, aber nach dem Volksfrontkonzept noch darüber hinaus 
zur Einbeziehung von Partnern auch aus dem „bürgerlichen“ Spekt-
rum. Vor allem im Bewusstsein eigener Schwäche streben Linksext-
remisten Bündnisse „so breit wie möglich“ an, denn je „breiter ein 
Bündnis, desto größer die Aussicht auf erfolgreiche Durchsetzung sei-
ner Forderungen“.174 Der bis heute gültige Grundsatz einer „gleichbe-
rechtigte(n), partnerschaftliche(n) Zusammenarbeit“ im Bündnis 
klingt sachlich und vernünftig, hat aber genau gegenteilige Hinter-
gründe. Trügerisch ist deshalb die Annahme, dass es unwesentlich ist, 
mit wem man sich „gegen rechts“ engagiert. Ebenso irreführend ist es, 
von der Zahl der beteiligten Extremisten auf deren Einfluss zu schlie-
ßen, d.h., eine geringe Präsenz in „antifaschistischen“ Bündnissen an-
gesichts des zahlenmäßigen Übergewichtes demokratischer Beteiligter 
für vernachlässigbar zu halten.  

                                  
173 Bildungsthema 1/2003: „Kommunistische Aktionseinheits- und Bündnispoli-
tik“. Schulungsmaterial der DKP. www.dkp-online.de 
174 Ebd. 
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Linksextremisten übernehmen bewusst und gezielt den aktiven Part in 
solchen Bündnissen. Diese herausragende Einsatzbereitschaft wird 
nicht zuletzt aufgrund ihrer in diesem Bereich unzweifelhaft vorhan-
denen Kompetenz gerne angenommen. Sich auf diese Weise bürgerli-
chen Bündnispartnern zu empfehlen, ist kalkuliert: „Wir arbeiten als 
Kommunisten und Kommunistinnen im Bündnis mit. Wir entfalten 
Initiativen im Interesse des Bündnisses, treten aktiv für die gemeinsa-
men Anliegen ein. ... Wer etwas bewegen will, muss sich selbst bewe-
gen, muss in Bewegungen mitarbeiten, er muss in ihnen und für sie 
aktiv und initiativ sein. Bündnispolitik wird nicht fern von Aktionen 
und nicht durch Ratschläge von außen gemacht, ... sondern nur durch 
Mitarbeit in den Bewegungen und den Austausch von Erfahrungen. 
Nur wer aktiv und nicht nur, um die eigenen Interessen kompromiss-
los durchzusetzen im Bündnis mitarbeitet, wird von den Bündnispart-
nern anerkannt, kann mitreden, kann Einfluss gewinnen.“175 Linksext-
remisten gelangen also durch ihr aktives Mitwirken an die Schaltstel-
len, können ihre politischen Standpunkte einbringen und durchaus ei-
ne führende Rolle erlangen.  
 
Zu den Grundsätzen kommunistischer Bündnispolitik gehört auch, 
dass „jeder Partner des Bündnisses gleiche Rechte und gleiche Pflich-
ten hat, es keinen Partner erster oder zweiter Klase gibt“, dass die Zie-
le des Bündnisses „gleichberechtigt und in Partnerschaft ... diskutiert 
und vereinbart werden. Alle Partner treten gemeinsam für diese ge-
meinsamen Forderungen ein. Das Trennende muss beiseite geschoben 
werden. Der jeweiligen Bewegung fremde Forderungen, die nicht von 
allen Bündnispartnern mitgetragen werden, dürfen das Bündnis nicht 
belasten“. Gleichberechtigte, partnerschaftliche Zusammenarbeit be-
deutet schließlich, „die politischen Motive, die Weltanschauung und 
die organisatorische Selbständigkeit des Bündnisses zu respektieren. 
Keiner der Partner darf gegenüber den anderen einen Führungsan-
spruch erheben“. Der ausdrückliche Verzicht auf Führungsansprüche 
oder das Postulat von Gleichberechtigung und Partnerschaftlichkeit 
hat seine Hintergründe: „Wir respektieren die politischen Motive, die 
Weltanschauung und die organisatorische Selbständigkeit der Partner 
                                  
175 Ebd. 
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und erwarten von ihnen die gleiche Haltung gegenüber der DKP.“176 

Damit sind im Klartext für Kommunisten nicht tragbare politische In-
halte ausgeschlossen. Dazu zählen z.B. Forderungen wie die, nicht nur 
gegen „rechts“, sondern gegen Extremismus allgemein – also auch 
gegen „links“ – vorzugehen. Bündnisse sind an solchen „belastenden“ 
Forderungen gescheitert. Kommunisten treten aus diesem Grund auch 
in Bündnissen offen auf, eben um die Gleichberechtigung einfordern 
und dem „Antikommunismus“ entgegentreten zu können. 
 
Praktiziert wird Bündnispolitik im Rahmen von „antifaschistischen“ 
Kampagnen, insbesondere bei Demonstrationen „gegen rechts“. Sol-
che Bündnisdemonstrationen sind einerseits dazu geeignet, Berüh-
rungsängste zwischen dem „bürgerlichen“ und dem linksextremisti-
schen Spektrum abzubauen und damit zugleich die gesellschaftliche 
Akzeptanz von Linksextremisten voranzutreiben, andererseits dazu, 
das öffentliche Rechtsbewusstsein zu beeinflussen, indem die Berech-
tigung der Aufzüge von Rechtsextremisten immer wieder in Frage ge-
stellt, das Behindern oder gar Verhindern solcher Veranstaltungen u.a. 
als Akt der „Selbsthilfe“, und nicht nur als legitim, sondern als not-
wendig bezeichnet wird.  
 
Ein „Erfolg“ ohne eigenes Zutun war in früheren Jahren die Tatsache, 
dass rechtsextremistische Demonstrationen häufig wegen der von 
linksextremistischen Gegendemonstranten ausgehenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit verboten wurden. Schon im August 2000 sahen 
sich deshalb Vertreter des Bundesverfassungsgerichts dazu veranlasst, 
darauf hinzuweisen, dass die Ausübung „linker“ Gewalt keine verfas-
sungsrechtlich hinnehmbare Antwort auf die Bedrohung des Rechts-
staates von „rechts“ sein könne. Für Linksextremisten wird eine sol-
che Klarstellung, dass Meinungs- und Demonstrationsfreiheit in einem 
Rechtsstaat für alle, auch für Rechtsextremisten, zu gelten habe, als 
Indiz dafür gewertet, dass der Staat kein Interesse daran habe, gegen 
„Nazis“ vorzugehen, sondern statt dessen diese noch mit einem mas-
siven Polizeiaufgebot schütze. 
 

                                  
176 Vgl. ebd. 
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Mit der Ankündigung von Rechtsextremisten, am 8. Mai 2005, dem 
60. Jahrestag des Kriegsendes, in Berlin vor dem Brandenburger Tor 
demonstrieren zu wollen, wurde indes von staatlicher Seite eine Ent-
wicklung eingeleitet, die von manchem als geeignet angesehen wird, 
die Allgemeingültigkeit von Grundrechten zu relativieren. Durch eine 
Änderung des Versammlungsgesetzes können Demonstrationen von 
Rechtsextremisten an besonderen Gedenkstätten des Nationalsozia-
lismus verboten werden, wenn die Würde der Opfer dabei beeinträch-
tigt wird. Durch Einfügung des Absatz 4 in den § 130 StGB (Volks-
verhetzung) wird jetzt mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft, „wer öffentlich oder in einer Versammlung 
den öffentlichen Frieden in einer die Würde der Opfer verletzenden 
Weise dadurch stört, dass er die nationalsozialistische Gewalt- und 
Willkürherrschaft billigt, verherrlicht oder rechtfertigt“.  
 
Mit einer solchen einseitigen Verschärfung des Strafrechts und in der 
Praxis daraus resultierenden Konsequenzen für die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit für Rechtsextremisten ist für Linksextremisten 
ein wichtiger Teilerfolg erreicht. Ihnen geht es darum, durch das Hin-
wirken auf ausschließlich „gegen rechts“ gerichtete Maßnahmen 
Rechtsextremisten alle Voraussetzungen für politische Betätigung zu 
nehmen. Prägnant kommt diese Intention zum Ausdruck in Parolen 
wie „Faschismus ist keine Meinung, sondern ein Verbrechen“.  
 
Generelle Strafrechtsverschärfungen lehnen Linksextremisten hinge-
gen ab, da im gegebenen Falle auch sie selbst davon betroffen wären. 
Ihrerseits verurteilen sie statt dessen entschlossenes staatliches Vorge-
hen gegen „antifaschistische“ Demonstrationen, sei es durch Verbote 
oder durch Auflagen, als unzulässige und willkürliche Einschränkung 
der Meinungsfreiheit, das Vorgehen gegen „antifaschistisch“ moti-
vierte Straftäter als „Kriminalisierung“ des „antifaschistischen Wider-
standes“. 
 
4.3 Verteidigung der bürgerlichen Demokratie 
 
Die VVN-BdA bekennt sich in ihrer Bundessatzung dazu, sich „am 
antifaschistischen Auftrag des Grundgesetzes“ zu orientieren und die 
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„demokratischen Grundrechte“ zu verteidigen.177 Noch ausführlicher 
befassen sich damit Landessatzungen, wie etwa die der VVN-BdA 
Baden-Württemberg. Sie betont, sie entfalte ihre Tätigkeit „auf dem 
Boden des Grundgesetzes“, trete „für die Verwirklichung der antifa-
schistisch-demokratischen Grundbestimmungen des Grundgesetzes 
und der Landesverfassung ein“ und stelle sich „jedem Versuch entge-
gen, diese Bestimmungen auszuhöhlen“.178 PDS, VVN-BdA und DKP 
operieren gleichermaßen mit dem angeblichen „antifaschistischen 
Auftrag“ des Grundgesetzes, zurückgehend auf die Thesen Wolfgang 
Abendroths. Demzufolge ist die Verfassung in Reaktion auf den Nati-
onalsozialismus als Grundlage für eine „antifaschistische“ Entwick-
lung angelegt. 
 
Ausdruck dieser Tendenz sind im Wesentlichen Art. 9 Abs. 2 (Verbot 
von Vereinigungen, wenn deren Zweck und Tätigkeit u.a. gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung gerichtet sind), Art. 14, 15 (Sozia-
lisierung), Art. 18 (Verwirkung von Grundrechten bei Missbrauch), 
Art. 21 Abs. 2 (Möglichkeit des Verbotes verfassungswidriger Partei-
en), Art. 98 Abs. 2 (Möglichkeit des Vorgehens gegen Bundesrichter 
bei nicht verfassungskonformem Verhalten), Art. 20 und 28 (Demo-
kratieprinzip, Rechts- und Sozialstaatlichkeit), Art. 25 (Vorrang der 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts gegenüber dem Bundesrecht), 
Art. 26 Abs. 1 (Verbot der Vorbereitung eines Angriffskrieges), Art. 1 
Abs. 1 (Unantastbarkeit der Menschenwürde), die im Grundgesetz 
verbrieften Grundrechte und schließlich die „Ewigkeitsklausel“ des 
Art. 79 Abs. 3. Die Rede ist von den „antifaschistischen Normen“, de-
ren Verteidigung sich im Hinblick auf die angestrebte politische Zu-
kunft lohne.  
 
Bevorzugt zitiert wird immer wieder der längst obsolet gewordene 
Art. 139 GG, wonach die Verbotsverfügungen der Alliierten bezüglich 
„faschistischer“ Organisationen in Verwirklichung der Potsdamer Be-
schlüsse bis heute Gültigkeit besäßen: „Politiker sollten, statt ständig 
die angeblichen Nebenwirkungen einer offenen Demokratie zu bekla-
gen oder wieder einmal einen hilflosen Aufstand der Anständigen 
                                  
177 § 3 Ziele und Aufgaben der Vereinigung. Satzung der VVN-BdA (Bund). 
178 § 2 Abs. 5 Satzung der VVN-BdA Landesvereinigung Baden-Württemberg. 
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auszurufen, lieber mal einen Blick in die Verfassung werfen. Der Ar-
tikel 139 besagt, dass die zur Befreiung des deutschen Volkes erlasse-
nen Bestimmungen Gültigkeit haben und alle Nachfolger faschisti-
scher Organisationen verboten sind. Wenn sie verboten sind, müssen 
sie nicht noch einmal verboten, sondern einfach aufgelöst werden.“179 
Einer solchen Logik zu folgen würde bedeuten, staatlicher Willkür 
Tür und Tor zu öffnen, indem jede rechtsextremistische Organisation 
ohne Verfahren von Staats wegen nach Gutdünken aufgelöst werden 
könnte. Unter anderem unter Berufung auf Art.139 GG startete die 
VVN-BdA am 27. Januar 2007, dem Holocaustgedenktag, auch ihre 
neuerliche bundesweite Kampagne für ein Verbot der NPD. 
 
Aus dem angeblichen „antifaschistischen Charakter“ des Grundgeset-
zes ergibt sich denn auch, dass für Rechtsextremisten Grundrechte wie 
das auf freie Meinungsäußerung oder Versammlungsfreiheit nicht gel-
ten: „Bei den Anschauungen von Neonazis handelt es sich ... nicht le-
diglich um politisch missliebige Meinungen, sondern um Anschauun-
gen, denen das Grundgesetz eine entscheidende Absage erteilt hat.“180 
Linksextremistischen „Antifaschisten“ geht es unter Berufung auf die 
Verfassung darum, eine einseitige Beschneidung von Grundrechten 
durchzusetzen, sich selbst aber alle Möglichkeiten zu wahren, die bür-
gerlichen Rechte und Freiheiten für ihre politischen Zwecke zu nut-
zen. Die Berufung auf die Verfassung dient dabei zusätzlich der Legi-
timierung eigenen Handelns, denn es „bestreiten die AntifaschistInnen 
dem Neofaschismus lediglich das Recht, legal und öffentlich aktiv zu 
werden und befinden sich damit in Einklang mit dem Grundgesetz und 
den Strafgesetzen“.181 Sie bietet aber auch den Ansatzpunkt, um den 
Staat und seine Institutionen des Verfassungsbruchs oder fortgesetzter 
Verstöße gegen das Grundgesetz zu bezichtigen, so etwa, wenn er 
entgegen dem angeblichen „Faschismusverbot“ des Grundgesetzes 
den „Aufmarsch“ von Rechtsextremisten durch die Polizei schützen 
lasse. Insofern ist die „Verteidigung“ der bürgerlichen Demokratie als 
scheinbar defensive Komponente des traditionskommunistischen „An-
tifaschismus“ nicht minder als der aktive „Kampf gegen rechts“ gegen 

                                  
179 Redebeitrag von Silvia Schulze (Anm. 165). 
180 AntiFa-Nachrichten Nr. 1 vom Januar 2003, S. 14. 
181 Neofaschismus in der Bundesrepublik Deutschland (Anm. 148), S. 38. 
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den Staat gerichtet. „Die ständigen Versuche von Kapital und Kabinett 
das Grundgesetz aufzuweichen, weisen wir zurück. Wir warnen davor, 
dass politische Gefahren nicht nur durch das Erstarken der extremen 
Rechten, sondern auch durch Fehlentwicklungen auf staatlicher Ebene 
drohen. Fortschreitender Demokratieabbau, Umbau des Rechtsstaates 
sind Ausdrucksformen dieser Gefahr.“182  
 
Bis heute unterstellt die VVN-BdA einen fortschreitenden Abbau de-
mokratischer Grundrechte. „Wie oft wurden die Artikel des Grundge-
setzes im Sinne eines Abbaus der demokratischen Rechte geändert – 
man denke nur an die Einführung der Notstandsparagraphen ... oder 
an die Ausweitung der Befugnisse der Geheimdienste in Richtung ei-
nes Überwachungsstaates.“183 Die Absichtserklärung, sich Versuchen 
einer „Aushöhlung“ des Grundgesetzes entgegenstellen zu wollen, 
dient folglich in der Realität dazu, den Staat politisch anzugreifen.  
 
Die Berufung auf die Verfassung ist also keineswegs eine Wertent-
scheidung zugunsten der parlamentarischen Demokratie, sondern von 
reinen Nützlichkeitsaspekten bestimmt. Der Wert des Grundgesetzes 
bemisst sich für Linksextremisten allein nach solchen „antifaschisti-
schen Normen“, deren Erhalt und Ausbau den Weg in eine andere Re-
publik weisen können. Dies gilt auch hinsichtlich der – unzulässigen – 
Berufung von Kommunisten auf ein „Widerstandsrecht“ nach Art. 20 
Abs. 4 GG, gegen denjenigen, der den Versuch unternimmt, die ver-
fassungsmäßige Ordnung zu beseitigen. 
 
4.4 Gegen „Antikommunismus“ 
 
Zu den zentralen Glaubenssätzen kommunistischer „Antifaschisten“ 
gehört, dass der historische „Faschismus“ sich in erster Linie gegen 
die Arbeiterbewegung gerichtet habe. „Antikommunismus“ gilt als ein 
Bestandteil der Ideologie des historischen „Faschismus“ und wird 
heute als angebliche „Staatsdoktrin“ der Bundesrepublik denunziert.  
 

                                  
182 Vgl. Anm. 166. 
183 AntiFa Nachrichten Nr. 2 vom April-Juli 2002, S. 14. 
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Bei den kapitalistischen und infolge dessen stets latent „faschisti-
schen“ Staaten, so auch in Deutschland, sind angeblich erneut gegen 
die Arbeiterklasse bzw. ihren führenden Teil, die Kommunisten, ge-
richtete Tendenzen zu erkennen, um diese durch Einschüchterung und 
Repression in Schach zu halten. Besonders augenscheinlich wird dies, 
wenn bei Demonstrationen Rechtsextremisten von der Polizei ge-
schützt, Linksextremisten hingegen – oftmals angeblich „grundlos“ – 
mit Sanktionsmaßnahmen, teils unter Anwendung von Gewalt (z.B. 
Schlagstockeinsatz) überzogen werden. „Antifaschistisches“ Engage-
ment werde dabei, so heißt es, als linksextremistisch diskriminiert. 
 
Das immer gleiche Schema, wonach Rechtsextremisten, von der Poli-
zei geschützt, demonstrieren dürften, „Antifaschisten“ hingegen be-
hindert, verfolgt, kriminalisiert würden, dies alles – so konnte man 
schon 2001 bei der DKP nachlesen – passe „in ein Szenario, mit des-
sen Hilfe demokratische Grundrechte weiter abgebaut werden sollen. 
Vor allem das Versammlungs- und Demonstrationsrecht soll wesent-
lich eingeschränkt werden. ... Und die NPD-Aktionen sowie die ande-
rer neofaschistischer Organisationen und Parteien dienen hierbei, trotz 
Verbotsantrag gegen die NPD und staatlich initiiertem ‚Aufstand der 
Anständigen‘ offenbar als Vorwand, den man zur Zeit gut für diese 
Zwecke nutzen kann“.184 Rechtsextremisten und deren Aktivitäten 
würden also „gezielt genutzt, um Demokratieabbau jetzt durchzuset-
zen. Das zielt auf das Demonstrationsrecht bis hin auch zur Verände-
rung des Grundgesetzes. Langfristig geht es darum, mit diesem De-
mokratieabbau die Linke zu treffen, die linke sozialistisch-
kommunistische Bewegung und deren Parteien zu behindern“. 
 
Indem von seiten linksextremistischer Antifaschisten Rechtsextremis-
ten die Meinungs- und Demonstrationsfreiheit abgesprochen wird, 
wird gleichzeitig unter Berufung auf eben diese Grundrechte staatli-
ches Vorgehen gegen Linksextremisten als politische Willkür ange-
griffen und diffamiert. So wurde z.B. die Verurteilung des Münchner 
VVN-Mitgliedes und Kommunisten Martin Löwenberg, der öffentlich 
zur Verhinderung einer genehmigten Demonstration aufgerufen hatte, 
öffentlich skandalisiert. Solche Fälle, in denen begründetes strafrecht-
                                  
184 DKP-Bildungsthema 1/2001 (Anm. 140). 
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liches Vorgehen gegen Linksextremisten als Diskriminierung von An-
tifaschisten hingestellt wird, werden dann in eben dieser Interpretation 
in einer noch immer – im Vergleich zum Rechtsextremismus – beacht-
lichen „linken“ Presselandschaft gezielt zur Schlagzeile gemacht. 
„Immer deutlicher tritt der Versuch zu Tage, antifaschistische Haltun-
gen, Aktivitäten und Zivilcourage zu diskriminieren und zu kriminali-
sieren. ... Strafverfahren wegen des Aufrufes zum Widerstand gegen 
Naziaufmärsche sind nur besonders offenkundige Beispiele für den 
Versuch, den Antifaschismus als in großen Teilen unserer Gesell-
schaft verankerte Grundüberzeugung weiter zu durchbrechen und zu 
delegitimieren.“185  
 
Während linksextremistische „Antifaschisten“ also dem Staat die ge-
zielte politische Verfolgung von „Antifaschisten“ und die Förderung 
von „Faschisten“ unterstellen, ist ihr Ziel die Durchsetzung genau des 
Umgekehrten. Die umfassend betriebene Stigmatisierung und poli-
tisch-gesellschaftliche Ausgrenzung des Rechtsextremismus wird 
noch quasi gegenläufig von Bemühungen um eine Rehabilitierung von 
kommunistischen „Antifaschisten“ flankiert. Dazu gehören die Bemü-
hungen, die VVN-BdA aus den Verfassungsschutzberichten heraus-
zuhalten, und um die Einstellung der Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz. Dazu gehört die Kampagne zur Aufhebung des KPD-
Verbotes. Dazu gehört die Initiative der Linkspartei.PDS zur Aner-
kennung von Kommunisten als Opfer des Nationalsozialismus mit 
Anspruch auf Entschädigung. Im November 2006 brachte sie einen 
entsprechenden Antrag in den Bundestag ein.  
 
Laut Entschädigungsgesetz haben Personen, die nach dem 23. Mai 
1949 die freiheitliche demokratische Grundordnung bekämpft haben, 
jegliche Ansprüche verwirkt. Die Verweigerung einer Entschädigung 
für Kommunisten sei, so jedoch die Linkspartei.PDS, als „moralisches 
Unrecht und juristisch nicht hinnehmbar“ und das Bundesentschädi-
gungsgesetz entsprechend zu ändern. Mit diesem Antrag, so hieß es 
zur Begründung, solle „ein gesellschaftlicher Skandal in der Bundes-

                                  
185 AntiFa-Nachrichten Nr. 3 vom August 2006, Beilage S. II. 
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republik (West) beendet werden“.186 Ziel des Antrages sei, noch le-
benden und bereits verstorbenen Kommunisten, „die Opfer national-
sozialistischen Terrors waren, eine moralische, politische und juristi-
sche Anerkennung ihrer im Widerstand gegen das Nazi-Regime er-
brachten Opfer“ zuteil werden zu lassen. Zur Begründung zitierte sie 
aus dem Bundesentschädigungsgesetz, wonach es bei der Entschädi-
gung um Wiedergutmachtung erlittenen Unrechtes gehe, da der geleis-
tete Widerstand „ein Verdienst um das Wohl des deutschen Volkes 
und des Staates“ gewesen war. Den entscheidenden Aspekt, dass es 
Kommunisten um Letzteres gerade nicht ging, sondern um den Kampf 
für eine andere Gesellschaftsordnung, weist die Partei der „Logik des 
Kalten Krieges“ zu: „Die Ausgrenzung der Kommunistinnen und 
Kommunisten ... mag der juristischen Umsetzung der Logik des Kal-
ten Krieges entsprochen haben. Sie aufrecht zu erhalten, widerspricht 
heutigen rechtsstaatlichen Grundsätzen.“187 
 
Zum Kampf gegen den „Antikommunismus“ gehört auch, der Rolle 
des historischen antifaschistischen Widerstandes – speziell der Rolle 
der Kommunisten – einen „angemessenen“ Platz in der Geschichte 
einzuräumen. Dazu tragen die noch heute lebenden Widerstandskämp-
fer aus der DKP mit zahllosen Vorträgen oder Führungen im Namen 
der VVN-BdA bei. Sie schildern dabei nicht nur eindrucksvoll ihr po-
litisches Schicksal unter der Naziherrschaft, sondern warnen zugleich 
vor einer Wiederholung der Geschichte.  
 
Wie weit die angestrebte Gleichstellung mit dem demokratischen Wi-
derstand gegen den Nationalsozialismus und die damit verbundene 
Akzeptanz von Kommunisten vorangeschritten ist, zeigt die zuneh-
mende Zahl an verliehenden Auszeichnungen für die angeblichen 
Verdienste um Geschichtsvermittlung und für antifaschistisches En-
gagement. Dazu gehört beispielsweise der ehemalige Ehrenvorsitzen-
de der VVN-BdA, Alfred Hausser. Die Entscheidung zur Verleihung 

                                  
186 Antrag der Abgeordneten Jan Korte, Petra Pau, Kersten Naumann, Ulla Jelp-
ke, Sevim Dagdelen, Wolfgang Neskovic und der Fraktion DIE LINKE: Ent-
schädigung für Opfer nationalsozialistischer Verfolgung. Deutscher Bundestag, 
16. Wahlperiode, Drucksache 16/3536. 
187 Ebd. 
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des Bundesverdienstkreuzes am 11. November 2002 kam für die 
Kommunisten selbst offenbar unerwartet. Das DKP-Parteiorgan „un-
sere zeit“ (UZ) sprach von einer „Überraschung“, um im Weiteren 
festzustellen: „Entscheidend sollte für uns Kommunistinnen und 
Kommunisten bei einer solchen Ehrung nicht der Zweifel am Wert ei-
nes Bundesverdienstkreuzes sein, sondern die Tatsache dass die poli-
tisch Herrschenden nicht umhin kommen, das Lebenswerk eines über-
zeugten Kommunisten und Antifaschisten zu würdigen.“ Der Stuttgar-
ter Oberbürgermeister Schuster würdigte bei der Verleihung das Le-
benswerk Haussers und brachte nach Darstellung der UZ seine Hoch-
achtung für Hausser zum Ausdruck, „der beispielgebend ist Wider-
stand zu leisten und für demokratisches und antifaschistisches Enga-
gement“.188 Wie aus dem Dankesschreiben Haussers an Bundespräsi-
dent Rau hervorgeht, hatte Schuster u.a. Hausser auch dafür Anerken-
nung ausgesprochen, dass er mit seiner Arbeit die Werte des Grundge-
setzes und einer demokratischen Gesellschaft überzeugend verwirk-
licht habe.189 
 
Hausser selbst nutzte die Feierlichkeiten, um sich für die Wertschät-
zung zu bedanken, die er auf alle seine Weggefährten beziehe. „Bei 
diesen Weggefährten und seiner Organisation der VVN-BdA bedankte 
er sich herzlich. Bei aller Freude ... bedrücke ihn, dass die ‚VVN-BdA 
nach wie vor vom Verfassungsschutz beobachtet, diffamiert und als 
verfassungsfeindlich verdächtigt wird‘. Das stehe im Widerspruch zu 
dieser Ehrung und müsse beendet werden, forderte er unter großem 
Beifall der Anwesenden.“190 
 
Am 20. Mai 2005 überreichte der Berliner Bürgermeister Wowereit 
im Auftrag des Bundespräsidenten das Bundesverdienstkreuz an Kurt 
Julius Goldstein, Ehrenpräsident der VVN-BdA. In einer Ankündi-
gung des Berliner Presse- und Informationsamtes hieß es, Goldstein 
habe sich „in unterschiedlichen Funktionen national und international 

                                  
188 unsere zeit (UZ) vom 29.11.2002. 
189 antifa. Magazin für antifaschistische Politik und Kultur, Internetausgabe vom 
April 2003. Identische Wiedergabe dieses Zitats in den AntiFa-Nachrichten Nr. 
1 vom Januar 2003, S. 1. 
190 Vgl. Anm. 188. 
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gegen Rassismus und Antisemitismus und für Toleranz und die Ach-
tung der Menschenrechte eingesetzt“.191 Goldstein stellte seinerseits in 
einem Interview mit der „jungen Welt“ anlässlich seines 90. Ge-
burtstages u.a. klar: „Ich halte heute noch die DDR im Vergleich zu 
der Bundesrepublik für den besseren Staat“.192 
 
Am 12. Oktober 2005 wurde Martin Löwenberg vom DGB als KZ-
Überlebender, Gewerkschaftler und Antifaschist, als eine historische 
Persönlichkeit, „die Antifaschismus und den Kampf um soziale Rech-
te“ stets miteinander verknüpft habe, mit der Hans-Böckler-Medaille 
ausgezeichnet.193 In einem Interview aus diesem Anlass mit der „jun-
gen Welt“ fiel die Bilanz seines Wirkens trotz der Meinung, insgesamt 
„zu wenig“ erreicht zu haben, nicht nur negativ aus: „Das Bewusstsein 
dafür, dass auch wirtschaftliche Verhältnisse sich grundlegend ändern 
müssen, ist gewachsen. Oder wie wir damals [nach 1945] formuliert 
haben: Die Demokratisierung der Wirtschaft ist Voraussetzung für ei-
ne demokratische Gesellschaft. Das bewegt mich, heute noch aktiv zu 
sein. Und ich freue mich, dass besonders junge Menschen dieses 
Thema aufgreifen und sagen: Der Kapitalismus kann nicht das Ende 
der Geschichte sein.“194 

 
Auch der Wormser Antifaschist Philipp Wahl verstand seine Aus-
zeichnung als Anerkennung aller Widerstandskämpfer. Diesem wurde 
am 17. November 2006 durch Bundespräsident Köhler im Wormser 
Rathaus das Bundesverdienstkreuz verliehen. Auch hier wurde sein 
antifaschistisch-kommunistisches Engagement ausführlich gewürdigt 
und Wahl offenbar als „‚ein wichtiger Zeitzeuge für unsere Jugend‘ 
mit klarer ‚Vorbildfunktion‘“ bezeichnet.195 Wesentlich umstrittener 
war eine Ehrung des am 28. Oktober 2006 verstorbenen Peter Gin-
gold. Nach der Verleihung der Johanna-Kirchner-Medaille durch die 

                                  
191 „Bundesverdienstkreuz für Kurt Julius Goldstein“. http://berlin.vvn-
bda.org/aktuelles.php3?id=34.  
192 junge Welt vom 30.10.2004. 
193 Rundbrief der DKP Südbayern Nr. 181 vom November 2005, www.dkp-
suedbayern.de/muenchen/rb/181.html.  
194 junge Welt vom 13.10.2005. 
195 unsere zeit (UZ) vom 1.12.2006. 
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Stadt Frankfurt/M. lehnten Politiker von CDU und den Grünen weite-
re Ehrungen ab. Eine SPD-Abgeordnete hingegen schlug angeblich 
vor, einen Platz oder eine Straße nach Gingold zu benennen.196  
 
Im Sinne einer Rehabilitierung von Kommunisten deren Gleichbe-
handlung mit Demokraten einzufordern impliziert auf der anderen Sei-
te, parallel dazu die angebliche Gleichsetzung von Links- und Rechts-
extremismus konsequent zu verurteilen. „Und damit möchte ich auf 
etwas zu sprechen kommen, was mich als langjährige Organisatorin 
von antifaschistischen Bündnisssen und Demonstrationen gegen Nazi-
Aufmärsche besonders empört, nämlich die Gleichsetzung von Rechts 
und Links. Wer waren denn die ersten Opfer des Faschismus? Das wa-
ren die Kommunisten. ... Die Kommunisten zahlten den größten Blut-
zoll unter den politischen Naziverfolgten. ... Warum erzähle ich Ihnen 
hier das geschichtlich Bekannte? Weil es schreiendes Unrecht ist, 
wenn daraus im Laufe der Zeit zurechtgebastelt wird, dass die Weima-
rer Demokratie angeblich von rechten und linken Extremisten zerstört 
wurde. Das ist gelogen. Die Demokratie wurde von Rechts zerstört. 
Und es ist ein unhaltbarer Zustand in dieser real existierenden Demo-
kratie, dass nach dem gleichen Schema in den Verfassungsschutzbe-
richten linke und antifaschistische Organisationen – wie zum Beispiel 
die VVN-Bund der Antifaschisten – als linksextremistische Organisa-
tionen unter Beobachtung stehen.“  
 
Dieselbe Rednerin verwahrte sich außerdem ausdrücklich dagegen, 
„rechte“ und „linke“ Gewalt in einem Atemzug zu nennen. „Wo ist sie 
denn, die linke Gewalt, die hier gleichgesetzt wird? Wo sind ihre Op-
fer? ... Den rechten Mörderbanden sind in den letzten 15 Jahren über 
200 Menschen zum Opfer gefallen. Menschen wurden erschlagen, er-
stochen und verbrannt, ermordet, weil sie anders dachten, anders aus-
sahen, anders lebten. Also hört endlich auf mit der Gleichsetzung von 
Links und Rechts.“197. Eine solche Sichtweise setze nicht nur „Fa-

                                  
196 unsere zeit (UZ) vom 24.11.2006. 
197 Redebeitrag von Silvia Schulze (Anm. 165). 
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schos und Antifaschisten und damit letztlich Täter und Opfer gleich, 
es verharmlost auch die Gefahren des Neofaschismus“.198 
 
Abgesehen davon, dass es gar nicht um Gleichsetzung geht, sondern 
um die Frage der Vergleichbarkeit der Extremismen von „rechts“ und 
„links“, liegt ihrer strikten Ablehnung seitens der Kommunisten nicht 
zuletzt ein Verständnis moralischer Höherwertigkeit zugrunde, das 
sich aus der Propagierung der „humanistischen“ Werte ihres „Antifa-
schismus“ speist, der vorgibt, die Menschen- und Freiheitsrechte zu 
verteidigen. Die Gegenüberstellung eines dem „Humanismus“ ver-
pflichteten „Antifaschismus“ mit dem menschenverachtenden „Fa-
schismus“ bzw. „Neofaschismus“ ist ihrerseits ein Schritt zur Ver-
harmlosung des Linksextremismus bzw. Kommunismus. Ein solches 
Bild in der Öffentlichkeit zu etablieren, bedeutet in der Konsequenz 
den Versuch, die Einstufung des „Antifaschismus“ der Kommunisten 
als linksextremistisch ungerechtfertigt, als willkürlichen Ausfluss an-
tikommunistischer Ideologie, dazustellen. Und „Antikommunismus“ 
gilt als nicht mehr zeitgemäß. 
 
4.5 „Geschichtspolitik“ 
 
Strategie und Taktik des „antifaschistischen Kampfes“ zielen im Kern 
auf eine Änderung des kollektiven politischen Bewusstseins. Im Wis-
sen um die identitätsstiftende Wirkung der Vergangenheitsinterpreta-
tion spielt deshalb aus kommunistischer Sicht der Kampf um die 
„Deutungshoheit der Geschichte“ eine herausragende Rolle. Aufarbei-
tung und Vermittlung von Geschichte haben dabei ebenfalls einen rein 
instrumentellen Charakter. Es geht um die Prägung eines Geschichts-
bildes auf „antifaschistischer“ Grundlage. Geschichte ist für Kommu-
nisten in diesem Sinne „Aufklärungs- und Erinnerungsarbeit“:  
 
„Es muss zum Allgemeinwissen für jedermann werden, dass die Vor-
bilder und Vorgänger der Neonazis nach 1933 ein menschenfeindli-
ches Terrorregime errichtet, Millionen Menschen getötet und alles 

                                  
198 Peter C. Walther, Ächtung der Neonazis erreichen. Ein Beitrag zur Diskussi-
on: Wie führen wir den Kampf gegen den Faschismus? In: antifa. Magazin für 
antifaschistische Politik und Kultur, Ausgabe April/Mai 2005 (Internetausgabe). 
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zerstört haben. Aufklärungsarbeit kann so wesentlich dazu beitragen, 
in der Gesellschaft das notwendige Klima der Ächtung von Neona-
zismus zu schaffen.“199  
 
Vermittlung von Geschichte ist ausschließlich Vermittlung der Ge-
schichte des Nationalsozialismus, seiner Ursachen, Hintergründe und 
Konsequenzen aus kommunistischer Sicht. Jede veränderte Akzentu-
ierung im Umgang mit diesem Teil deutscher Geschichte wird nicht 
nur als Verharmlosung, sondern als Revisionismus, als Reinwaschung 
von eigener Schuld, als angebliches Ablegen historischer Fesseln mit 
dem Ziel, erneut und unbelastet nach der Weltmacht zu greifen, heftig 
kritisiert. Namentlich die VVN-BdA bekennt ausdrücklich: „Wir tre-
ten ein für die Sicherung der Gedenkorte, für den Erhalt der histori-
schen Substanz und gegen Abwicklung und ideologische Umwid-
mung. In der geschichtspolitischen Auseinandersetzung gilt es zu ver-
hindern, dass im Zuge von Neugestaltungen antifaschistische Aussa-
gen eliminiert oder in totalitaristischer Perspektive verfälscht wer-
den.“200  
 
Infolge dessen geht es darum, einer „Umwertung“ der nationalsozia-
listischen Vergangenheit entgegenzuwirken, einen angeblichen „Para-
digmenwechsel in der Erinnerungskultur“ zu entlarven und anzupran-
gern, wie er z.B. im Übergang vom Gedenken an die Opfer des Natio-
nalsozialismus zum Gedenken an alle Opfer „von Krieg und Gewalt-
herrschaft“, in der angeblichen Tendenz, Deutsche zu Opfern zu ma-
chen (etwa in der Auseinandersetzung um das Thema „Flucht und 
Vertreibung“ oder um die Opfer des alliiertem Bombenkriegs über 
Deutschland) oder auch in der Änderung der Gedenkstättenkonzeption 
(Gedenken an die Opfer beider Diktaturen) zum Ausdruck komme. 
Zahlreiche Gelegenheiten, solchermaßen „Geschichtspolitik“ zu 
betreiben, bieten die zahlreichen Jahres- und Gedenktage.  
 
Die VVN-BdA fördert und unterstützt darüber hinaus regionale Ge-
schichtsarbeit als „Geschichte von unten“ und animiert auch und ins-

                                  
199 antifa. Magazin für antifaschistische Politik und Kultur, Ausgabe April/Mai 
2005 (Internetausgabe). 
200 Vgl. Anm. 166.  
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besondere Jugendliche, die Geschichte des „antifaschistischen“ Wi-
derstandes vor Ort zu „erforschen“. In Baden-Württemberg z.B. wer-
den solche Bemühungen mit der Verleihung des mit 500 Euro dotier-
ten – nach ihrem ehemaligen Ehrenvorsitzenden benannten – Alfred-
Hausser-Preises honoriert, der erstmals 2006 an Schüler einer baden-
württembergischen Gesamtschule verliehen wurde.  
 
Zu einem „unverfälschten“ Geschichtsbild über „Faschismus und 
Krieg“ gehört auch die Erinnerung daran, „dass es die Streitkräfte der 
Antihitlerkoalition waren, die den europäischen Völkern die Befreiung 
erkämpft haben, und wir vergessen nicht, dass die Hauptlast dieses 
Kampfes von den sowjetischen Streitkräften getragen wurde“.201 Eine 
zentrale Rolle spielt hier die Interpretation des 8. Mai 1945 als Tag 
der deutschen Kapitulation oder – in alter DDR-Tradition – als „Tag 
der Befreiung“. Die Auseinandersetzung zeigt exemplarisch, wie 
kommunistische „Antifaschisten“ Begriffe mit bestimmten Deutungs-
inhalten belegen, dass, wer den Terminus „Tag der Befreiung“ unkri-
tisch zu übernehmen bereit ist, zugleich die dazugehörige „antifaschis-
tische“ Geschichtsinterpretation mit abonniert.  
 
Eine Annäherung an letzteres Verständnis war die Rede von Bundes-
präsident Richard von Weizsäcker aus dem Jahr 1985, in der er erst-
mals den Begriff „Befreiung“ verwandt, dabei aber ausdrücklich aller 
Opfer gedacht hatte. Aus linksextremistisch-„antifaschistischer“ Sicht 
hingegen ist im bürgerlichen „erinnerungspolitischen Diskurs ... der 8. 
Mai 1945 zunehmend zu einem Volkstrauertag für die deutschen 
Kriegsopfer“ geraten. „In geistiger Nähe zur Argumentation der NPD 
stilisierten auch Politiker aus der Mitte der Gesellschaft die Deutschen 
zu den eigentlichen Opfern des Krieges. Die Bombenangriffe wurden 
nicht nur von Jörg Friedrich als sinnlos hingestellt, obwohl noch an 
allen Fronten erbittert gekämpft wurde.“ Ein Verständnis als „Tag der 
Befreiung“ hingegen signalisiere, auf der Seite des „Hauptverantwort-
lichen“ für den Sieg über den „Faschismus“ zu stehen, nämlich auf 
seiten der Sowjetunion und damit des Kommunismus: „Die Rote Ar-
mee und ihre Verbündeten haben die Häftlinge in den KZ und Zucht-
häusern, haben Europa und die Welt vom Faschismus und nicht zu-
                                  
201 Ebd. 
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letzt auch die Deutschen selbst von einem beispiellosen Terrorregime 
befreit. Dafür gelten ihnen unser Dank und unser Respekt. ... Der 8. 
Mai ist und bleibt in Deutschland und Europa der Tag der Befreiung 
und des Sieges über den Hitlerfaschismus.“202 In einem „Aufruf zum 
60. Jahrestag der Befreiung Deutschlands vom Faschismus“ rief die 
DKP dazu auf, dabei „die Erkenntnisse und Ideen, die die Mehrheit 
des deutschen Volkes 1945 bewegten, neu zu beleben“, den Anlass zu 
nutzen, um „das Vermächtnis des antifaschistischen Widerstandes in 
Erinnerung [zu] bringen und die noch lebenden antifaschistischen Wi-
derstandskämpfer [zu] ehren“. 
 
Diese Würdigung des „antifaschistischen“ Widerstandes wiederum, 
„getragen insbesondere von Menschen aus der Arbeiterbewegung“ ist 
eine „ständige Aufgabe“.203 In der Auseinandersetzung um Rolle und 
Bedeutung des kommunistischen Widerstandes geht es um die Forde-
rung nach einer Anerkennung des historischen Widerstandes in seiner 
ganzen Breite, also auch hier um die gleichwertige Anerkennung von 
Kommunisten. 
 
Kundgebungen oder Kranzniederlegungen an Mahnmalen und auf 
Friedhöfen anläßlich von Gedenktagen werden genutzt, um mit der 
Erinnerung an den historischen „antifaschistischen“ Widerstand die 
Notwendigkeit fortgesetzten „Widerstandes“ in der Gegenwart anzu-
mahnen. „Gedenken heißt auch, sich zu wehren. Wir versuchen, das 
Erinnern an Verfolgung und Widerstand mit aktuellen Fragen von 
Rassismus und Neofaschismus und antifaschistischer Gegenwehr zu 
verbinden.“204 Eine wichtige „geschichtspolitische“ Funktion im glei-
chen Sinne haben darüber hinaus Gedenkstätten. Nachdrücklich geht 
es dabei für Kommunisten darum, eine Veränderung der offiziellen 
„Gedenkstättenpolitik“ im Sinne einer antitotalitären Sichtweise ent-
gegenzutreten. Obwohl die Ehrung der „Opfer des Faschismus“ in 
Fortführung der DDR-Tradition letztlich noch immer einer Konzentra-
tion auf eine Minderheit ehemals politisch Verfolgter, auf die Vertre-

                                  
202 „Opferdiskurs im Dickicht der Aufrechnung“. antifa. Magazin für antifa-
schistische Politik und Kultur, Ausgabe April/Mai 2005 (Internetausgabe). 
203 Vgl. Anm. 166. 
204 junge Welt vom 7.9.2006, S. 2. 
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ter der Arbeiterbewegung und insbesondere auf Kommunisten, ent-
spricht, nehmen an solchen Feierlichkeiten auch immer wieder Reprä-
sentanten von Staat und Politik gemeinsam mit linksextremistischen 
„Antifaschisten“ teil. 
 
Den „antifaschistischen“ Widerstand in der öffentlichen Wahrneh-
mung präsent zu halten, dient u.a. verstärkt die Nutzung des Projektes 
„Stolpersteine“ des Kölner Künstlers Gunter Demnig, der bis Ende 
2006 bereits ca. 9.000 kleine Gedenktafeln aus Messing zur Erinne-
rung an Opfer des Nationalsozialismus vor deren jeweils selbst ge-
wählten letzten Wohnsitz in den Bürgersteig eingelassen hat. Auch die 
VVN-BdA ergreift diese Gelegenheit, um auf diese Weise an sich ste-
tig vermehrenden Orten die Erinnerung vor allem an kommunistische 
Widerstandskämpfer wach zu halten und im Alltag allgegenwärtig zu 
machen. In dieselbe Richtung weisen die Bemühungen linksextremis-
tischer „Antifaschisten“ für den Erhalt und der Ausbau neuer Gedenk-
stätten, aber auch die zahlreichen, von der Öffentlichkeit kaum wahr-
genommenen, aber durchaus erfolgreichen Versuche, auf die „Um-
widmung“ von Straßen- und Gebäudenamen hinzuarbeiten. Im Osten 
Deutschlands geht es um die Verhinderung einer weiteren „Abwick-
lung“ der „antifaschistischen“ Tradition der DDR, also um die Beibe-
haltung von Namen aus dem – vor allem kommunistischen – „antifa-
schistischen“ Widerstand, im Westen um die Etablierung von Perso-
nen aus dem „antifaschistischen“ Widerstand und die Eliminierung 
solcher Namen, die mit dem Nationalssozialismus in Verbindung zu 
bringen sind. 
 
5. Schlussbetrachtung 
 
Am Beispiel des „Antifaschismus“ lohnt es sich, der Frage nach dem 
verbliebenen Einfluss von Kommunisten auf Politik und Gesellschaft 
der Bundesrepublik nachzugehen. Mit dem „Antifaschismus“ ist für 
orthodoxe – wie auch sonstige – Linksextremisten ein Instrument 
geblieben, um ihrer letztendlichen Zielsetzung der Errichtung einer 
„alternativen“, d.h. sozialistisch-kommunistischen Staats- und Gesell-
schaftsordnung näherzukommen. „Antifaschismus“ ist nicht einfach 
die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus, der sich jeder 
Einzelne zur Abwehr demokratiefeindlicher Tendenzen von „rechts“ 
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verpflichtet fühlen darf. Für Kommunisten ist „Faschismus“ als Lehre 
aus der Auseinandersetzung mit dem historischen „Faschismus“ un-
trennbar verbunden mit Kapitalismus. Die Gefahr einer Wiederholung 
der Geschichte gilt erst dann als endgültig gebannt, wenn die Grund-
lage und Ursache des „Faschismus“, das kapitalistische System, über-
wunden ist. 
 
Hat „Antifaschismus“ seit der Wiedervereinigung an Bedeutung eher 
noch gewonnen, so ist umgekehrt im öffentlichen Bewusstsein die 
Sensibilität für die von Linksextremisten ausgehenden Wirkungen 
empfindlich gesunken. Das bereits Ende der 60er Jahren einsetzende 
Verblassen eines aus „guten“ Gründen bestehenden Bedrohungsszena-
rios durch den Sowjetkommunismus gerade in Deutschland als der 
Nahtstelle zwischen Ost und West hat sich bislang als unumkehrbarer 
Prozess erwiesen. Verstärkt wurden die Erosion des Bedrohungsge-
fühls und der Verzicht auf eine eindeutige politisch-ideologische Ab-
grenzung gegenüber dem Systemgegner von „links“ durch die Auflö-
sung des Sowjetblocks und das Ende der DDR. Die ehemals gerade 
für die Bundesrepublik sehr reale kommunistische Bedrohung gilt in-
zwischen in der allgemeinen Wahrnehmung als eine zunehmend ver-
nachlässigbare Größe.  
 
Scheinen sich die Bedingungen für linksextremistische „Antifaschis-
ten“ seit den Umbrüchen der Jahre 1989/90 aus ihrer Sicht deutlich 
verschlechtert zu haben, so muss diese Diagnose also nicht von jedem 
in gleicher Weise geteilt werden. „Antifaschismus“ ist für deutsche 
Linksextremisten so etwas wie eine verbliebene Bastion, von der aus 
letzte Gefechte gestartet werden, deren Ausgang aber keineswegs ein-
deutig und noch nicht absehbar ist. 
 
Die verbreitete Überzeugung vom Ende der kommunistischen Bedro-
hung nach 1990 und die damit einhergehende zunehmende Ablösung 
vom antitotalitären Grundkonsens haben für die Linksextremisten 
verbliebenen politisch-gesellschaftlichen Einflussmöglichkeiten Aus-
gangsbedingungen geschaffen, die umgekehrt proportional zu ihrer 
zahlenmäßigen Größenordnung stehen. Zudem steht ihnen für den 
„antifaschistischen Kampf“ noch immer ein ausreichendes Arsenal, in 
dem Optionen des friedlichen wie militanten, des legalen wie illega-
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len, des außerparlamentarischen wie parlamentarischen Agierens ent-
halten sind, zur Verfügung. Gerade die Bündnispolitik trägt dazu bei, 
Berührungsängste gegenüber Linksextremisten abzubauen. Die Mitar-
beit „bürgerlicher“ Demokraten in Bündnissen gegen „rechts“ unter 
Beteiligung von Linksextremisten ist ebenso naiv wie kontraproduk-
tiv. Linksextremistischen Antifaschisten geht es nicht um den „guten 
Zweck“. Mag den „Bürgerlichen“ um der Sache willen die jeweilige 
Weltanschauung zweitrangig sein, sind Linksextremisten genau ge-
genteilig orientiert. Es geht nur vordergründig und „zunächst“ um die 
Sache, letztendlich ausschlaggebend ist die Weltanschauung, die Ideo-
logie, und schließlich das mit ihr verbundene Ziel der Systemüber-
windung. Vielfach fehlt offenbar das Bewusstsein dafür, dass „antifa-
schistische“ Bündnisse ein strategisch-taktisches Instrument darstel-
len, das letztlich der Eroberung der politischen Macht dient. 
 
Auf welch fruchtbaren Boden Agitation und Propaganda bei zuneh-
mend gutgläubigen „bürgerlichen“ Demokraten fallen, zeigt die Tat-
sache, dass Linksextremisten oft wie selbstverständlich an Aktionen 
gegen Rechtsextremismus beteiligt sind; bei der Vorbereitung von 
Demonstrationen sitzen nicht selten „bürgerliche“ Demokraten, darun-
ter auch Vertreter von Städten und Gemeinden, mit Linksextremisten 
an einem Tisch; „bürgerliche“ Repräsentanten und Linksextremisten 
füllen gemeinsam die Rednerlisten; bei historischen Gedenkveranstal-
tungen ist gemeinsames Auftreten vielerorts bereits üblich; in der 
Vergangenheit wurden Vertreter der VVN-BdA zu offiziellen Ge-
denkveranstaltungen von Landtagen eingeladen; Bürgermeister spre-
chen Grußworte auf Landesdelegiertenversammlungen der VVN-
BdA; bekennende Kommunisten werden für ihr angeblich verdienst-
volles Engagement für die Demokratie mit hohen Orden der Bundes-
republik Deutschland ausgezeichnet; trotz unverändert verfassungs-
feindlicher Agitation im Rahmen ihres Antifaschismusverständnisses 
ist die VVN-BdA als gemeinnützige Organisation anerkannt; linksext-
remistische Parteien wie die „Linkspartei.PDS“ werden zunehmend 
als normale demokratische Parteien wahrgenommen. Zu dieser Ein-
schätzung Letzterer dürfte die falsche Annahme beitragen, dass ge-
wählte Parteien, die in Parlamenten und Regierungen sitzen, nicht ext-
remistisch sein können. Die DKP ist als eindeutig verfassungsfeindli-
che Partei stigmatisiert, aber vor dem Hintergrund des aufgelösten 
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Ost-West-Konfliktes in den Augen der Öffentlichkeit ein irrelevantes 
Relikt aus vergangenen Zeiten. 
 
Staat und Parteien glauben ihrerseits, sich dem Druck, gegen Rechts-
extremismus vorzugehen, nicht entziehen zu können. Dies führt zu 
Entwicklungen, die Linksextremisten faktisch geradezu in die Hände 
arbeiten. Dies betrifft beispielsweise die Verhinderung privater Im-
mobilienkäufe von Rechtsextremisten wie im Fall der hochverschul-
deten Stadt Delmenhorst. Diese hat Ende 2006 ein Hotel, das ur-
sprünglich von dem Rechtsextremisten Jürgen Rieger erworben und 
wahrscheinlich als Schulungszentrum genutzt werden sollte, zu einem 
Preis von 3,0 statt des tatsächlichen Verkehrswertes von ca. 1,33 Mil-
lionen Euro aufgekauft, und dies bei ungeklärter Verwendungsmög-
lichkeit und jährlichen Finanzierungskosten von 93.000 Euro. Dele-
menhorster Bürger und Unterstützer hatten 937.000 Euro durch Spen-
den aufgebracht.205  
 
Jüngstes Beispiel ist der Widerstand gegen den ebenfalls von Rieger 
geplanten Erwerb eines Grundstückes in Prignitz/Brandenburg, um 
dort möglicherweise ebenfalls ein Schulungszentrum für Rechtsext-
remisten zu errichten. Hier hat bereits der Ministerpräsident des Lan-
des, laut Pressemeldungen, angekündigt, alles tun zu wollen, um dies 
zu verhindern.206 Mit einem „Runden Tisch“, so berichtet der „Tages-
spiegel“ weiter, wollen die Sozialministerin und die Integrationsbeauf-
tragte des Landes zum „öffentlichen Widerstand“ mobilisieren. Zuvor 
werde eine Bürgerversammlung staatfinden; die SPD wolle ihre Auf-
klärung über die NPD verstärken. Im gleichen Zusammenhang werden 
Pläne der Linkspartei.PDS zitiert, eine Bürgerinitiative – wahrschein-
lich nach dem Vorbild der „Bürgerinitiative Delmenhorst“ – zu grün-
den.  
 
Während in diesen Fällen der private Erwerb von Immobilien behin-
dert oder verhindert wird, sind ähnliche Aktivitäten von Linksextre-
misten kein Grund zur Aufregung. Ein Beispiel ist der, von der Öf-
fentlichkeit weitestgehend unbeachtete, systematische Aufkauf – in 
                                  
205 FAZ vom 22.12.2006. 
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der Regel sanierungsbedürftiger – Häuser und Anlagen durch die 
Marxistisch-Leninistische-Partei Deutschlands (MLPD). In Gelsenkir-
chen führte dies zu der kuriosen Konstellation, dass als Folge eines 
Aufkaufs die zuvor schon in diesem Gebäude ansässige Polizei un-
freiwillig als Mieterin in MLPD-Eigentum residierte. Widerstände ge-
gen Aufkäufe weiß die MLPD im Übrigen notfalls auch gerichtlich 
durchzusetzen. 
 
Die geradezu ausschließliche Konzentration auf den „Kampf gegen 
rechts“ gehört längst zur „political correctness“, gegen die mit dem 
Hinweis auf die Gefahren und Folgen einer solchen politischen Ein-
seitigkeit zu verstoßen eher unziemlich ist. Linksextremistische „Anti-
faschisten“ verfolgen dabei auf ihre Art eine „Null-Toleranz-
Strategie“, die letztlich eine umfassende und kompromisslose poli-
tisch-gesellschaftliche Ächtung des Rechtsextremismus bis hin zu 
dessen konsequenter Eliminierung zum Ziel hat. Dieses Ziel wird ge-
genläufig begleitet von der Intention, den Linksextremismus länger-
fristig aus seiner verdienten Stigmatisierung herauszuführen, mehr 
noch von der Forderung an den Staat, „linken“ und linksextremisti-
schen „antifaschistischen“ Kräften Unterstützung jeglicher Art zu-
kommen zu lassen, und ergänzt von Bemühungen um eine umfassende 
Rehabilitierung von Kommunisten. Damit Hand in Hand geht die kon-
tinuierliche Agitation gegen die Totalitarismustheorie. Das angebliche 
Eintreten für Gleichheit, Gerechtigkeit, Humanität und Menschenwür-
de – Begriffe, die bei Linksextremisten ohnehin einem ganz eigenen 
Verständnis unterliegen – ist geeignet, in Gegenüberstellung mit der 
menschenverachtenden Ideologie des Rechtsextremismus eine morali-
sche Höherwertigkeit des Linksextremismus zu postulieren und im öf-
fentlichen Bewusstsein zu verankern. Gleichzeitig mit einer konse-
quenten Ablehnung der angeblichen Gleichsetzung von Links- und 
Rechtsextremismus wird an der Etablierung einer neuen Gleichung 
„links“ = gut; „rechts“ = böse“ gearbeitet und damit die definitive Ab-
lösung des antitotalitären durch einen „antifaschistischen“ Grundkon-
sens intendiert. 
 
Am Beispiel des kommunistischen „Antifaschismus“ stellt sich die 
Frage nach der verbliebenen „Gefährlichkeit“ des Linksextremismus 
eher hintergründig. Kommunisten unterscheiden sich u.a. in ihrer 
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Denkweise von „bürgerlichen“ Demokraten: Sie rechnen in langen 
Zeiträumen und verfolgen ihre politisch-ideologischen Ziele hartnä-
ckig, nachhaltig und mit Geduld. Nicht der Erfolg des Augenblicks 
zählt, sondern die Veränderung auf längere Perspektive hin. Der auf-
merksame Beobachter verfolgt das mit Sorge. Und er erkennt, dass die 
eigentliche Gefahr nicht von linksextremistischer Gewalt ausgeht, 
sondern von dem langfristigen Einwirken auf das öffentliche Bewusst-
sein, auf einen schleichenden Wertewandel, auf ein verändertes 
Rechtsverständnis, auf eine Tendenz zu politischer Einseitigkeit, auf 
die zunehmend verweigerte Toleranz gegenüber Andersdenkenden, 
wenn sie von „rechts“ kommen.  
 
Das wiederholte „Bekenntnis“ von Linksextremisten, auf dem Boden 
des Grundgesetzes zu stehen, trägt dazu bei, den extremistischen Cha-
rakter einer Organisation – zumal, wenn sie terminologisch Zurück-
haltung übt und auf den Gebrauch von Signalbegriffen wie „Klassen-
kampf“, „Diktatur des Proletariats“ oder „Revolution“ verzichtet – zu 
verschleiern. Ein solches „Bekenntnis“ jedoch mit Verfassungstreue 
zu verwechseln, ist ein schwerwiegender Irrtum. Es stellt keinen 
Grund dar, Kommunisten mit weniger Aufmerksamkeit und Misstrau-
en zu begegnen als den Extremisten von „rechts“.  
 
Zielrichtung linksextremistischer „Antifaschisten“ ist eine „antifa-
schistische Republik“. Voraussetzung ist die Veränderung der Kräfte-
verhältnisse. Dazu bedarf es der Erringung der „ideologischen Hege-
monie“. Entsprechend gilt es ihnen u.a. als Aufgabe, griffige Slogans 
wie „Faschismus ist keine Meinung, sondern ein Verbrechen“ fest in 
der Öffentlichkeit und im politischen Bewusstsein zu etablieren. Einer 
solchen Gefahr – als in letzter Konsequenz einem totalitären Systems 
von „links“ – gilt es, mit ähnlichen Mitteln zu begegnen, wie sie der 
Gegner selbst verwendet: politische Aufklärung, konsequente Aus-
grenzung und aktive Bekämpfung. „Auf dem Boden des Grundgeset-
zes“ zu stehen, bedeutet für den mündigen Staatsbürger, Äquidistanz 
zu wahren bzw. wieder neu zu errichten. Diese zentrale politische 
Aufgabe wird umso drängender, je länger sie in ihrer Bedeutung ver-
kannt wird. 
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Patrick Moreau 
Die Außenbeziehungen der DKP 1968–2007 
1. Einführung 
 
Für das Verständnis der Funktionsmechanismen und der politischen 
Linien der kommunistischen Parteien seit 1919 sind ihre internationa-
len Beziehungen von essentieller Bedeutung. Dennoch sind diese Be-
ziehungen bis heute kaum untersucht.207 Sie verlaufen in zwei Phasen: 
bis zum Untergang der UdSSR – und seitdem.  
 
2. 1919–1990: Der proletarische Internationalismus als 
Rahmen 
 
Sozialrevolutionäre und kommunistische Ideologien erheben einen  
universellen Geltungsanspruch. Sie gehen von einem chiliastischen 
Welterlösungsauftrag aus, den Karl Marx und Friedrich Engels bereits 
1848 im „Kommunistischen Manifest“ mit der Parole „Proletarier al-
ler Länder, vereinigt euch!“208 eingängig formuliert haben. Erklärtes 
Ziel der Bewegung ist die Befreiung der ganzen Welt von Ausbeutung 
und Unterdrückung. Sie wurzelt in der französischen Revolution und 
ihrer Losung „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“. Nach der Über-
windung der Klassengesellschaft sollen auch Staat und Nation obsolet 
werden. Die ersten Versuche des propagierten Internationalismus 
schlagen trotz ihres hohen moralisch-ethischen Anspruchs schnell 
fehl: Der „Bund der Kommunisten“ (1847-52) bleibt ein kurzlebiges 
Experiment,209 die „Internationale Arbeiterassoziation“, auch bekannt 
                                  
207 Zu den Formen internationaler kommunistischer Organisierung vgl. Hermann 
Gleumes/Patrick Moreau, Internationale Kooperationsansätze postkommunisti-
scher Parteien, in: Patrick Moreau/Marc Lazar/Gerhard Hirscher, Der Kommu-
nismus in Westeuropa, München 1996, S. 621-651. 
208 Karl Marx/Friedrich Engels, Das kommunistische Manifest. Mit Vorr. von 
Karl Marx und Friedrich Engels. - 6., autoris. dt. Ausg.. - Berlin : Expedition der 
Buchh. Vorwärts, 1899. 
209 Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED, Der Bund der Kom-
munisten: Dokumente und Materialen, Berlin, 1. 1836-1849. - 1. Aufl. - 1970. 2. 
1849-1851. - 1982. 3. 1851-1852. - 1984. Bert Andréas (Hrsg), Gründungsdo-
kumente des Bundes der Kommunisten (Juni bis September 1847), Hamburg 
1969 
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als „I. Internationale“, scheitert nach nur zwölf Jahren 1876 am Ge-
gensatz zwischen marxistischen und anarchistischen Theorieansät-
zen.210 Die 1889 gegründete „II. Internationale“ schließlich geht 1914 
im Feuersturm genau jener Nationalismen unter, die sie bekämpfen 
wollte. 

1919 versuchte Lenin, alle kommunistischen Parteien in der „III Inter-
nationale“ - der „Komintern“ – straff zu organisieren: Verbindliches 
Organisationsprinzip der „Weltpartei des Proletariats“ war der „de-
mokratische Zentralismus“. Die Komintern wurde zu einem Instru-
ment der sowjetischen Außenpolitik.211 Bis zu ihrer Auflösung im Mai 
                                  
210 A.I.T. Association Internationale des Travailleurs. Paris, Imprimerie impé-
riale, 1870. Neuauflage 1968. 
Association internationale des travailleurs. Son origine - Son but (…). Tableau 
de la situation actuelle de l'Internationale en France, en Europe et en Amérique. 
Lyon, 1870. La première Internationale. Recueil de documents publiés sous la 
direction de Jacques Freymond. Textes établis par Henri Burgelin, Knut Lang-
feldt et Miklós Molnar. Genève, 1962-1971. 
211 Die Kommunistische Internationale wurde als Abspaltung der Internationalen 
Arbeiterassoziation, der „Ersten Internationale“ am 2. März 1919 in Moskau auf 
Initiative Lenins und anderer Mitglieder der Kommunistischer Parteien, die im 
Ersten Weltkrieg gekämpft hatten, gegründet. In der Kommunistischen Interna-
tionale (Komintern nach ihrer russischen Bezeichnung Коммунистический 
Интернационал, Kommunistischeskiy Internazional), auch „Dritte Internationa-
le“ genannt, vereinten sich alle kommunistischen Parteien, die mit den sozialisti-
schen Parteien der „Zweiten Internationale“ gebrochen hatten. Die Dritte Inter-
nationale stand unter Führung der Kommunistischen Partei der Sowjetunion, 
wiewohl jene immer den Anschein aufrechterhielt, sie sei nur eine Sektion wie 
alle anderen. Lenin und Trotzki, die Gründungsväter der Internationale, waren 
beide davon überzeugt, dass die russische Revolution nur als erster Schritt einer 
weltweiten Revolution Sinn hätte und dass sie nur mit Unterstützung anderer 
sozialistischer Länder überleben könne. Zahlreiche Menschen rund um den Glo-
bus teilten diese Ansicht. Der erste Kongress der Internationale fand im März 
1919 in Moskau statt – mitten im Bürgerkrieg. Der eigentliche Gründungskon-
gress war der zweite, der im Sommer 1920 in der Euphorie über den Marsch auf 
Warschau während des Polnisch-Sowjetischen Krieges abgehalten wurde. Be-
dingung für den Beitritt zur III. Internationale war die Akzeptanz der drakoni-
schen „21 Bedingungen“. Sie verpflichteten die Parteien zur Übernahme der 
Strukturen und Methoden des bolschewistischen Modells, das bis dato außerhalb 
Russlands unbekannt gewesen war. Sogar in demokratischen Ländern mussten 
die kommunistischen Parteien sich in halb klandestine straff hierarchisch ge-
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gliederte und zentralisierte Organisationen wandeln. Sie waren zu eiserner Dis-
ziplin verpflichtet und mussten bei Bedarf in die Illegalität abtauchen. Ferner 
waren die Direktiven der Zentrale verpflichtend. Nach 1921 hatten sie – den 
Prinzipien des demokratischen Zentralismus folgend – auch innerparteiliche 
Strömungen, die nicht strikt marxistisch-leninistisch waren, zu verhindern bzw. 
zu unterbinden. Dank der strengen Kontrolle durch Gesandte der Zentrale, wie 
z.B. Eugen Fried, gelang es Moskau, den kommunistischen Parteien das sowjeti-
sche Modell aufzuzwingen. Ab 1926 wurde die III. Internationale vollständig 
von Stalin kontrolliert. In den 1930er Jahren setzte Stalin die Theorie des Sozia-
lismus in einem Land durch, die das Credo der kommunistischen Parteien wur-
de. Stalin misstraute der Komintern („der Laden“) und glaubte nicht an die 
Weltrevolution. Für ihn breitete sich die Revolution Dank der Eroberungen der 
Roten Armee aus. Dies bewahrheitete sich 1939–1941 mit dem Hitler-Stalin-
Pakt und 1945 nach dem Sieg der Alliierten in Osteuropa. Zuvor diente die In-
ternationale vor allem den nationalen Interessen der UdSSR, die denjenigen des 
weltweiten Proletariats gleichgesetzt wurden. Während der Großen Säuberung 
vom 1937-1939, wird die Internationale zum bevorzugten Ziel des Terrors, zahl-
reiche langjährige Mitglieder der Internationale fallen ihm zum Opfer. Ausge-
blutet nach der Großen Säuberung, muss die Internationale im September 1939 
ihre Mitglieder anweisen, den Hitler-Stalin-Pakt zu rechtfertigen und den begin-
nenden Zweiten Weltkrieg als „imperialistischen“ Konflikt zu verniedlichen. 
Aufgrund dieser Anweisungen verlieren die kommunistischen Parteien in Euro-
pa, insbesondere in Frankreich, wesentlich an Einfluss. Im Frühling 1941 ändert 
die Komintern ihre Linie und weist die kommunistischen Parteien im besetzten 
Europa an, sich mit den nichtkommunistischen Kräften zu verbünden und ge-
meinsam gegen die Deutschen zu kämpfen. Am 22. Juni 1941, nach dem An-
griff Hitlers auf die UdSSR, erfolgt der vollständige Wechsel in den Widerstand. 
Auf Befehl Moskaus müssen die kommunistischen Parteien eine Strategie sofor-
tiger Aktionen und frontaler Angriffe auf die deutschen Besatzer zur Anwen-
dung bringen, die die Zivilbevölkerung zum Opfer von Repressalien macht. Da-
von erhofft sich indes Moskau die stärkere Bindung deutscher Truppen in den 
besetzten Ländern. Am 15. März 1943 schließlich wird die III. Internationale 
aufgelöst, um das Verhältnis zu den Alliierten zu entspannen. Siehe: Theo Pir-
ker, Komintern und Faschismus 1920-1940. Schriftenreihe der Vierteljahreshef-
te für Zeitgeschichte. 2. Auflage, Stuttgart 1966. Günther Nollau, Die Internati-
onale, Köln 1959. B. Latzich, Lenine et la IIIe Internationale, Paris 1951. Rosa 
Luxemburg, Die russische Revolution, Paris, o. J.. Günther Nollau, Die Komin-
tern. Vom Internationalismus zur Diktatur Stalins. Schriftenreihe der Bundes-
zentrale für politische Bildung. Heft 63, Bonn 1964. Theo Pirker, Utopie und 
Mythos der Weltrevolution, München 1964. Julius Braunthal, Geschichte der 
Internationale, Hannover 1963. W. G. Krivitzky, Ich war in Stalins Dienst, Ams-
terdam 1940. A. Rosenberg, Geschichte des Bolschewismus von Marx bis zur 
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1943 betrieb sie die Bolschewisierung der kommunistischen Parteien. 
Gleiches gilt für ihre 1947 gegründete Nachfolgeorganisation „Infor-
mationsbüro der Kommunistischen und Arbeiterparteien“ (Komin-
form).212 Es sollte den Führungsanspruch der KPdSU ideologisch und 
politisch durchsetzen. 1956 wurde Kominform durch die in unregel-
mäßigen Abständen stattfindenden „Beratungen der internationalen 

                                                                                                        
Gegenwart, Berlin 1932. Gerhart Binder, Epoche der Entscheidungen, Stuttgart 
1970. Victor Gollancz, The Betrayal of the Left, London 1941. Castro Delgado, 
J'ai perdu la foi à Moscou, Paris 1950. Lewis L. Lorwin, Labor and Internationa-
lism, New York 1929. Ruth Fischer, Stalin und der deutsche Kommunismus, 
Frankfurt/Main 1948. Margarete Buber-Neumann, Schauplätze der Weltrevolu-
tion. Hermann Weber, Die Kommunistische Internationale. Eine Dokumentati-
on, Hannover 1966; Theodor Bergmann/Mario Keßler (Hg.), Aufstieg und Zer-
fall der Komintern. Studien zur Geschichte ihrer Transformation (1919-1943), 
Mainz 1992; The International Newsletter of Historical Studies on Comintern, 
Communism and Stalinism, bisher erschienen Nr. 1/2 (1993) bis 7/8 (1996); Pi-
erre Broué, Histoire de la IIIe Internationale, Fayard, 1999; Jean-Jacques Marie, 
Staline, Fayard, 2001; Serge Wolikov (Hrsg.), Komintern, l'histoire et les 
hommes, 2001. 
212 Bei der Gründungsversammlung gehörten dem Kominform (Informationsbü-
ro der Kommunistischen und Arbeiterparteien) neun Mitgliedsparteien aus der 
UdSSR, Jugoslawien, Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Polen, der Tschechoslo-
wakei, Frankreich und Italien an, nach dem Ausschluss der Kommunistischen 
Partei Jugoslawiens verblieben noch acht. Auf Europa zentriert, vereinigte es 
kommunistische Parteien, die die Orthodoxie Moskaus bedingungslos unter-
stützten. Das Informationsbüro fungierte als Sprachrohr des sozialistischen La-
gers. Von Beginn an folgte Kominform dem Schdanow-Bericht, welcher die 
neue revolutionäre Taktik der kommunistischen Bewegung bestimmt: Sie ersetzt 
die Politik der Volksfront oder der nationalen Einheit durch diejenige der „orga-
nischen Einheit“ und führt in den sozialistischen Ländern zur Fusion der sozia-
listischen mit den sozialdemokratischen Parteien. Dies gilt z.B. für die SED in 
der Sowjetisch Besetzten Zone, der späteren DDR. 1948 definiert das Komin-
form den Begriff der „Volksdemokratie“ als neue Form der Diktatur des Proleta-
riats. Dessen Archetyp wiederum ist die UdSSR, das Modell eines sozialisti-
schen Staates im Übergang zum Kommunismus. In den 1950er Jahren konzent-
riert sich Kominform auf die Koordination der Friedensbewegung und anderer 
internationaler Massenorganisationen. Siehe: Lilly Marcou, Le Kominform, 
Presses de la Fondation nationale des sciences politiques, Paris 1977. 
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Sekretäre der kommunistischen Parteien“ ersetzt.213 Diese multilatera-
len Konsultationen hatten Weisungscharakter. „Konferenzen“ und 
„Beratungen der kommunistischen und Arbeiterparteien“ demonstrier-
ten die Einheit und Geschlossenheit des sozialistischen Lagers unter 
Führung der Sowjetunion.214  

Die internationale Zeitschrift „Probleme des Friedens und des Sozia-
lismus“ erschien von 1957-1990 in Prag.215 Ihre Darstellung theoreti-
scher Fragen war für alle moskautreuen kommunistischen Parteien 
verbindlich. Nachdem Michail Gorbatschow im November 1987 die 
Grundzüge von Glasnost und Perestroika definiert hatte, erfolgte der 
letzte Versuch, die ideologische Geschlossenheit der kommunisti-
schen Parteien herzustellen: Die Linie Gorbatschows sollte bei dem 
„Treffen von Vertretern kommunistischer und sozialistischer Parteien 
und Bewegungen“ in Moskau durchgesetzt werden.216  

Bereits vor dem Jahrestag der Oktoberrevolution hatte Gorbatschow 
die Eigenständigkeit der kommunistischen Parteien und ihrer jeweils 
spezifisch nationalen politischen Wege betont.217 Dieser Versuch 
schlug fehl, denn die SED beharrte auf der traditionalistischen Linie 
der Verteidigung des Sozialismus um jeden Preis.  

                                  
213 z.B. Communiqué sur la rencontre des représentants des partis communistes 
et des gouvernements (Budapest, 4 janvier 1957), U.R.S.S.. Bulletin édité par le 
bureau soviétique d'information à Paris. 07.01.1957, n° 1027. Paris. 
214 So diente z.B. Die Internationale Beratung der kommunistischen und Arbei-
terparteien in Moskau vom 5.-17.Juni 1969 der Demonstration der Einheit und 
Geschlossenheit des Sozialistischen Lagers nach der Niederschlagung des „Pra-
ger Frühling“. Vgl.: Möller, Kai (Hrsg): Dokumente - Internationale Beratung 
der kommunistischen und Arbeiterparteien in Moskau, Berlin 1969. 
215 Siehe: La nouvelle Revue Internationale, Problème de la paix et du socia-
lisme, Revue mensuelle de théorie et d’information des partis communistes et 
ouvriers. Prag 1957-1990. 
216 Rencontre des représentants des partis et mouvements ayant participé aux 
festivités consacrées au 70 e anniversaire de la révolution d'octobre. Volume 1. 
Éditions de l'Agence de presse Novosti, Moscau 1988.  
217 Michail Gorbatschow: Perestroika, die zweite russische Revolution. Eine 
neue Politik für Europa und die Welt, München 1987; Ebd. Die Rede „Wir 
brauchen die Demokratie wie die Luft zum Atmen“ - Referat vor dem ZK der 
KPdSU am 27. Januar 1987. 
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Nicht immer waren die Strukturen, mit deren Hilfe die Moskauer Füh-
rung der kommunistischen Bewegung ihren Machtanspruch sicherte, 
so kompliziert. In bilateralen Unterweisungen von „Bruderparteien“ 
setzte die KPdSU den „sozialistischen Internationalismus“ durch. Mit 
finanziellen Begünstigungen – oder Abstrafungen – verstärkte sie ih-
ren Anspruch. So konnten der Welt auch mögliche Unstimmigkeiten 
verborgen bleiben. 

Als 1968 die „Neukonstituierung“ der DKP erfolgte, stand die KPdSU 
vor einer Reihe von Problemen: Zum Bruch mit der Kommunistischen 
Partei Chinas kam die Kritik an der Intervention des Warschauer Pak-
tes in der Tschechoslowakei durch die Kommunistische Bewegung in 
Europa.218 Diese kritische Bewegung entwickelte sich in den 70er Jah-
ren zu einem bedeutenden Element des Eurokommunismus.219 Im Juni 
1969 fand in Moskau die „Internationale Beratung der kommunisti-
schen und Arbeiterparteien“ statt. Sie sollte die Reihen hinter der sow-
jetischen Hauptlinie des internationalen Kommunismus schließen und 
die Teilnehmer auf den Marxismus-Leninismus und die Sowjetunion 
als führende Kraft einschwören. Außerdem definierte sie die so ge-
nannten drei revolutionären Hauptströmungen der Zeit: die Länder des 
real existierenden Sozialismus, die Arbeiterbewegung und ihre Ver-
bündeten in den kapitalistischen Ländern sowie die antikapitalistisch 
und prosowjetisch ausgerichteten „nationalen Befreiungsbewegun-
gen“. Diese Position vertrat auch die DKP. Ihr Gründungsausschuss 
hatte bereits am 25.September 1968 erklärt: 

„Wir halten es für unsere natürliche Pflicht, die Traditionen des Inter-
nationalismus fortzusetzen. ... Deshalb werden wir solidarische Bezie-
                                  
218 Siehe: L’intervention militaire en Tchécoslovaquie, in: 
http://www.humanite.presse.fr/journal/1993-08-23/1993-08-23-682703. 
219 Der Eurokommunismus war eine ideologische Strömung, die die kommunis-
tischen Theorien der politischen Situation in den Ländern Westeuropas anpassen 
wollte. Siehe: Antonio Bronda, Stephen Bodington, After Poland, Spokesman, 
1982; Ernest Mandel, From Stalinism to Eurocommunism: The Bitter Fruits of 
'Socialism in One Country', NLB, 1978. Santiago CARRILLO, Eurocommunisme 
et Etat, Paris 1977; Fernando CLAUDIN, L’Eurocommunisme, Paris 1977; Marc 
Lazar, Maisons rouges. Les Partis communistes français et italien de la Libéra-
tion à nos jours, Aubier, Paris 1992. José Gotowich, Pascal Delwit & Jean-
Michel De Waele, L’Europe des communistes, Bruxelles 1992. 
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hungen zu den kommunistischen und Arbeiterparteien in aller Welt, 
zu den Kräften der antiimperialistischen Befreiungsbewegung und zu 
den um ihre Unabhängigkeit kämpfenden Völkern pflegen.“ 

1978 hielt der Sekretär für internationale Verbindungen beim Partei-
vorstand der DKP, Karl-Heinz Schröder, rückblickend fest: 

„Die wachsende Kraft der Sowjetunion hat großes Gewicht für die 
Entfaltung des revolutionären Weltprozesses. Von der engen Verbun-
denheit mit der Sowjetunion hängt objektiv in hohem Maße der Erfolg 
des Kampfes eines jeden der drei revolutionären Hauptströme ab. Die 
internationalistische Solidarität mit den Ländern der sozialistischen 
Gemeinschaft, der wichtigsten Errungenschaft der internationalen Ar-
beiterbewegung, mit der Arbeiterklasse in den Ländern des Kapitals 
und der nationalen Befreiungsbewegung ist unvorstellbar, wenn man 
ein distanziertes Verhältnis zur entscheidenden Kraft des revolutionä-
ren Weltprozesses einnimmt.“220 

Dieser Linie blieb die DKP bis Anfang 1991 treu. 

Im Vergleich mit anderen westeuropäischen kommunistischen Partei-
en fällt ein Charakteristikum der DKP auf: Sie unterlag bis 1989 einer 
doppelten Kontrolle: Sie stand unter Aufsicht der KPdSU, aber ihr 
Alltag wurde von der SED dominiert, welche die Führungskader aus-
wählte, das Programm formulierte und sämtliche politischen Aktivitä-
ten der Partei begleitete.221 Dazu war die DKP finanziell völlig von der 
                                  
220 Karl-Heinz Schröder, Das internationalistische Antlitz der DKP, in: Max 
Schäfer (Hrsg.), Die DKP. Gründung - Entwicklung - Bedeutung, Frank-
furt/M.1978, S. 247-264, zit. S. 263. 
221 Zur Geschichte von KPD und DKP: Bärwald Helmut/Scheffler Herbert, Par-
tisanen ohne Gewehr. Funktion, Methoden und Argumente kommunistischer 
Infiltration. Köln 1967; Id.: Deutsche Kommunistische Partei . Köln 1971; Id.: 
Missbrauchte Friedenssehnsucht. Ein Kapitel kommunistischer Bündnispolitik. 
Bonn, Düsseldorf, Nürnberg 1983; Ebbinghausen, Rolf/Kirchhoff, Peter, Der 
angepaßte Klassenkampf. Organisation und Politik der DKP zwei Jahre nach 
ihrer Neukonstituierung. In: PVS, 11 (1970), S. 556-578; Flechtheim, Ossip 
K./Rudzio, Wolfgang/Vilmar, Fritz/Wilke, Manfred, Der Marsch der DKP durch 
die Institutionen. Frankfurt 1981; Heitmann, Siegfried, Deutsche Kommunisti-
sche Partei. In: Stöss, Richard (Hrsg.), Parteien-Handbuch, vol. 2: CSU-DSU, 
Opladen 1986, S. 901-981; Knoche, Hansjürgen, Die DKP. Organisation, Ideo-
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SED abhängig.222 Die Aufzeichnungen in den Archiven des KGB be-
weisen, dass die DKP niemals direkt von der UdSSR finanziert wurde.  

2.1 Momentaufnahme 1986 
 
Zeitreise: Es ist der 2. Mai 1986, wir nehmen in Hamburg am 8. Par-
teitag der DKP teil. In der Partei wachsen die Spannungen zwischen 
Reformern und „Betonköpfen“. Zu diesem Zeitpunkt ist die DKP zwar 
eine kleine, aber durchaus schlagkräftige Partei: Sie hat rund 42.000 

                                                                                                        
logie, Politik. Hannover 1980; Kremzow, Heinz Friedrich, Theorie und Praxis 
der DKP im Lichte des KPD-Verbots durch das Bundesverfassungsgericht. 
München 1982; Meier-Bergfeld, Peter, Die Bündnispolitik der Deutschen 
Kommunistischen Partei. In: Bundesministerium des Inneren (Hrsg.): Verfas-
sungsschutz und Rechtsstaat. Beiträge aus Wissenschaft und Praxis. Köln 1981, 
S. 255-295; Mensing, Wilhelm, Maulwürfe im Kulturbeet. DKP-Einfluß in 
Presse, Literatur und Kunst. Zürich 1983; Ders.: Nehmen oder Annehmen. Die 
verbotene KPD auf der Suche nach politischer Teilnahme. Zürich, Osnabrück 
1989; Ders.: Wir wollen unsere Kommunisten wieder haben. Demokratische 
Starthilfen für die Gründung der DKP, Zürich, Osnabrück 1989; Minrath, Axel, 
Friedenskampf. Die DKP und ihre Bündnispolitik in der Anti-
Nachrüstungsbewegung. Köln 1986; Müller, Emil-Peter, Die Bündnispolitik der 
DKP. Ein trojanisches Pferd. Köln 1982; Müller, Peter: Die Sozialistische Ein-
heitspartei Westberlins. In: Stöss, Richard (Hrsg.): Parteien-Handbuch, Bd. 4: 
NDP-WAV (Schriften des Zentralinstituts für Sozialwissenschaftliche For-
schung der Freien Universität Berlin, Bd. 39). Opladen 1986, S. 2241-2273; 
Neidhardt, Friedhelm/Niedenhoff, Horst Udo, Auf dem Marsch durch die Insti-
tutionen. Die kommunistische Agitation im Betrieb und in den Gewerkschaften. 
Köln 1982; Rudzio, Wolfgang, Die Erosion der Abgrenzung. Zum Verhältnis 
der demokratischen Linken und Kommunisten in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Opladen: Westdeutscher Verlag, 1988; Staritz, Dietrich, Die Kommunisti-
sche Partei Deutschlands. In: Stöss, Richard (Hrsg.): Parteien-Handbuch, Bd. 3: 
EAP-KSP, Opladen 1986, S. 1663-1809; Wilke, Manfred/Brabant, Marion, To-
talitäre Träumer. Die Politik der SDAJ und die Wirklichkeit des realen Sozia-
lismus. München 1988; Wilke, Manfred/Müller, Hans-Peter/Brabant, Marion, 
Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP). Geschichte – Organisation – Poli-
tik. Köln 1990. 
222 Die äußerst komplexe Frage der Zusammenarbeit von DKP-SED-Firmen mit 
sowjetischen Unternehmen ist ein wichtiger internationaler Aspekt. Sie kann 
hier aus Platzgründen nicht behandelt werden. Vgl.: Herbert Mies, Fremdbe-
stimmt? Abhängigkeit und Unabhängigkeit der DKP, Großsachsen 1995. 
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Mitgliedern, ein großes Vorfeld von Verbündeten und Frontorganisa-
tionen dient ihr als Brücke in die westdeutsche Gesellschaft. 

52 ausländische Delegationen und zahlreiche Diplomaten aus Bruder-
ländern sind auf diesem 8. Parteitag anwesend. Hinzu kommen viele 
Vertreter kommunistischer, antiimperialistischer und kämpfender Or-
ganisationen, die nicht auf der offiziellen Gästeliste aufgeführt werden 
wollen. Selbstverständlich sind die beiden „Herren“ der DKP anwe-
send: die KPdSU unter der Führung von Boris Nikolajewitsch Jelzin 
und die SED mit Hermann Axen. Darüber hinaus gibt es Delegationen 
verschiedener Gruppen:  

Kommunistische Parteien kommunistischer Länder, z.B. China, Nord-
korea, Jugoslawien, Mongolei; westeuropäische moskautreue KPen 
aus Österreich, Großbritannien, Frankreich, Italien, Griechenland, 
Spanien, der Schweiz, Schweden usw.; KPen aus dem Mittleren Osten 
(Irak, Iran), aus der Türkei, aus Süd- oder Mittelamerika (z.B. Sandi-
nisten); ferner asiatische Parteien etwa aus Indien oder Indonesien, 
und afrikanische wie der ANC.223  

Kurz gesagt: Die gesamte kommunistische Welt ist anwesend. 

Die Archive der DKP belegen, dass die meisten Kontakte rein forma-
ler Natur waren: Sie ermöglichten den Mitgliedern der DKP-Führung, 
als politische Touristen die ganze Welt zu bereisen. Zwei Bereiche 
waren jedoch für die DKP wichtig:  

Der Kontakt mit ausländischen KPen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland aktiv waren (aus Spanien, Italien, Portugal, Griechenland 
und der Türkei): Diese verfügten über eigene unabhängige Mitglie-
derorganisationen und arbeiteten im Gewerkschaftsbereich sowie bei 
großen Kampagnen, etwa in der „Friedensbewegung“, mit der DKP 
zusammen.224  

                                  
223 DKP, Protokoll des 8. Parteitags der Deutschen Kommunistischen Partei. Tür 
für eine neue Politik. Atomwaffenfreie Welt und Arbeit für alle!, Neuss 1986, S. 
722–731. 
224 In Westdeutschland lebende französische Kommunisten dagegen waren Mit-
glieder der DKP. 
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Die Unterstützung nichteuropäischer Parteien, die gegen den „Imperi-
alismus“ kämpften und in der Bundesrepublik Studentengruppen und 
offizielle oder halb klandestine Strukturen unterhielten (Volkspartei 
Irans – Tudeh; KP Palästinas; Südafrikanische Kommunistische Par-
tei…).  

Neben diesen Kontakten existierten Formen der internationalen Zu-
sammenarbeit über die von der KPdSU kontrollierten Frontorganisati-
onen:  

Internationale Journalisten-Organisation, Internationale Vereinigung 
Demokratischer Juristen, Internationaler Studentenbund, Internationa-
le Demokratische Frauenföderation, Weltföderation der Wissenschaft-
ler, Weltgewerkschaftsbund, Weltfriedensrat. Hinzu kommen „antifa-
schistische“ Organisationen wie etwa die Föderation der Internationa-
len Widerstandskämpfer (FIR), und hier insbesondere die Lagerkomi-
tees.225 

Hier besetzten DKP-Kader Verwaltungsfunktionen, die teilweise den 
Untergang der UdSSR überdauerten oder in neuen internationalen 
Nachfolgestrukturen der Frontorganisationen weiter bestehen. 

Zu den internationalen Aktivitäten der 1980er Jahre zählen die Latein-
amerika-Brigaden der DKP. Sie waren ab 1984 in Nicaragua sogar mit 
einer kämpfenden Einheit namens „Brigade Carlos Fonseca“ aktiv.226 

In den 90er Jahren arbeiteten sie (friedlich) in Kuba. Eine hohe sym-
bolische Bedeutung hatten die „Freundschaftsgesellschaften“, denn sie 
waren auch für Nichtkommunisten attraktiv. Dazu gehörten etwa die 
„Arbeitsgemeinschaft der Gesellschaften Bundesrepublik Deutschland 
- UdSSR e.V.“ (ARGE); Die „Deutsch-Polnische Gesellschaft in der 
Bundesrepublik e.V.“ und die „Gesellschaft für die Freundschaft zwi-
schen den Völkern in der Bundesrepublik Deutschland und der Sozia-
listischen Republik Vietnam e.V.“ (FG Vietnam).227 Die politisch und 
                                  
225 Bundesminister des Innern, Kommunistische Frontorganisationen im ideolo-
gischen Klassenkampf, Bonn 1984. 
226 Klaus-Peter Wolf hat seine Erfahrungen als Brigadist in einem Roman litera-
risch umgesetzt. Siehe Klaus-Peter Wolf, Tage, die wie Wunden brennen, Dort-
mund 1985. 
227 Sie existiert nach wie vor. Siehe http://www.fg-vietnam.de/Satzung.pdf. 
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organisatorisch bei weitem Bedeutendste war jedoch die „Freund-
schaftsgesellschaft BRD - Kuba e.V.“ (FG Kuba), die in den 80er Jah-
ren etwa 3.000 Mitglieder zählte.  

Und schließlich gab es internationale Beziehungen vor Ort: So exis-
tierte zwischen der Bezirksorganisation Saar der DKP und den Partei-
gliederungen des PCF in den Départements Moselle und Meurthe-et-
Moselle stets ein intensiver Austausch. Ähnliches gilt für die Bezirks-
organisation Bayern der DKP und die angrenzenden Parteibezirke der 
KPTsch. 

2.2 Der für die internationalen Beziehungen zuständige Apparat 
der DKP 
 
Selbstverständlich konnte sich der für die internationalen Beziehungen 
verantwortliche Apparat der DKP in keiner Weise mit der Internatio-
nalen Abteilung des ZK der KPdSU vergleichen. 

Mit dem Aufbau des Parteiapparates 1969-1970 erfolgte die Einrich-
tung des „Referats für Internationale Arbeit/Internationale Beziehun-
gen“, das später in „Internationale Abteilung“ umbenannt wurde. Sein 
Stellenwert war hoch. So wurde etwa im Dezember 1973 in einem 
„streng vertraulichen“ Schriftsatz der Westabteilung der SED über die 
„Aufgabenverteilung im Sekretariat des Parteivorstandes der DKP“ an 
dritter Stelle hinter dem Vorsitzenden und dem stv. Vorsitzenden Karl 
Heinz Schröder aufgeführt.  

Karl Heinz Schröder, der Sekretär des Präsidiums und des Sekretariats 
war verantwortlich für die internationalen Beziehungen der Partei. 
Ihm unterstand die Abteilung mit 7 bis 8 hauptamtlichen Mitarbeitern, 
„Abteilungsleiter“ war Dirk Krüger aus Wuppertal. Der Abteilung war 
auch Georg Kwiatkowski zugeordnet, der Vertreter der DKP bei 
„Probleme des Friedens und des Sozialismus“ in Prag. Alle Schreiben 
an die Bruderparteien stammten aus dieser Abteilung, soweit sie nicht 
direkt von Herbert Mies gezeichnet wurden. Dies galt auch für Stan-
dardanfragen an die SED zur Unterstützung von Vorfeldorganisatio-
nen oder zur Entsendung von Reisekadern. Schröder oblag ferner das 
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Management der Delegationen der Bruderparteien bei den Parteita-
gen.228  

Die DKP stand unter permanenter Beobachtung und Führung durch 
die SED. Zusätzlich aber gab es Beobachter, die der Sowjetunion ver-
pflichtet waren. Bernd Hartmann, der verstorbene ehemalige Sekretär 
Kurt Bachmanns und bis 1989 Mitglied des DKP-Apparats, beschrieb 
in Interviews seine punktuelle Funktion als „Auge Moskaus“. Seiner 
Aussage zufolge war Karl Heinz Schröder der Mann der KPdSU in 
der DKP.  

Dieser kurze Überblick zeigt, dass die DKP keinerlei politische Auto-
nomie besaß. Ihre vehementen Kampagnen gegen den Eurokommu-
nismus in den 70er Jahren illustrieren dies. Sie waren von der KPdSU 
und von der SED angeordnet worden und führten zu erheblichen 
Spannungen zwischen der DKP und den in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden italienischen und spanischen Kommunisten. 

3. Nach 1990: Neue Außenbeziehungen im Zeichen des Zu-
sammenbruchs des Kommunismus 
 
Statt eines „Zentrums der Weltrevolution“ gibt es seit 1989 zahlreiche 
Formen internationaler Zusammenarbeit. Folgende Varianten lassen 
sich erkennen: 

Bilaterale Kontakte der verschiedenen europäischen postkommunisti-
schen/ kommunistischen Parteien miteinander (parteibezogener Bila-
teralismus) 

Beziehungen postkommunistischer Parteien zu noch existierenden 
kommunistischen Regimen (regimebezogener Bilateralismus) 

Reorganisationsbemühungen postkommunistischer/kommunistischer 
Parteien auf multilateraler Ebene nach 1989 

Weiterarbeit traditionell vor der „Wende“ existierender Zusammen-
schlüsse; dies gilt vor allem für „Frontorganisationen“ und diverse 
trotzkistische „Internationale“ und Netze. 

                                  
228 Quelle: Interviews Bernd Hartmann. 
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Diese Komplexität ist Ausdruck einer neuen Geographie des Kommu-
nismus. 

3.1 Geographie des heutigen Kommunismus und neue Außen-
ziehungen 

Eine aktuelle Geographie des Kommunismus im Jahre 2007 zeigt drei 
konkurrierende Strömungen. Sie sind gleichzeitig ideologische Vari-
anten.229  

 
3.1.1 Die traditionalistische Variante 
 
Die traditionalistische Variante wird vertreten von der griechischen 
KKE, der Kommunistischen Partei Portugals, Refondazione Comu-
nista (nach der Abspaltung von 1999), der zypriotischen AKEL, der 
Belgischen KP, der deutschen DKP, der Nieuwe Communistische Par-
tij van Nederland der Niederlande, der Sveriges Kommunistiska Parti 
in Schweden, der Kommunistisk Parti i Danmark, und der Norges 
Kommunistiske Parti von Norwegen.  

In den Ländern des ehemaligen Sowjetblocks gehören dazu etwa die 
Kommunistische Partei Böhmens und Mährens (KSCM) in der Tsche-
chischen Republik, die Kommunistische Partei der Russischen Föde-
ration (KPRF), die Kommunistische Partei der Ukraine, die Kommu-
nistische Partei der Ukraine (erneuert), die Partei der Kommunisten 
der Republik Moldawien, die Kommunistische Arbeiterpartei Trans-
nistriens usw. 

Die maoistischen Parteien wären hier noch zu nennen, ebenso die 
meisten in Europa aktiven trotzkistischen Formationen.230 Trotz aller 

                                  
229 Patrick Moreau/Marc Lazar/Gerhard Hirscher, Kommunismus in Westeuropa 
München 1998; Patrick Moreau, Les partis communistes et postcommunistes en 
Europe occidentale, problèmes politiques et sociaux, n° 830-831, La Documen-
tation française, Paris 1999; Die kommunistischen und postkommunistischen 
Parteien Westeuropas, : ein unaufhaltsamer Niedergang? In: Totalitarismus und 
Demokratie, 1 année, Band. 1, 2004, Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 2004, 
S. 35-62. 
230 Siehe: http://www.marxists.org/history/etol; Christophe Nick, Les Trotskis-
tes, Fayard, 2002; Frédéric Charpier, Histoire de l’extrême gauche trotskiste. De 
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Unterschiede in Größe und Wählerzustimmung klassifizieren wir die-
se kommunistischen Parteien als „archetypisch“: Sie sind revolutionär, 
gewerkschaftlich orientiert, internationalistisch/antiimperialistisch und 
beharren auf ihrer Rolle als Avantgarde der Arbeiterklasse. Charakte-
ristisch ist ferner ihre Ablehnung eines Bündnisses mit sozialisti-
schen/sozialdemokratischen Parteien. Besonders in Westeuropa be-
trachten sie Bewegungen wie ATTAC und die „Globalisierungskriti-
ker“ als Konkurrenten, die sie durch praktizierten Entrismus unter ih-
ren Einfluss bringen wollen.  

3.1.2 Die Variante rot-grün/linkspopulistisch/postkommunistisch  
 
Diese extrem heterogene Variante umfasst folgende Parteien: Groen-
Links (Niederlande), die dänische Socialistisk Folkeparti, die norwe-
gische Socialistisk Venstre, die Linksgrüne Bewegung Islands 
(Vinstrihreyfingin - grænt framboð) und schließlich die finnische Va-
semmistoliitto. Diese nordischen Formationen gehören alle einer au-
tonomen Struktur an: der Nordischen Grün Linken Allianz (Nordic 
Green Left Alliance). In Südeuropa steht diesen Parteien Synaspismos 
aus Griechenland nahe. 

Sie alle sehen im Wirtschaftswachstum ein vordringliches Ziel, das 
sich aber ökologischen Entscheidungen unterordnen muss. Sie behar-
ren auf dieser Hierarchie der Prioritäten und fordern die grundlegende 
Reform des Kapitalismus. Unterschiede werden in der Frage des Aus-
stiegs aus der zivilen Nutzung der Kernenergie deutlich. 

Übereinstimmung besteht in den Fragen der gerechteren Verteilung 
des Besitzes, einer mutigen Politik der Teilung der Arbeit und der 
Aufnahme von Immigranten sowie in der Überzeugung, der Schutz 
der Natur erzwinge eine radikale Reform der Gesellschaft. Unter-
schiedliche Sichtweisen existieren über den erforderlichen Grad der 
Radikalität der sozialen Veränderungen und über das Gewicht, das 
dem Schutz der Umwelt und der sozialen Umverteilung beizumessen 
ist.  

                                                                                                        
1929 à nos jours, Paris 2002; Daniel Bensaïd, Les Trotskysmes, Paris 2001; Da-
niel Erouville, Qui sont les trotskystes (d'hier à aujourd'hui), Paris 2004. 
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Konsens besteht bei zahlreichen anderen Themen: Feminismus, De-
mokratisierung des politischen Lebens (mit Öffnung zu/kompletter 
Symbiose mit den neuen sozialen Bewegungen), Pazifismus, nicht-
revolutionärer Pro-Dritte-Welt-Anti-imperialismus, kritische (nicht 
fundamentale) Opposition zur EU, Verteidigung öffentlicher Einrich-
tungen sowie der Errungenschaften des Sozialstaates. Damit verbindet 
sich die Kritik an den Sozialdemokratien, die an der Macht sind. Den-
noch werden sie als die einzigen Partner betrachtet, die in der Lage 
sind, Veränderungen herbeizuführen. Diese Formationen sind/waren 
in aller Regel in Koalitionen mit der Sozialdemokratie eingebunden. 
Sie pflegen gute Beziehungen zu globalisierungskritischen Strömun-
gen.  

3.1.3 Die „reformkommunistische Variante“ 
 
Die reformkommunistische Variante wird vom französischen PCF, der 
deutschen PDS, der schweizerischen Partei der Arbeit (vor allem in 
den französischsprachigen Kantonen), der italienischen Partito dei 
Comunisti Italiani, dem italienischen Movimento dei Comunisti Uni-
tari, der Kommunistischen Partei Luxemburgs und der schwedischen 
Vänsterpartiet Kommunisterna vertreten. Auf halbem Wege zwischen 
traditionalistischen und reformorientierten Varianten sind die KPE 
/Izquierda Unida und seit kurzem die österreichische KPÖ anzusie-
deln.  

Auch im ehemaligen Ostblock gibt es reformorientierte Parteien: Die 
Estnische Linkspartei (Eesti Vasakpartei / Levaya Partiya Estonii)  
oder die Arbeiterpartei (Munkáspárt) in Ungarn. Die türkische Frei-
heits- und Solidaritätspartei (Özgürlük ve Dayanisma Partisi, ÖDP) 
gehört ebenfalls zu diesem Typus. 

Diese Parteien weisen fast alle folgende Gemeinsamkeiten auf: Die 
allgemeine politische Lage in ihren Heimatländern ist vergleichbar. 
Sie konkurrieren mit der demokratischen Linken, üben Druck auf sie 
aus und gehen Wahlbündnisse mit ihr ein. In Koalitionen oder durch 
Tolerierung sind sie an der politischen Macht beteiligt, sei es auf nati-
onaler, regionaler oder kommunaler Ebene.  
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Ideologische Schritte und Entscheidungen verbinden diese Parteien: 
die Aufgabe der Konzepte des Marxismus-Leninismus und der Dikta-
tur des Proletariats sowie des Begriffes der revolutionären Avantgar-
de, schließlich der Wille zur Neugestaltung der Ideologie.  

Die reformorientierten Parteiführungen sahen sich zu organisatori-
schen Maßnahmen und zu einem Modernisierungsprozess gezwungen. 
Damit gelang es ihnen zumindest bis Anfang des 21. Jahrhunderts, die 
Zustimmung der Wähler ihrer Parteien zu stabilisieren. Diese Parteien 
wurden (und werden, wie z.B. die Linkspartei) als heterogene und in-
terne Konflikte austragende Bewegungen neu organisiert. Die inner-
parteiliche Transparenz ist gewachsen, Reste des demokratischen 
Zentralismus wurden beseitigt, der Apparat wurde konsolidiert, quali-
tativ erneuert und verkleinert. Die Parteien mussten auch Finanz-
zwängen Rechnung tragen. Unter dem zentralen Motto der Erneue-
rung findet man ihre doppelte Orientierung einerseits als Wahlpartei, 
andererseits als außerparlamentarische Bewegung. 

Alle diese Parteien haben sich im vergangenen Jahrzehnt innerhalb 
ihres politischen Systems in identischen politischen Situationen wie-
dergefunden, die beinahe austauschbare Strategien und Analysen be-
dingen. Dazu sind sie in Kooperation mit den traditionalistischen und 
rot-grünen Parteien seit 1994 zum Kern der Rekonstruktion eines neu-
en Internationalismus geworden. NELF (Forum der Neuen Europäi-
schen Linken) wie KVEL/NGL (Konföderation der vereinigten euro-
päischen Linken/Nordische Grüne Linke) fungieren als Koordinati-
onszentren.  

Hinzu kommt die 2004 gegründete Partei der Europäischen Linken 
(EL).  

3.2 Die internationalistischen Strukturen  
 
3.2.1 Die „Konföderale Fraktion der Vereinigten Europäischen Lin-
ken/Nordische Grüne Linke“ (KVEL/NGL) 
 
Im Juli 1994 gründeten fünf Parteien die „Konföderation der Verei-
nigten Europäischen Linken (KVEL)“. Dabei handelte es sich um die 
spanische Vereinigte Linke Izquierda Unida IU, die Kommunistische 
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Partei Frankreichs PCF, die italienische Partei der kommunistischen 
Wiedergründung Partito della Rifondazione Comunista (PRC), die 
Vereinigte Demokratische Koalition (Coligaçao Democrática Unitária 
CDU), die beiden griechischen Formationen Kommunistische Partei 
Griechenlands (Kommounistiko Komma Elladas KKE) und Linke Al-
lianz für den Forschritt (Synaspismos tis Aristeras kai tis Proodou).  

Nach der Erweiterung der Europäischen Union um die nordischen 
Länder und Österreich im Januar 1995 traten die schwedische Links-
partei (Vänsterpartiet VP) und das finnische Linksbündnis (Vänster-
förbundet Vas) bei. Hinzu kam die Sozialistische Volkspartei Däne-
marks (Socialistisk Folkpartiet SF). Die drei nordischen Parteien bil-
deten innerhalb der KVEL die Gruppe der Nordischen Grünen Linken 
(NGL). Die Fraktion benannte sich um in Konföderale Fraktion der 
Vereinigten Europäischen Linken / Nordische Grüne Linke 
(KVEL/NGL). Nach dem Beitritt zweier weiterer Abgeordneter, eines 
Briten und eines Italieners, bestand die Fraktion 1998 aus 34 Abge-
ordneten aus 8 Ländern.  

Nach den Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 1999 stellt die 
KVEL/NGL die fünftstärkste Fraktion. Ihre 40 Abgeordneten kom-
men aus 10 Ländern und gehören 15 verschiedenen Parteien an. Neu 
vertreten sind die Parteien DIKKI aus Griechenland, die Kommunisti-
sche Revolutionäre Liga (Ligue communiste révolutionnaire - LCR) 
und Arbeiterkampf (Lutte ouvrière - LO) aus Frankreich, die deutsche 
Partei des Demokratischen Sozialismus PDS, die Kommunistische 
Partei Portugals (Partido Comunista Português - PCP), die Partei der 
italienischen Kommunisten (Partito dei Comunisti Italiani - PdCI) und 
die niederländische Sozialistische Partei (Socialistisc Partij SP).  

Der Fraktion gehörten sechs Abgeordnete und fünf assoziierte Mit-
glieder aus Frankreich an, je sechs deutsche und italienische Parla-
mentarier, sieben Griechen, vier Spanier, drei Schweden, zwei Portu-
giesen und jeweils ein Vertreter Finnlands, Dänemarks und der Nie-
derlande. 2001 und 2002 wechselten insgesamt acht Abgeordnete aus 
verschiedenen Fraktionen zur KVEL/NGL. Damit wurde sie zur viert-
größten Fraktion im Europäischen Parlament. Nach dem Beitritt von 
zehn weiteren Staaten zur Europäischen Union am 1. Mai 2004 erwei-
terte sich die Fraktion um zwei Zyprioten, drei Tschechen, einen Let-
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ten und einen Slowaken als Vollmitglieder, die bereits seit 2003 als 
Beobachter dazu gehört hatten.  

Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 2004 konnte die 
KVEL/NGL 38 Sitze erringen. Hinzu kamen zwei britische Abgeord-
nete der nordirischen Sinn Féin und einer des portugiesischen Links-
blocks (Bloco de Esquerda). Die Fraktion repräsentiert mehr als neun 
Millionen Europäer.  

Anfang 2007 kommen ihre 41 Mitglieder aus 13 Mitgliedsstaaten: 
sechs tschechische Abgeordnete entsendet die Kommunistische Partei 
Tschechiens und Mährens (Komunistická strana Čech a Moravy), ein 
Abgeordneter vertritt die dänische Volksbewegung gegen die EU 
(Folkebevægelsen mod EU), die Linkspartei.PDS entsendet sieben 
deutsche Mitglieder, drei Abgeordnete entsendet die griechische KKE 
und einen Synapismos; die spanische Izquierda Unida stellt einen Ab-
geordneten, drei der französische PCF, ein Ire vertritt den Sinn Féin, 
von sieben italienischen Fraktionsmitgliedern gehören fünf der Partito 
della Rifondazione Comunista und zwei der Partito dei Comunisti Ita-
liani, zwei Mitglieder stellt die zypriotische Fortschrittspartei des 
werktätigen Volkes (Anorthotiko Komma Ergazomenou Laou - A-
ristera - Nees Dynameis - AKEL), zwei Abgeordnete stellt die nieder-
ländische Socialistiese Partij, je ein Mitglied stellen die portugiesi-
schen Parteien Coligação Democrática Unitária (PCP-PEV), Partido 
Comunista Português und Bloco de Esquerda; Vasemmistoliitto stellt 
das finnische Mitglied, zwei Schweden gehören der Vänsterpartiet an, 
ein Brite kommt von Sinn Féin. 

Mit drei nicht im Parlament vertretenen Parteien bestehen Kooperati-
onsabkommen: Die KVEL/NGL arbeitet zusammen mit der norwegi-
schen Sozialistischen Linkspartei (Socialistisk Venstre Parti SV), der 
Partei der Arbeit der Schweiz und der luxemburgischen Linken (la 
Gauche/ Déi Lénk). 

Fraktionsvorsitzender der KVEL/NGL ist Francis Wurtz. Sie ist in al-
len Kommissionen und parlamentarischen Ausschüssen vertreten und 
spielt im Prozess der europäischen Gesetzgebung eine wichtige Rolle. 
Ihr Finanzvolumen von 3,94 Millionen Euro (2005) ermöglicht der 
Fraktion intensive politische Aktivitäten. Sie besteht aus orthodoxen 
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und reformierten kommunistische Parteien sowie aus „rot-grünen“ 
und postkommunistischen Formationen. Trotz dieser ideologischen 
Diversität hat sie um die Kernthemen Antikapitalismus, Ablehnung 
der neoliberalen Globalisierung, Antifaschismus, Pazifismus und An-
tirassismus einen Modus der harmonischen Zusammenarbeit entwi-
ckelt.  

Zwar verfügt die DKP nicht über Abgeordnete im Europaparlament, 
aber sie hat in der Linkspartei.PDS eine Verbündete: Sarah Wagen-
knecht, die Ikone der Kommunistischen Plattform. DKP-Mitglieder 
haben an Expertentreffen der KVEL/NGL-Fraktion und deren deut-
scher Gruppe teilgenommen.  

3.2.2 Das „Forum der Neuen Europäischen Linken“ (NELF) 
 
Die Bedeutung des „New European Left Forum“ (NELF) schwindet in 
den postkommunistischen Reorganisationsbemühungen in Europa. 
Auf Initiative der spanischen „Izquierda Unida“ (IU)1990 entstanden, 
konstituierte sich das NELF im November 1991. Bis 2006 fanden et-
wa halbjährlich Treffen an unterschiedlichen Orten in Europa statt. 
Kopenhagen war Tagungsort des Jubiläumstreffens vom 9.-11. Juni 
2006. Das NELF bestand zunächst aus den europäischen KPen, die 
sich zu Beginn der 90er Jahre zumindest teilweise gewendet und ideo-
logische Paradigmenwechsel vollzogen hatten. Traditionell gesinnte 
Gruppen und Parteien hatten das Experiment anfänglich mit einer ge-
wissen Distanz verfolgt. Aber seine Attraktivität stieg in der Folgezeit. 
Aktuell gehören ihm 22 Parteien oder Dachorganisationen als Mit-
glieder oder ständige Gäste an. Weitere rund 30 Parteien oder Grup-
pen haben Beobachterstatus. Kaum eine kommunistische oder post-
kommunistische Partei des früheren Ostblocks ist NELF-Mitglied.231  

                                  
231 Mitglieder und Gäste der NELF: Kommunistische Partei Österreichs, KPÖ, 
Gast; Fortschrittliche Partei der Arbeitenden (Anorthotiko Komma Ergazome-
nou Laou, AKEL), Zypern, Gast; Sozialistische Volkspartei (Socialistisk Folke-
parti, SF), Dänemark; Estnische Linksaprtei (Eesti Vasakpartei / Levaya Partiya 
Estonii); Linksbündnis (Vasemmistoliitto / Vänsterförbundet, VL); Französische 
Kommunistische Partei (Parti Communiste Français, PCF); Kommunistische 
Wiedergründer (Réfondateurs Communistes); Kommunistische Neugliederung 
(Regroupement Communiste); Fakten und Analysen (Faits et Analyses); Knal-
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• Mitglieder der NELF sind: Socialistisk Folkeparti (SF) Däne-
mark; Sotsialldemokraatlik Tööpartei (ESDTP) Estland; Vasemmisto-
liitto (VAS) Finnland; Mouvement Républicain et Citoyen (MRC) 
Frankreich; Parti Communiste Français (PCF); Linkspartei.PDS; Sy-
naspismos (Syn); Partito della rifondazione comunista (PRC); Partito 
dei Comunisti Italiani (PDCI); Groenlinks Niederlande; Sosialistisk 
Venstreparti (SV) Norwegen; Izquierda Unida (IU); Iniciativa per Ca-
talunya-Verds (IC-V) Spanien; Venster Partiet (VP) Schweden. 
                                                                                                        
lrote (Rouges Vifs) Regionale Gruppe; Neue Kommunistische Linke / Volkszu-
sammenschluss zur gegenseitigen Hilfe (Nouvelle Gauche Communiste / Asso-
ciation Populaire d'Entraide); Pol der kommunistischen Renaissance in Fran-
kreich (Pole de Renaissance Communiste en France, PCRF); Kampf (Combat); 
Linkspartei.PDS, Forum 2. Erneuerung; Kommunistische Plattform der PDS - 
KPF; Gerarer Dialog; Forum kommunistischer Arbeitsgemeinschaften; Marxis-
tisches Forum; Netzwerk Reformlinke; Netzwerk Neue Politik (New Politics 
Network) Großbritannien; Koalition der Linken der Bewegungen und der Öko-
logie (Synaspismos tis Aristeras ton Kinimaton tis Oikologias, SYN), Griechen-
land; Rotgrünes Netzwerk in Synaspismos (Kokkinoprasino Diktyo tou SYN); 
Erneuerungsbewegung (Ananeotiki Sypeirosi), Griechenland; Partei der Kom-
munistischen Wiedergründeung (Partito della Rifondazione Comunista, PRC), 
Italien; Assoziation Bandiera Rossa (Associazione Bandiera Rossa, ABR), 
Zeitschrift Erre; Kommunismus von unten (Comunismo dal basso); l'ernesto; 
Rote Linie (Linea Rossa); Rote Vereinigung (Associazione Reds); Revolutionär 
Marxistische Vereinigung „Kommunistisches Projekt“ (Associazione Marxista 
Rivoluzionaria "Progetto Comunista"); Sichelhammer (Falce Martello); Grün-
linke (GroenLinks), Niederlande; Sozialistische Partei (Socialistische Partij, SP), 
Niederland; Sozialistische Linksaprtei (Sosialistisk Venstreparti, SV), Norwe-
gen; Initiative für Katalonien (Iniciativa per Catalunya, IC), Spanien; Vereinigte 
Soziallistische Partei Kataloniens (Partit Socialista Unificat de Catalunya, 
PSUC), Spanien; Vereinigte Linke (Izquierda Unida, IU), Spanien; Alternative 
und Vereinigte Linke (Esquerra Unida i Alternativa, EUiA); Kollektiv für eine 
Alternative Linke (Col.lectiu per una Esquerra Alternativa, CEA); Partei der 
Kommunisten Kataloniens (Partit dels Comunistes de Catalunya, PCC); Verei-
nigte Sozialistische Partei Kataloniens – Leben (Partit Socialista Unificat de Ca-
talunya - Viu; PSUC-Viu); Alternativer Raum (Espacio Alternativo); Galizische 
Alternative; Alternative Linke (Izquierda Alternativa, IA), Zeitschrift Viento 
Sur; Alternative Raum (Espai Alternatiu); Andalusischer Revolutionärer Raum 
(Espacio Revolucionario Andaluz); Regenbogen (Arcoiris); Schock (Batzac); 
Kommunistische Partei Spaniens (Partido Comunista de España, PCE); Link-
spartei (Vänsterpartiet, V), Schweden; Parti Suisse du Travail / Partei der Arbeit 
der Schweiz / Partito Svizzero del Lavoro, PdA/PST/PdL). 
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• Ständige Gäste: Kommunistische Partei Österreichs; Akel; En-
hedslisten (Dänemark); Socialist Labour Party of Great Britain; Socia-
listische Partij (SP) (Niederlande); Partido Comunista Português 
(PCP); Özgürlük ve Dayanisma Partisi (ODP) Türkei. 

• Für „Schwergewichte“ wie die Linkspartei.PDS oder den PCF 
hat das NELF offensichtlich an Attraktivität verloren. Für sie ist die 
Partei der Europäischen Linken (EL) prioritär. Die DKP hat Beobach-
terstatus beim NELF. 

3.2.3 Partei der Europäischen Linken 
 
• Die EL existiert seit Mai 2004. Die Idee der Gründung einer eu-
ropäischen Partei entwickelten der italienische „Partito della Rifonda-
zione Comunista“ (PRC) und die PDS. Damit folgten sie den instituti-
onellen Vorgaben der EU.  

• Das europäische Parteistatut garantiert der EL 8 Millionen Euro 
pro Jahr. Damit kann sie einen professionellen Apparat finanzieren 
und die Zahl ihrer politischen Treffen vervielfachen. Keimzelle des 
Projekts und Gründungsmitglieder waren am 9. Mai 2004 14 Parteien 
von sehr unterschiedlicher Bedeutung. Inzwischen gab es drei Beitrit-
te, so dass die Mitgliederliste nunmehr 17 Formationen umfasst.  

• Mitglieder: Österreich: Kommunistische Partei Österreichs; Bel-
gien: Parti Communiste (Wallonie); Tschechische Republik: Partei 
des Demokratischen Sozialismus/Strana demokratického socialismu; 
Estland: Estnische Linkspartei (EVP) Eesti Vasakpartei; Frankreich: 
Parti Communiste Français; Deutschland: Die Linke.PDS; Griechen-
land: Koalition der Linken, der Bewegungen und der Ökologie 
ΣΥΝΑΣΠΙΣΜΟΣ (SYNASPISMOS); Ungarn: Ungarische Kommu-
nistische Arbeiterpartei Magyar Kommunista Munkáspárt; Italien: 
Partito della rifondazione comunista; Luxemburg: Die Linke déi lénk; 
Portugal: Linksblock Bloco de Esquerda Portugal; Rumänien: Partei 
der Sozialistischen Allianz Partidul Alianta Socialista; San Marino: 
Rifondazione Comunista Sammarinese; Spanien: Vereinigte Linke Iz-
quierda Unida; Kommunistische Partei Spaniens Partido Comunista 
de España; Katalonien: Vereinigte Alternative Linke Esquerra Unida i 
Alternativa; Schweiz: Partei der Arbeit der Schweiz 
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• Beobachter: Fortschrittspartei des werktätigen Volkes - AKEL 
(Zypern); Stránky Komunistické stany Cech a Moravy - KSCM 
(Tschechien); Partito dei Comunisti Italiani (Italien); Enhedslisten - 
De Rod-Gronne (Dänemark); Özgürlük ve Dayanisma Partisi (Tür-
kei); Suomen Kommunistinen Puolue (Finnland); Komunistická strana 
Slovenska (Slowakei); Nordic Left Green Alliance. Die DKP gehört 
ebenfalls zu den Beobachtern, die Linkspartei.PDS und die FKP ha-
ben ihre Mitgliedschaft verhindert.  

• Das komplizierte Projekt EL hat trotz emsiger Kommissionstä-
tigkeit und eifriger Reisediplomatie bislang keine überzeugende Dy-
namik gewinnen können. Eine der Hauptursachen ist die fehlende Ei-
nigkeit über die strategischen Optionen. So ist etwa die deutsche 
Linkspartei.PDS auf institutionelle Parteipolitik fixiert, während sich 
die italienische PRC seit Mai 2003 deutlich für die sozialen Bewegun-
gen geöffnet hat. Dazu tritt der Konflikt zwischen zahlreichen nach 
wie vor marxistisch-leninistischen Parteien mit Beobachterstatus, z.B. 
DKP oder AKEL, und reformorientierten Parteien wie Linkspar-
tei.PDS oder PCF immer offener zutage.  

3.2.4 Andere Netze 
 
• Die DKP hat Beobachterstatus beim Netzwerk Europäische An-
tikapitalistische Linke. In ihm haben sich ein Dutzend Organisationen 
und Parteien zusammengeschlossen, unter denen sich auch einige 
Trotzkisten befinden, etwa die Ligue Communiste Révolutionnaire.  

• Zu den weiteren Beobachtern gehören wichtige Mitglieder des 
NELF und der EL: Synaspismos aus Griechenland, Esquerra Unida i 
Alternativa aus Katalonien, die Kommunistische Partei Österreichs, 
Partito della Rifondazione Comunista, Italien.232 Die Beziehungen der 
                                  
232 Europäische Antikapitalistische Linke. Mitglieder: Zutik Baskenland Enhed-
slisten Dänemark; RESPECT England; Ligue Communiste Révolutionnaire 
Frankreich; Bloque Nacionalista Galego Galicien; Socialist Workers Party 
Großbritannien; Bloco de Esquerda Portugal; Scottish Socialist Party Schot-
tland; solidaritéS Schweiz; Mouvement pour le socialisme Schweiz; Espacio 
Alternativo Spanien; Özgürlük ve Dayanisma Partisi Türkei. Beobachter und 
Gäste: Deutsche Kommunistische Partei Deutschland; Synaspismos Griechen-
land; Socialist Party Großbritannien; Socialist Party Irland; Partito della Rifon-
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DKP zu diesem Netzwerk haben sich seit 2004 verschlechtert und 
scheinen heute praktisch nicht mehr existent.  

3.3 Andere Praktiken 
 
3.3.1 Bilaterale Beziehungen der DKP 
 
• Die DKP veröffentlichte 1996 in ihrem Theorieorgan „Marxisti-
sche Blätter“ eine Liste mit „Bruderparteien“ aus rund 110 Ländern, 
zu denen sie Kontakte unterhalten hatte.233  

• Analysiert man die internationalen Delegationen des 15. Partei-
tages der DKP in Duisburg (2000), so wird deutlich, dass die DKP 
zwar internationalen Einfluss verloren hat, dass sie aber nach wie vor 
über ein dichtes Netzwerk von Kontakten verfügt. 33 „Bruderpartei-
en“ und „Befreiungsbewegungen“ aus 30 Ländern hatten Vertreter 
entsandt,234 17 weitere hatten Grußschreiben geschickt.235 In der einzi-

                                                                                                        
dazione Comunista Italien; Esquerra Unida i Alternativa Katalonien; déi Lénk 
Luxemburg; Kommunistische Partei Österreichs.  
233 Marxistische Blätter 5-1996, S. 62-65. 
234 Kommunistische Partei Britanniens; Kommunistische Partei Chinas – KPCh; 
Kommunistische Partei in Dänemark - KPID; Kommunistische Arbeiterpartei 
Finnlands – KΤP; Französische Kommunistische Partei – PCF; Kommunistische 
Partei Griechenlands – ΚΚΕ; Kommunistische Partei des Irak; Kommunisti-
sche Partei Kurdistan/Irak; Tudeh-Partei des Iran – ΤP; Partei der Kommunisti-
schen Erneuerung, Italien; Japanische Kommunistische Partei; Jugoslawische 
Linke - JUL; Sozialistische Partei Serbiens – SPS; Revolutionäre Streitkräfte 
Kolumbiens FARC-EP; Partei der Arbeit Koreas; Kommunistische Partei Ku-
bas; Kommunistische Partei Kurdistans – ΚΚΡ; Kommunistische Partei des Li-
banon; Kommunistische Partei Luxemburgs – KPL; Neue Kommunistische Par-
tei der Niederlande – NCPN; Kommunistische Partei Österreichs – ΚΡÖ; Portu-
giesische Kommunistische Partei - PCP; Partei der Arbeit Basel; Partei der Un-
abhängigkeit und der Arbeit Senegals; Kommunistische Partei der Völker Spa-
niens – PCPE; Kommunistische Partei Böhmens und Mährens – KSCM; Kom-
munistische Partei der Arbeit der Türkei – TKEP; Partei der Sozialistischen 
Macht, Türkei – SIP; Arbeiterpartei Ungarns; Kommunistische Partei der USA; 
Kommunistische Partei Vietnams; Fortschrittspartei des Werktätigen Volkes, 
Zypern - AKEL 
235 Aus den Briefköpfen: Communtist Party of Australia; Communist Party of 
Finland; Partido del Pueblo (Panama); Tudeh Party; Party for Socialist Power 
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gen Grußansprache bedankte sich Teresita Trujillo, die Vertreterin der 
KP Kubas für die materielle Hilfe durch die Solidaritätsaktionen der 
DKP, die insgesamt bereits „den Wert von einer Million DM“ erreicht 
hatte. 

• 2007 ist dieses Netz geschrumpft: Einige KPen sind verschwun-
den, dazu wächst das Desinteresse der existierenden KPen. Sie be-
trachten die DKP als eine Splitterpartei ohne politische Zukunft, wäh-
rend sie die Linkspartei.PDS als erfolgreiche „Bruderpartei“ hofieren. 
Diese Entwicklung spiegelte sich auch in der Teilnahme ausländischer 
Parteien am 17. Parteitages der DKP vom 11. Februar 2005 wieder: 
Nur noch 18 kommunistische Parteien waren in der Duisburger 
Rheinhausenhalle vertreten.236 

3.3.2 Bilaterale Beziehungen postkommunistischer Parteien zu 
kommunistischen Regimen 
 
• Übrig geblieben sind neben der Volksrepublik China die Sozia-
listische Republik Vietnam, die Koreanische Volksdemokratische Re-
publik, die Demokratische Volksrepublik Laos sowie Fidel Castros 
República de Cuba.  

• Obwohl der Mythos des heldenhaften Kampfes des vietnamesi-
schen Volkes gegen den „amerikanischen Imperialismus“ fast voll-
ständig verflogen ist, werden die altbekannten Rituale weiter zeleb-
riert: Experten der unterschiedlichen KPen besuchen als Delegierte die 
Parteitage der Bruderparteien oder „Pressefeste“ der wichtigsten Zei-
tungen. Einen deutlich höheren Stellenwert als die Kontakte zu den 
fernöstlichen Regimen hat für die DKP jedoch die Solidaritätsarbeit 
für das kubanische Regime.  

                                                                                                        
(Türkei); Kommunistische Partei Böhmens und Mährens; The Israeli Commu-
nist Forum; Japanese Communist Party; Norges Kommunistiske Parti; Kommu-
nistische Partei Sri Lanka; Seychelles People´s Progressive Front; Kommunisti-
sche Partei der russischen Föderation; Union der Kommunisten Jugoslawien; 
Arbil - Irak; Jugoslawische Linke - JUL; CP USA; Sozialistische Partei Serbien. 
236 Lebendiger Austausch von Standpunkten. Internationale Konferenz kommu-
nistischer Parteien am 11. Februar 2005, in: www.dkp.de. 
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• Dafür ist nicht nur der in der 68er Generation wirkungsmächtige 
Mythos von Ernesto Ché Guevara verantwortlich. Kuba ist sprachlich 
und kulturell dem europäischen Kulturkreis nahe. Dazu steht die Insel 
in der direkten Konfrontation mit der „imperialistischen Hauptmacht“ 
USA. Seit 1960 unterhalten die Kubaner zur Steuerung „ihrer“ „Fel-
low travellers“ ein „Instituto Cubano de Amistad con los Pueblos“ 
(ICAP). Es versammelt die westeuropäischen Freundschaftsgesell-
schaften in regelmäßigen Abständen.  

• Die DKP ist, ebenso wie die AG Cuba Sí der Linkspartei, Mit-
glied des NETZWERK CUBA e.V.; seit 1974 war sie Geldgeber und 
treibende Kraft der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. 237 

3.3.3 Kontakte der DKP mit ehemaligen sowjetisch gesteuerten 
„Frontorganisationen“ 
 
Die DKP pflegt nach wie vor Kontakte zur Internationalen Föderation 
der Widerstandskämpfer (FIR),238 lose Beziehungen zur Weltföderati-
on der Wissenschaftler (World Federation of Scientific Workers - 

                                  
237 Die Solidaritätsstrukturen mit Kuba werden auf europäischer Ebene von der 
PCF koordiniert, die in Deutschland auf diesem Gebiet sehr eng mit der PDS 
und der DKP, in Italien mit der Rifondazione Comunista zusammenarbeitet. Die 
Organisationen der deutschen Kuba-Solidaritätsarbeit sind weitgehend in der 
Hand von PDS und DKP. Die PDS unterhält eine parteieigene Arbeitsgemein-
schaft „Cuba Sí“, die sich ausschließlich mit Freundschafts- und Unterstüt-
zungsprojekten für die Karibikinsel beschäftigt. „Cuba Sí“-Aktivisten sammelt 
hauptsächlich Spenden aber auch ganz einfach Schulbücher und Schreibmateria-
lien, um entsprechende Engpässe im kubanischen Unterrichtswesen auszuglei-
chen. Im Westen verfährt die DKP mehrgleisig: Sie unterhält zum einen eine 
eigene Kuba-Solidaritätsarbeit. Die „Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V.“ 
existiert seit 1974 und wird wesentlich von der DKP gesteuert. Seit 1993 exis-
tiert ein übergreifendes „Netzwerk Cuba - Informationsbüro e. V. “, dem sich 
„Cuba Sí“, die „Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba“, aber auch andere links-
extremistische und linke Initiativen und Zirkel angeschlossen haben. Alle treffen 
sich auf bundesweiten Tagungen, auf unregelmäßig organisierten europäischen 
Treffen oder anlässlich von internationaler Zusammenkünfte in Kuba. Mitglie-
der unterschiedlicher KPen, leben auf Kuba und gehören dem Redaktionskomi-
tee der internationalen Ausgabe des Zentralorgans der KP Kubas „Granma In-
ternacional“ an (http://www.granma.cu). 
238 Siehe http://www.fir.at/ 
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WFSW),239 zur Internationalen demokratischen Frauenföderation 
(IDFF),240 zu Weltfriedensrat (World Peace Council WPC)241 und 
Weltföderation der demokratischen Jugend (World Federation of De-
mocratic Youth WFDY).242 An den von der WFDY organisierten 
„XVI. Weltfestspielen der Jugend und der Studenten“ im August 2005 
in Caracas nahm eine kleine Delegation der SDAJ, der DKP-
Jugendorganisation, teil.243 

4. Zusammenfassung 
 
Hinter dem heutigen „internationalistischen“ Engagement der post- 
und noch kommunistischen Parteien à la DKP verbirgt sich eine Ge-
wissheit: Ihre Zusammenarbeit mit den Parteien der demokratischen 
Linken ist nicht nur konfliktbeladen, sondern auch zwangsläufig zur 
Erfolglosigkeit verdammt. Die Parteien der demokratischen Linken 
bleiben aus Sicht der Kommunisten Verwalter eines kapitalistischen 
Systems, mit dem kein „Frieden auf ewig“ geschlossen werden kann. 
In diesem Sinn ist es strategisch unverzichtbar, den Kontakt mit den 
Bruder- oder Halbbruderparteien zu halten, wie konfliktreich er auch 
immer sein mag. Im Jahr 2007 gehört die politische Zukunft des „neu-
en Internationalismus“ in Europa wohl der Partei der Europäischen 
Linken. Ihr kann es trotz aller internen Spannungen gelingen, die 
meisten europäischen kommunistischen und postkommunistischen 
Formationen um sich zu scharen. Die DKP, deren Niedergang sich be-
schleunigt, wird für die anderen kommunistischen Parteien immer 
mehr an Bedeutung verlieren. 

 
 

                                  
239 Siehe http://assoc.orange.fr/fmts.wfsw/index.htm 
240 Der letzte bekannte 12 IDFF-Kongreß fand vom 18. bis 21. November 1998 
in Bobigny bei Paris statt. 
241 Siehe www.wpc-in.org 
242 Siehe www.wfdy.org 
243 16th World Festival of Youth and Students 7-15 August 2005, Caracas – 
Venezuela. „For Peace and Solidarity, We struggle against Imperialism and 
War! “ In: www.wfdy.org/16festivals.htm 
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Stefan Kestler 
 
Eine Konkurrenz um Krieg und Frieden? 
Die DKP in ihrer Haltung zum aktuellen Libanonkonflikt 
 
1. Einleitung 
 
Der Beginn der neuerlichen Gewalteskalation im Nahen Osten im Juni 
2006 sowie der folgende Einmarsch israelischer Truppen im Libanon 
als direkte Reaktion auf die Gefangennahme zweier israelischer Sol-
daten durch die Hisbollah blieb auch in Kreisen des bundesdeutschen 
Linksextremismus nicht ohne Widerhall. 
 
Sowohl im Gazastreifen als auch im Libanon zerstörten israelische 
Einheiten unter Inkaufnahme zahlreicher ziviler Opfer infrastrukturell 
bedeutsame Ziele wie Wohnraum, Straßen, Brücken, Flugplätze und 
Kraftwerke. Quasi begleitend zu dieser Zuspitzung der Ereignisse 
fühlten sich verschiedenste Gruppierungen der linksextremistischen 
Szene, allen voran orthodox-kommunistische Organisationen und Par-
teien, berufen, mit diversen Veröffentlichungen, Aufrufen sowie in ge-
zielten Aktionen eine klare Parteinahme zugunsten des Libanon bzw. 
des palästinensischen Volkes erkennen zu lassen. 
 
So kommentierte beispielsweise die „Marxistisch-Leninistische 
Partei Deutschlands“ (MLPD) den Einmarsch der Israelis in das 
Nachbarland mit der Publikation einer Stellungnahme in ihrem Zent-
ralorgan „Rote Fahne“. Dort wurde postuliert, dass es sich bei dem 
Angriff keineswegs „um die angebliche Befreiung der (entführten) 
Soldaten“ handle. Vielmehr verberge sich dahinter die „von langer 
Hand“ geplante „Zerschlagung der Hisbollah-Milizen“ sowie die Aus-
schaltung von palästinensischen Widerstandsgruppen im Libanon. 
Ganz ähnlich lautete auch der Tenor eines Interviews mit dem israeli-
schen Journalisten und Friedensaktivisten Shraga Elam in derselben 
Ausgabe.244 
 

                                  
244 o.A., in: „Rote Fahne“ Nr. 28 vom 14.07.2006, S. 3, 23. 
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Trotzkisten im In- und Ausland sahen sich ebenfalls zu umfangreichen 
Meinungsäußerungen veranlasst: So führte die in Wien ansässige „An-
tiimperialistische Koordination“ (AIK) am 30. Juni, sowie am 9. und 
16. Juli in der österreichischen Hauptstadt Demonstrationen gegen die 
israelische Militärpolitik durch. Auf ihrer Homepage betonte sie unter 
dem Titel „Stoppt den israelischen Terrorfeldzug!“ mit ähnlicher In-
tention wie die MLPD, dass Israel den Krieg nutze, „um der Hamas-
Regierung den Garaus zu machen und die Hisbollah ... auszuräu-
chern“.245 Mit dem Aufruf zu weiterem Widerstand unterstich die AIK 
sehr deutlich ihre bisherige Linie der ausdrücklichen Bejahung des pa-
lästinensischen Selbstverteidigungsrechts. Die bundesdeutsche trotz-
kistische Gruppe „Linksruck“ beschäftigte sich nahezu zeitgleich in 
ihrer gleichnamigen Zeitung mit weiteren Ereignissen und Hinter-
gründen des Nahost-Konflikts. Darin beschrieb sie die israelische 
Regierung in scharfer Form als „die mörderischste Terrororganisation 
im Nahen Osten“ und forderte zugleich eine breite Unterstützung des 
palästinensischen Widerstandes. Unter der Überschrift „Israel bombt 
für Bush“ wurden dabei die Vereinigten Staaten von Amerika als ei-
gentliche Drahtzieher der Eskalation angeprangert.246 In den „Links-
ruck-News“ vom 18. Juli 2006 bekräftigte die Organisation außerdem 
ihren Wunsch, gemeinsam mit entsprechenden Bündnispartnern eine 
möglichst breite Protestbewegung zu initiieren. Ein Veranstaltungsfly-
er plus Unterschriftenliste wurde hierzu gleich mitgeliefert.247 
 
Dem Postulat der trotzkistischen „Linksruck“-Bewegung schloss 
sich – trotz ideologischer Vorbehalte – auch die „Deutsche Kommu-
nistische Partei“ (DKP) an. Die DKP beschreibt sich nach wie vor als 
„revolutionäre, marxistische Partei der Arbeiterklasse“.248 Die Partei 
erweist sich aktuell offenbar als nicht strategiefähig, weshalb ihr län-
gerfristig die politische Isolation droht. Um dieser Entwicklung ent-
gegenzuwirken, arbeiten DKPler seit längerem in der Friedens- und 

                                  
245 http://www.antiiperialista.org. 
246 „Linksruck“ Nr. 221 vom 19.07.2006. 
247 o.A., „Linksruck-News“ vom 18.07.2006. Vgl. weiterhin unter Ankündigung 

„Linksruck vor Ort im Libanon: Die Stimmen des Widerstands“ die Ausgabe 
„Linksruck“ Nr. 225 vom 13.12.2006. 

248 Programm der „Deutschen Kommunistischen Partei“ (DKP), o.O. 2006, S. 4. 
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Antiglobalisierungsbewegung mit. Zu diesem Umstand bezog Heinz 
Stehr, derzeitiger Vorsitzender der DKP, jüngst auf der 9. Tagung 
des Parteivorstandes Stellung: „Die Kommunistinnen und Kommu-
nisten der Deutschen Kommunistischen Partei sind konsequente 
Streiter und Mitstreiter in diesen Bewegungen. Sie wirken aktiv für 
deren unmittelbare Anliegen. Sie wirken für die Vereinigung der viel-
fältigen Kräfte.“ 249 Was hier relativ unverfänglich klingt, meint in 
Wirklichkeit die Intention, im Sinne der „Entrismus“- bzw. Bündnis-
politik kommunistischer Prägung, den antikapitalistischen wie anti-
imperialistischen Impetus derartiger Gruppierungen zu verstärken 
und auf diesem Weg gleichzeitig das eigene Profil zu schärfen. 
 
Die DKP hat sich im Laufe der letzten Jahrzehnte kontinuierlich zu 
einer reinen Kampagnenpartei gewandelt. Standen vormals Aktionen 
gegen die Berufsverbote oder Nachrüstungsplanungen des westlichen 
Bündnisses im Vordergrund ihrer Aktivitäten, rückte nunmehr parallel 
zur Ausrichtung anderer linksextremistischer Zusammenschlüsse, der 
Nahost-Konflikt in Form der israelischen Intervention im Libanon in 
den Blickpunkt der parteigenen Kampagnenpolitik. Damit bekannte 
sich die mittlerweile überalterte, von inneren Problemen belastete 
Struktur ungebrochen zu ihrem – seit jeher – zentralen Agitations-
schwerpunkt, der „antiimperialistischen“ Arbeit. Erläuternd heißt es 
dazu von Parteiseite: „Der Marxismus-Leninismus ist ... die Wissen-
schaft des Proletariats, mit welcher der Imperialismus analysiert wird 
und die Bedingungen seiner Zerschlagung gezeigt und geschaffen 
werden.“250 Im derzeitigen Parteiprogramm wurde die „Imperialis-
mustheorie“ Lenins, auf die sich die DKP noch heute beruft und die 
vermeintlich alle Entwicklungsstadien des Kapitalismus auflistet, um 
einige zeitgemäße Varianten erweitert.251  

                                  
249 Heinz Stehr, Zu einigen Aspekten der internationalen Tätigkeit der DKP, Re-

de auf der 9. Tagung des Parteivorstandes der DKP. Essen, 25./26.11.2006. 
250 Programm und Aktionsprogramm der DKP, o.O. 1974, Seite 41. 
251 Programm der Deutschen Kommunistischen Partei, o.O. 2006, S. 7. 
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2. Die Positionierung der DKP im Nahostkonflikt 
 
Im Sinne einer am 9. Juli 2006 in Paris anberaumten Tagung der „Par-
tei der Europäischen Linken“ (EL), bei der europaweit alle Mitglieder 
und Sympathisanten zu Protesten aufgerufen werden sollen, um damit 
Druck auf die israelische Regierung auszuüben,252 sah sich die DKP, 
der im Augenblick ein beobachtender Status innerhalb der EL einge-
räumt ist, in ihrer Konzeption bestätigt und gleichzeitig zum Handeln 
veranlasst. Sehen doch die „Organisationspolitischen Grundsätze“ der 
DKP vor, dass „jede Parteiorganisation ... verpflichtet [ist], die Mit-
glieder ... zu unablässigen Stärkung der DKP, zu Erweiterung ihres 
Masseneinflusses zu befähigen“.253  
 
Drei wesentliche Forderungen der von der DKP mitgetragenen Kam-
pagne kristallisierten sich folglich heraus: Der „sofortige und bedin-
gungslose“ Abzug der israelischen Streitkräfte aus den besetzten Ge-
bieten im Libanon und auf palästinensischem Gebiet, die Ablehnung 
der Entsendung deutscher Kontingente in den Libanon,254 sowie die 
strikte Frontstellung gegen mögliche Kriegsvorbereitungen zu Lasten 
Syriens und des Iran.255 

 
Zur Dokumentation des eigenen Standpunkts veröffentlichte das 
DKP-Zentralorgan „unsere zeit“ (UZ) auf seiner Internetseite bereits 
am 7. Juli einen Aufruf von Peter Strutynski, dem Sprecher des links-
extremistisch beeinflussten „Bundesausschusses Friedensratschlag“ 
und zugleich Mitherausgeber des DKP-Theorieorgans „Marxistische 
Blätter“. In diesem wurde die Bundesregierung aufgefordert, „von 
einseitiger Parteinahme für die israelischen Interessen“ abzulassen. 
Der Autor bezeichnete die parallel zum Libanoneinsatz laufenden is-
                                  
252 Leo Mayer, in: unsere zeit. Sozialistische Wochenzeitung vom 21.07.2006. S. 
10. 
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DKP. Studienmaterial für das 2. Thema im Bildungsjahr der DKP 1977/78, 
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25.08.2006, S. 1. 
255 Vgl. SDAJ-Hamburg, in: „Position. Magazin der SDAJ“ Nr. 4, (2006), S. 24-
25, hier 25. 
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raelischen Militäraktionen im Gazastreifen sowie im Westjordanland 
offen als „Terror“.256 Mit solchen Äußerungen blieb der DKP-
beeinflusste „Bundesausschuss Friedensratschlag“ ganz auf seiner Li-
nie des kommunistischen „Friedenskampfes“, der „kapitalistisch“ ver-
fassten Gesellschaftsordnungen, wie der israelischen, einen nahezu 
„gesetzmäßigen“ Drang zu Krieg und staatlichem Terror unterstellt. 
Die Bestätigung der DKP erfährt diese Haltung u.a. durch Heinz Stehr 
selbst, der erst kürzlich verlautbarte: „Der Imperialismus heute – das 
sind permanente Kriege. ... Der Krieg Israels gegen den Libanon, die 
Aggressionen gegen Palästina treiben auf neue kriegerische Ausei-
nandersetzungen zu.“257 
 
3. Kritik an der Israelpolitik der Bundesregierung 
 
Mit Kritik an der außenpolitischen Konzeption der Bundesregierung 
wurde ebenfalls nicht gespart. Der geplante Bundeswehreinsatz im 
Libanon erfuhr demzufolge eine entsprechende Kommentierung: 
„Angeblich um den Frieden zu sichern, bereitet die Bundesregierung 
die Entsendung deutscher Marine- und Polizeieinheiten in den Nahen 
Osten vor. ... Israels Kriegskabinett hat den Bundeswehreinsatz be-
fürwortet, schließlich ist die BRD seit langen Jahren Rüstungs- und 
Militärpartner Israels. Die Bundesregierung beruft sich bei ihren Plä-
nen zum wiederholten Mal auf die Toten der Shoa. ... So soll die Bun-
deswehr in ihr nächstes Abenteuer ziehen. Ziel ist, Deutschland zu den 
großen Akteuren der Weltpolitik zu machen.“258 Auch diese Sichtwei-
se wurde durch aktuelle Äußerungen des DKP-Vorsitzenden Stehr un-
termauert, der die Streitkräfte einzig als willfähriges „Werkzeug“ in 
den Händen skrupelloser Abenteurer und Imperialisten sieht: „Die 
Bundeswehr ist mit ca. 9.000 Soldaten Kriegspartner in unterschiedli-
chen Ländern dieser Erde. Sie ist umgebaut worden zu einer Interven-
tionsarmee, die überall auf der Welt Kriege führen kann. ... Die milita-
ristischen Traditionen finden Ausdrucksformen wie das Posieren mit 
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Skeletteilen, wie die Bezüge auf faschistische Symbolik und Militär-
tradition.“259 
 
Als eine Art „Kronzeugen“ für das vermeintliche „Hazardspiel“ der 
Bundesregierung bot die UZ Saadallah Mazraani auf. In einem Inter-
view mit dem Blatt betonte dieser, dass die „Äußerungen der Bundes-
kanzlerin ... Unruhe im Libanon verursacht“ hätten. Der Generalsekre-
tär gestand zugleich ein, dass die libanesischen Kommunisten im 
Rahmen der Kriegshandlungen „Seite an Seite mit den Hisbollah-
Kämpfern“ standen. Trotz weltanschaulicher Unterschiede gebe es ei-
ne deutliche „Übereinstimmung“, was den bewaffneten Widerstand 
gegen Israel und die USA betreffe. Mazraani betonte zudem, dass er 
Israel in seinem Innern für „rassistisch“ halte und damit der Zionismus 
(der zugleich das Existenzrecht Israels sichert) als „rassistische Ideo-
logie“ abzulehnen sei.260 Der latente Antisemitismus, der aus solchen 
Verlautbarungen spricht, wird seitens der DKP offensichtlich in Kauf 
genommen und toleriert. Es erscheint somit zumindest fragwürdig, ob 
innerhalb der Partei eine – wie auch immer geartete – Sensibilität hin-
sichtlich des antisemitischen Hintergrundes eines derartigen „Antizio-
nismus“ besteht. 
 
Trotz vordergründiger Angriffe gegen Israel und die Bundesregierung 
lag und liegt freilich ein weiteres Primärziel der Partei darin, unter 
Zuhilfenahme einer einseitigen Instrumentalisierung der Friedensbe-
wegung, den vermeintlichen „Kriegsblock aus den USA und ihren 
Verbündeten weltweit zu isolieren“.261 Unter diesem Gesichtspunkt 
muss zugleich eine Erklärung kommunistischer Parteien und Organi-
sationen zum israelischen Militäreinsatz verstanden werden, welche 
die UZ am 28. Juli publizierte. Es handelt sich dabei um eine gemein-
same Erklärung von über 50 kommunistischen Parteien der USA, Chi-
les, Kubas, Großbritanniens, Griechenlands und der Russischen Föde-
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ration, gerichtet gegen Israels Ausgreifen in den Libanon. Darin wur-
den nochmals „mit aller Schärfe alle aggressiven Handlungen der is-
raelischen Armee im Gazastreifen und gegen Libanon“ verurteilt und 
betont, neben Israel seien vor allem die USA Hauptschuldige des 
Krieges. So schüre besonders die US-Regierung den Konflikt als Teil 
einer „imperialistischen“ Strategie, die sich gegen die „legitimen 
Rechte der Völker, den Widerstand der Völker und gegen alle fort-
schrittlichen und friedliebenden Kräfte richtet“.262 

 
4. Ergebnisse 

 
Der Anspruch linksextremistischer Strukturen, mit dem Themenfeld 
„Libanonkonflikt“ eine Kampagnenmobilisierung im klassischen Sin-
ne zu initiieren, kann einerseits als geglückt, andererseits als geschei-
tert angesehen werden. Geglückt insofern, als auch im Sinne der tradi-
tionellen Bündnis- und Entrismuspolitik Extremisten wie Nichtextre-
misten erneut für den Komplex „Naher Osten“ begeistert werden 
konnten. Nicht allein der breite, anhaltende publizistische Widerhall 
bestätigt dies, sondern auch die Tatsache aktionistischer Unterneh-
mungen der mehr als heterogenen Aktivisten jeglicher Couleur. So 
veranstaltete, um nur ein herausragendes Beispiel zu nennen, ein 
Bündnis aus Mitgliedern deutscher und arabischer Organisationen, 
darunter das „Gegeninformationsbüro“, die „MLPD“, „Linksruck“, 
der „Deutsche Friedensrat“ sowie die „Attac“-AG „Globalisierung 
und Krieg“ am 21. Juli in Berlin eine gemeinsame Demonstration un-
ter dem Motto: „Schluss mit den Bombardements – Hände weg vom 
Libanon – Freiheit für Palästina – Kein Krieg gegen Syrien – Kein 
Krieg gegen den Iran“. An dieser Veranstaltung beteiligten sich im-
merhin mehr als 2.500 Personen mit überwiegend migrantischem Hin-
tergrund. 
 
Ein Scheitern dürfte freilich in Hinblick auf weitere Zielsetzungen 
einzuräumen sein: Die Vorstellung, über die Bündelung der Proteste 
zum aktuellen Thema „Nahost“ einerseits neue Mitglieder zu gewin-
nen, andererseits das eigene Mobilisierungspotential deutlich erhöhen 
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zu können, wurde augenscheinlich von keiner der beteiligten linksext-
remistischen Gruppierungen, inklusive der DKP, erreicht. 
 
Kennzeichnend für die politische Linie der marxistisch-leninistischen 
bzw. orthodox-kommunistischen Organisationen war auch in diesem 
Fall statt dessen deren unverändert negative Haltung gegenüber dem 
Staat Israel. Verständnis für die besondere Situation der Israelis wurde 
von keiner der angesprochenen Gruppierungen geäußert. Vielmehr 
werden diese auch weiterhin als Hauptverantwortliche für die erneute 
Gewalt im Nahen Osten angesehen. Eine fundierte Kritik an Art und 
Zielen des palästinischen Widerstandes, respektive der „Hisbollah“ als 
vermeintlicher „Befreiungsbewegung“, fand und findet ebenfalls nach 
wie vor nicht statt. Gemäß parteiinterner Ideologie lässt somit auch 
die DKP von ihrer antiimperialistisch inspirierten, einseitigen Partei-
nahme für den antiisraelischen Widerstand auf Dauer gesehen nicht 
ab. 
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Bettina Röhl 
 
Der Kommunismus, eine Konsum-Ideologie 
 
Ist der Kommunismus heute, von einer Sektiererpartei wie der DKP 
und einzelnen Strömungen in der PDS abgesehen, in Deutschland eine 
abgeschlossene, eine historische Angelegenheit? 
 
Nach der Erfahrung der letzten 150 Jahre wird man vernünftigerweise 
wohl eher sagen müssen, dass der Kommunismus in einem Kokon 
schläft und dass es ungewiss ist, ob die kommunistischen Ideen daraus 
noch einmal Schmetterlingsflügel entfalten können.  
 
Der Kommunismus ist seinem Wesen nach eine ökonomische Idee, 
eine Organisationsstruktur der Wirtschaft und des Kapitals, wie Marx 
einst titelte. Letzten Endes – so sind seine Ideen von den Massen ver-
standen worden und so waren sie auch gemeint – sei es die von den 
Kommunisten herzustellende ökonomische Egalität aller Menschen, 
die aus allen Menschen den neuen Menschen machen würde. Die  
ökonomische Egalität würde naturgesetzlich, quasi unvermeidlicher 
Weise eine neue Gesellschaftsordnung, eine neue Staatsordnung, eine 
neue Weltordnung etablieren.  
 
Diese ökonomische marxsche Egalität hat im Wesentlichen zwei 
Komponenten: Erstens, die Egalität in den ökonomischen Entschei-
dungsprozessen, will sagen: jeder bestimmt in der Fabrik mit, welches 
Produkt, wann wo und wie hergestellt wird. Und zweitens die Egalität 
im Konsum – das aquisitorische Knallbonbon, mit dem die Massen 
und das Proletariat angelockt werden sollte. 
 
Insofern war der Kommunismus seit seiner gedanklichen Entstehung 
durch alle kommunistischen Strömungen hindurch ironischerweise 
und makabererweise, eine bis heute nicht hinreichend als solche er-
kannte lupenreine Konsum-Ideologie. Der Gedanke war: Gleiche Sub-
stanzteilhabe und gleiche Konsumteilhabe aller rund um den Globus 
würden den einen Weltbürger schaffen, frei nach dem rousseauschen 
Motto: Die Erde gehört niemandem, die Früchte der Erde gehören al-
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len. Die unterschiedlich reichen und unterschiedlich entwickelten 
Staaten würden verschwinden, Ausbeutung durch Individuen von In-
dividuen, von Gesellschaften durch Gesellschaften würde verschwin-
den, auch die Herrschaftsstrukturen zwischen Mann und Frau würden 
sich auflösen – so gesehen, sei der Kommunismus die Weltherrschaft 
eines wissenschaftlich ersonnenen Paradieses.  
 
In diesem Paradies stört dann allerdings alles, was nicht letzten Endes 
der ökonomischen Kerngleichung „Enteignung des Kapitals und glei-
cher Konsum für alle“ dient; nach dem historischen Durchgangsstadi-
um des revolutionären Urknalls der Enteignung, besser der Abschaf-
fung von persönlichem, privatem Eigentum zumindest an allen Pro-
duktionsmitteln, beginnt der kommunistische Himmel auf Erden ad 
infinitum bis zum (dann allerdings abgeschafften) jüngsten Gericht.  
 
Deswegen stört Religion aus systematischen Gründen. Deswegen stört 
letzten Endes auch Politik. Nach der erfolgreichen Weltrevolution, die 
zuletzt der größte Massenmörder der Menschheitsgeschichte Mao Tse 
Tung in die Hand nehmen wollte, würde es letzten Endes auch der 
Weltregierung und der Politik, des Rechtes oder gar der Demokratie 
als Staatsform nicht mehr bedürfen, da die ökonomischen Bedingun-
gen, die in den vergangenen 20.000 Jahren die Menschen in Krieg und 
Elend geführt hätten, mit dem Geniestreich des Kommunismus abge-
schafft worden wären. Der wissenschaftliche Atheismus, also die 
kommunistische Lehre, würde die andere Ursache für menschliches 
Elend, nämlich die religiös bedingten Kriege abschaffen.  
 
Weil der Kommunismus als Patentlösungsidee einerseits einfach ge-
nug gestrickt ist und andererseits arg phantastisch erscheint, wurde 
schnell die Lesart erfunden, dass der Kommunismus einerseits knall-
harter Realisierung fähig sei und andererseits aber doch nur eine Uto-
pie sei, der es nahe zu kommen gelte.  
 
Da die Kapitalisten und Imperialisten immer auch die Militaristen sei-
en, ist dem Kommunismus auf Erden das Schicksal beschieden durch 
eine Revolutionsphase hindurchgehen zu müssen, in der mit allen Mit-
teln, mit Gewalt und Mord und Vernichtung die konterrevolutionären 
Kräfte ausgeschaltet werden müssen. Für die hernach entstehende  
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ewige Glückseligkeit zwischen Nord-und Südpol ist fast jedes Opfer 
und zielführende Verbrechen, das als Revolutionshandlung ja gerade 
in Wahrheit Bekämpfung kapitalistischer Verbrechen wäre, recht. 
Nach der blutrünstigen militärischen Niederringung aller Nicht-
Kommunisten und der Ausmerzung aller nicht kommunistischen  
Ideen aus den Köpfen der Menschen, gibt es für immer keinen Bedarf 
mehr für Militär, Polizei oder die Existenz von Waffen, da die Men-
schen keine Konflikte mehr produzieren könnten, die überhaupt einer 
gewaltsamen Lösung bedürfen könnten. Die waffen- und militärstrot-
zenden Staaten des untergegangenen Ostblockes, deren Volkswirt-
schaften ökonomisch die unterhaltenen Aggressionspotenziale über-
haupt nicht hergaben, waren so paradoxerweise über Jahrzehnte in der 
Lage im Brustton der Überzeugung zu propagieren, dass sie selber 
friedliebend seien. 
 
Zwar haben alle real existierten kommunistischen Diktaturen des Pro-
letariats, weil sie letzten Endes ausnahmslos alle mit atemberaubender 
Geschwindigkeit zu Diktaturen hauchdünner feudaler Cliquen denatu-
rierten, unendliches menschliches Leid gebracht, gigantische Hun-
gersnöte, Existenznöte, teilweise Permanenz vom Leben am Rande 
eines sehr bescheiden definierten Existenzminimums, und die unter-
drückten Gesellschaften ökonomisch und kulturell um Jahrzehnte zu-
rück geworfen, aber das ficht einen Kommunisten nicht an. An diesen 
Beispielen zeige sich nur, dass die konkret handelnden Revolutions-
fürsten die Sache falsch angefangen hätten. Damit wird immerhin 
schon einmal nahe gelegt, dass die kommunistischen Bewegungen, die 
sich untereinander bekämpft haben, weit weniger auf ideelle Differen-
zen zurückzuführen waren, als auf persönliche Interessen der in den 
kommunistischen Systemen Herrschenden und herrschenden Klassen.  
 
Zu Marxens Zeiten waren die Verhältnisse politisch ziemlich dicht 
und wenig gerecht und absolut nicht demokratisch. Die Koexistenz 
von Kapitalismus und Feudalismus mit einer hauchdünnen Bürger-
schicht waren für die Mehrzahl der Menschen unerträglich. Dagegen 
musste man sein und dagegen durfte man auch handeln. So sehr Marx 
von Volks- und Betriebswirtschaft nichts verstand – im Sinne der heu-
tigen ökonomischen Komplexität ohnehin nicht –, so überaus legitim 
ist die von ihm bekanntlich nicht erfundene, neu aufgegriffene Frage, 
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welcher Anteil des Mehrwertes, den ein Mensch durch seine Arbeit 
schafft, ihm verbleiben soll. Diese Frage, die abstrakt unlösbar ist und 
sich auch am Wandel der Gesellschaft zu orientieren hat – siehe etwa 
den Wandel des aktuellen demographischen Faktors in Deutschland – 
ist die Frage nach der täglich neu zu definierenden Gerechtigkeit und 
Verteilungsgerechtigkeit. Einerseits bestimmt Leistung über Teilhabe, 
andererseits muss es ein humanes, soziales Korrektiv geben, eben täg-
liche Chancengleichheit für alle, adäquate Teilhabe am Gemeinwesen.  
 
Der größte ideelle theoretische systematische Fehler des Kommunis-
mus dürfte darin liegen, dass er die Beantwortung der Frage, wie denn 
in einer Gesellschaft ökonomischer Mehrwert produziert wird, wie 
denn jeder Einzelne für sich Mehrwert produziert, in katastrophaler 
Weise schuldig bleibt. Auch der Kommunismus will weder die Ar-
beitsteilung noch das Geld abschaffen: Er will vom privaten Konsum 
abgesehen alles sozialisieren, und geht in Wahrheit perverserweise 
davon aus, dass der komplexe Wirtschaftskreislauf – dass dieses ge-
schlossene System – von alleine weiterlaufen werde und die kommu-
nistischen Spielereien, morgens fischen und nachmittags jagen, auch 
nach Abschaffung des Kapitalismus noch funktionieren. Marx saß of-
fenbar gleichsam dem Wahn auf, dass irgendwelche kosmischen Ka-
pitalisten – die Irdischen wollten er ja abschaffen – das Wirtschafts-
system wie von Geisterhand weiter am laufen halten würden. Marx litt 
unter einem fatalen Realitätsverlust, der seine Ideologie zur Scharlata-
nerie macht. Sein Ökonomismus klammerte die Frage, wie denn über-
haupt Mehrwert produziert wird, also mehr erzeugt wird, als durch 
den Produktionsprozess und das Leben der Menschen verbraucht 
wird, aus. Es gibt schlechterdings keine kommunistische Idee, wie der 
Bär erlegt wird, sondern nur eine, wie das Fell des noch nicht erlegten 
Bären verteilt wird. Marxens Schuster, der den berühmten Schuh repa-
riert, produziert eben durch die Reparatur desselben weder zwingend 
noch ohne die gesamtwirtschaftliche Einbindung einen Mehrwert, 
sondern vielleicht sogar einen Minderwert. Er produziert erst dann ei-
nen Mehrwert, wenn das Wirtschaftssystem so strukturiert ist, dass 
dies die billigere Methode ist, einen gebrauchsfähigen Schuh (wieder) 
herzustellen. Er produziert aber einen Minderwert, wenn die Industrie 
am gleichen Ort zur gleichen Zeit einen viel billigeren fabrikneuen 
Schuh liefert.  
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Die Kommunisten haben sich derartig in eine Art Eigenspin verrannt, 
dass die Enteignung der Produktionsmittel quasi die Produktion natur-
gesetzlich von alleine weiterlaufen lassen werde, und die Enteignung 
von Grund und Boden, die Häuser und die Kartoffeln von alleine aus 
dem Boden wachsen ließe, dass sie für den dynamischen Prozess einer 
Volkswirtschaft nur noch Ignoranz zur Verfügung hatten, mit den be-
kannten Folgen: der Ostblock ist vor allem ökonomisch zusammen-
gebrochen, was ein Armutszeugnis ohnegleichen für eine Wirtschafts-
ideologie ist. Marxens für genial gehaltene Prognose, dass der Kapita-
lismus an seinen systembedingten, an seinen immanenten Überhit-
zungszyklen schließlich kollabieren werde, was ihn ja eigentlich hätte 
dazu bringen müssen zu sagen, keine Revolution, warten wir’s ab, hat 
sich selber auf eine grandiose Weise falsifiziert.  
 
Der Kapitalismus blüht, aber der Kommunismus ist ökonomisch sys-
tembedingt wegen der immanenten Denkfehler und fehlenden Logik 
zusammengebrochen, mit erheblichen weltwirtschaftlichen Flurschä-
den und extrem viel Leid für Milliarden Menschen.  
 
Trotz der Evidenz des Scheiterns des Kommunismus lebt dieser in den 
Köpfen vieler als Ideal weiter. Warum?  
 
Der Kommunismus befriedigt auf eine sakrale Art und Weise über die 
Immanenz der Legitimation von Revolution die Aggressionsvalenzen 
der Menschen. Der Kommunismus gewährt auf eine tatsächlich sehr 
plumpe und primitive Art und Weise dem Gläubigen, eine Art omni-
potente moralische Überlegenheit und mehr noch, Absolution, die die 
alten Religionen eher in eine ferne Zukunft verlegen. Kommunismus 
ist aus sich heraus eine naseweise Besserwisser-Lehre, die sozusagen 
die Wahl gewährt, ob man dem Kapitalisten den Strick abkauft oder 
ob man diesen bis zur Unkenntlichkeit seiner selbst belehrt, zum Bei-
spiel in einem Umerziehungslager mit latenter Todesgefahr, wie es sie 
zuhauf im Ostblock, in China, Nordkorea usw. gab / gibt. Und über 
allem schwebt der naive, der kindische Glaube an die gebratenen Tau-
ben und Bananen und ein bisschen auch an die Jungfrauen, die einem 
im Paradies auf Erden gereicht werden. Immer wieder gibt es auch  
Ideologen, die mit dem Neid der Nichts Habenden auf die Habenden 
herumfuchteln und den Eindruck erzeugen, dass die kommunistische 
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Wirtschaft ihn genauso reich mache, wie den Reichen umgekehrt arm 
und dass es ihm in keinem Falle schlechter gehen werde als im Kapi-
talismus. Objektiv ein sehr fahrlässiges Versprechen.  
 
Damit Revolution funktioniert, muss sie organisiert werden. Sie muss 
initiiert werden und sie muss strukturiert werden. Dafür bedarf es der 
Helden, die der Kommunismus ebenfalls systemimmanent dann auch 
produzierte, und diese Helden heißen dann eben Lenin, Stalin, Mao 
Tse Tung usw., und wie es sich für Helden gehört, die durch ihre ei-
gene systembedingte Machtfülle zusätzlich korrumpiert werden: Es 
entsteht ein Personenkult, wie es diesen in 20.000 Jahren Mensch-
heitsgeschichte kaum gegeben hat. Von Egalität keine Spur. Amerika-
nische Präsidenten verschwinden spätestens nach acht Jahren. Stalin 
und Mao waren ein Vierteljahrhundert nicht von ihrer diktatorischen 
Machtposition zu entfernen, und in Nordkorea hat sich gar eine Erb-
diktatur über mehr als ein halbes Jahrhundert etabliert, von Fidel Cast-
ros fast fünfzigjähriger Alleinherrschaft ganz zu schweigen. 
 
Die Aggressivität des Kommunismus wird ebenfalls systematisch da-
durch immer wieder ins Unermessliche gesteigert, weil die Kommu-
nisten selber in ihrem ideologischen Eigendoping zumindest unterbe-
wusst empfinden, wenn sie es nicht sogar auf eine höchst intellektuel-
le Art wissen, dass ihr System einen riesigen Mangel mit sich herum-
schleppt. Es stellt nämlich keine vernünftige Handlungsvorschrift zur 
Verfügung, wie die Wirtschaft profitabel dynamisch und innovativ 
gestaltet werden kann. Mit diesem Mangel ist jeder Systemzusam-
menbruch eines jeden kommunistischen Systems vorprogrammiert 
und in jedem Falle ist eine eklatante Unterlegenheit in der Erzeugung 
von Mehrwert im Vergleich zu kapitalistischen Systemen und erst 
recht zu kapitalistischen Systemen, die ihrerseits längst erkannt haben, 
dass es einen qualitativen sozialen Ausgleich braucht, wie dies etwa in 
dem Gedanken der sozialen Marktwirtschaft manchmal schlecht, oft 
sehr recht zum Ausspruch kommt, vorprogrammiert. 
 
Erstaunlicherweise hat die Faszination des Kommunismus – und das 
ist Thema meines Beitrages und das ist im Wesentlichen auch das 
Thema meines Buches „So macht Kommunismus Spaß“ – in 150 Jah-
ren überdauert, und dies gilt auch jetzt, wo der Kommunismus prima 
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facie des Unterganges des Ostblockes sich auf einer unauffälligen 
Parkbank zum Revitalisierungsschlaf niedergelegt zu haben scheint.  
 
Die reine Lehre des Kommunismus hat sich jedoch als nicht entwick-
lungsunfähig erwiesen. Dass er überhaupt noch in nicht so wenigen 
Köpfen im Westen existiert, liegt unter anderem daran, dass es der 
Mehrheit, dass es selbst den Kapitalisten und den bürgerlich-
konservativen Kräften, über sechs Generationen Menschheit, über 150 
Jahre nicht gelungen ist, den Kommunismus analytisch zu deklassie-
ren und ihn erkenntnistheoretisch-ideell als die erwähnte Scharlatane-
rie zu entlarven. Der Kommunismus ist eben nicht entzaubert. Das 
liegt vor allem daran, dass die Kommunisten eine Propaganda-Form 
entwickelt haben, die die Wirklichkeit auf den Kopf stellt, und damit 
zwangsläufig auch die aus der Wirklichkeit zu ziehenden Schlüsse in 
ihr Gegenteil verkehrt. Die Nicht-Kommunisten rutschen auf der 
Schmierseife der Kommunisten regelmäßig aus, auf der auch viele 
ehrliche überzeugte Kommunisten immer wieder ins Gleiten geraten. 
Das hat zur Folge, dass die Auseinandersetzung mit dem Kommunis-
mus regelmäßig eine Auseinandersetzung mit den Symptomen ist und 
nicht mit des Pudels Kern, nämlich den falschen, realitätsverlustigen 
Gedankengebäuden des Kommunismus.  
 
Sie wissen, man redet regelmäßig gegen die Kommunisten, in dem 
man sagt, um es einmal platt zu übertreiben, dass es doch viel weniger 
Autos, viel weniger Penicillin und viel weniger goldene Zahnprothe-
sen da drüben gegeben hätte und keine Meinungsfreiheit und keine 
Reisefreiheit. Ansonsten ist die Auseinandersetzung mit dem Kom-
munismus eine Abwehr der kommunistischen Angriffe auf die westli-
chen Demokratien und deren Wirtschaftssysteme.  
 
So passierte es eben, dass ein halbes Jahrhundert lang in der Bundes-
republik die Kommunisten, die KPD/SED und später DKP/SED und 
heute PDS, uns alle permanent belehren, wo unser Wirtschaftssystem, 
unser Sozialsystem, das von der Wirtschaft lebt, unser Gesundheits-
system, das von der Wirtschaft lebt, unser Bildungssystem, das von 
der Wirtschaft lebt, unser Rentensystem, das von der Wirtschaft lebt 
usw. gerade aus kapitalistischen Systemmängeln heraus nicht funktio-
nierte. Das ist so wie mit den Halbgebildeten oder bei den Kindern, 
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die die Schularbeiten nicht gemacht haben, die werden aggressiv, bes-
serwisserisch und wenn man sich drauf einlässt, hat man natürlich ver-
loren. Diese Schubumkehr, die die Kommunisten mit ihrer zur Perfek-
tion getriebenen Propaganda erzeugt haben und mit der sie auch so 
viele selbst empfundene sogenannte Intellektuelle in ihren Bann ge-
schlagen haben, und zu Bündnispartnern, ich sage mal Kollaborateu-
ren, gemacht haben, ist nach meinem Dafürhalten bis heute in ihrer 
Mechanik nicht richtig aufgeschlüsselt und durchschaut.  
 
Die KPD, später DKP, die von der SED finanziert und geführt wurde, 
war also in ihrem Kern seit 1949 vor allem eine Propagandapartei, 
letzten Endes eine Außendependance Moskaus, die permanent mit 
Kampagnen in das westdeutsche System destruktiv einwirken sollte, 
und auch nach innen – siehe die Unkultur der teils unmenschlichen 
Selbstkritik, die in der KPD selbst üblich war – eingewirkt hat. Die 
Partei hat immer Recht, schalte Dein eigenes Hirn aus, kämpfe als 
Kader in der Partei, aber auch als Einzelner für den Kommunismus 
und gegen alles andere. Sei opferbereit und sei gnadenlos auch gegen 
dich selbst. So die Devise.  
 
So entstanden die Legenden, die bis heute in den Köpfen das Denken 
beeinflussen: Der Westen ist Krieg. Der Kommunismus ist Krieg ge-
gen den Krieg, also Frieden. Der Westen unterdrückt die Dritte Welt 
entweder durch Ausbeutung oder durch Gewährung von Entwick-
lungshilfe. Der Osten war der Freund der Dritten Welt, wenn er Waf-
fen und Geld für Revolution lieferte. Im Osten lebten nach dieser Leh-
re die Menschen angeblich besser, gesünder, menschlicher, friedferti-
ger. Im Westen konsumierten sie dekadent und egoistisch. Der Osten 
würde den Westen in der Produktion von Wohlstand spätestens im 
nächsten Fünf-Jahresplan deutlich überholen, der Osten sei systema-
tisch die Zukunft, der Kapitalismus sehe systembedingt seinem baldi-
gen Ende entgegen.  
 
Der Westen hat sich über sechzig Jahre hinweg in einen Generalver-
dacht hineinschicken lassen, was alle Geisteswissenschaften und Me-
dien anhaltend unfreiwillig dokumentieren.  
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Die Propagandaschlacht im Westen hat der Kommunismus ein gutes 
Stückweit entgegen dem äußeren Anschein gewonnen. Die Propagan-
daschlacht war alles andere als ein Misserfolg. Sowohl Seilschaften, 
um in Personen zu sprechen, als auch kommunistische Ideen, sind je-
derzeit, im Kraftfeld der reichlich unkultiviert und antisozial ablau-
fenden Globalisierung wieder erweckbar.  
 
Obwohl der Kommunismus dort, wo er diktierte, Tod und Leid und 
Elend und Armut brachte, machte der Kommunismus im Westen höl-
lischen Spaß und zwar denen, die als Emissäre des Ostens hier tätig 
sein durften, wie auch jenen Westlern, die zwischen dem eigenen ka-
pitalistischen und oft genug großbürgerlichen Leben und der Befriedi-
gung ihrer oft genug pubertären Avantgardegelüste, eben zwischen 
Ost und West, das Leben genossen haben, besonders Karriere gemacht 
haben und auch noch eine Art Gutmenschenbonus für sich reklamier-
ten. Das war ja das geile Lebensgefühl der sogenannten Bündnispart-
ner. Wie viele bekannte Gesichter aus den multiplizierenden Medien 
haben von dieser Propaganda-Industrie in diesem Zwielicht gelebt? 
Und dabei kommt es natürlich nicht darauf an, ob jemand förmlich für 
die Stasi gearbeitet hat oder Geld bekam, oder ein Bündnispartner war 
oder DKP-Mitglied, das System funktionierte, um so größer der Sieg 
eben war, auch nonverbal.  
 
Die konservative Seite hat sich das volle Ausmaß dieses Sieges der 
Kommunisten nie eingestanden, und hat intellektuell und auch visio-
nell, die Wendigkeit der Kommunisten unterschätzend, relativ dümm-
lich und passiv drein geschaut. Die Schulterklopferei, wir hatten doch 
recht, ist ein wenig dürftig und auch ein wenig kurzsichtig. Demokra-
tie braucht kraft Definition Antagonismen, dieser demokratischen 
Verpflichtung ist, um es – nicht nur ironisch – positiv auszudrücken, 
die KP nachgekommen, während die sogenannte konservative Seite 
hier arge Lücken aufweist. Ein Schelm, wer mir unterstellt, dass ich 
damit Helmut Kohl und Angela Merkel kritisierte, was ich aber natür-
lich tatsächlich tue. Beide fahren die intellektuelle Auseinanderset-
zung in der Politik auf ganz unterschiedliche Weise mit dem Bügelei-
sen auf nahe Null herunter.  
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Demokratie ohne vielfältige intellektuelle Auseinandersetzung, ohne 
Intellektualität ist eine fade und labile Angelegenheit. Demokratie oh-
ne intellektuelle Auseinandersetzung mit ihren Gegnern, und auch oh-
ne Auseinandersetzung mit den noch nicht überwundenen Ideen des 
Kommunismus und mit immer wieder aufkeimenden Revoluti-
onsphantasmen, bleibt in der Gefahr, Ideologen und Sektierern anheim 
zu fallen.  
 
Die Partei hat immer Recht, weshalb der Parteivorsitzende tunlichst 
auch der Regierungschef ist. Die Partei spricht ex Cathedra das Wort 
des durch sie substituierten Gottes und sie macht das ganze unproduk-
tive Gedöns der Demokratien und ihrer Strukturen eigentlich überflüs-
sig. Das befriedigt einfach gestrickte Sehnsüchte nach Geborgenheit. 
Die Globalisierung, die die Komplexität der ökonomischen Abläufe 
noch einmal um einen ganzen Orbit steigert, erzeugt Unmut und damit 
wächst die Gefahr, dass simple Heilslehren Chancen gewinnen. Eine 
solche Gemengelage ist keine schlechte Voraussetzung dafür, zumal 
es kommunistische Ideen in den kommunistischen Parteien überall auf 
der Welt gibt, dass eine Revitalisierung des Kommunismus oder einer 
seiner Spielarten erneut probiert wird.  
 
Was der Kommunismus in all seinem grandiosen Scheitern – in China 
geht sein Scheitern soweit, dass er als Reaktion eine Turbovariante 
des Manchesterkapitalismus produzierte – als Hypothek, als negatives 
Erbe in den Köpfen hinterlassen hat, und dies ist durchaus ein gegen-
wärtiges Problem, ist der Generalverdacht gegen sich selbst, dass die 
westlichen kapitalistischen Gesellschaften unabhängig von allen so-
zialen Korrektiven ein unsoziales, ein inhumanes, ein marodes, ein 
verbrecherisches und abschaffungswürdiges System seien.  
 
Der Kommunismus ist immer noch umwebt von dem Nimbus, die 
bessere Idee und erkenntnistheoretisch das Ziel aller Ziele zu sein. 
Diese Konsequenz einer 150jährigen kommunistischen Propaganda 
gilt es zu dekuvrieren, um die Demokratien gegen eine nächste Runde 
der globalen Auseinandersetzung fit zu machen. Der Feind des Guten 
ist das Bessere. Der Kommunismus ist dem demokratischen, sozialen 
Kapitalismus haushoch unterlegen, was niemanden daran hindern soll-
te, über bessere Alternativen nachzudenken.  
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Kommunismus ist die anonymste und abstrakteste Form von Kapita-
lismus, die bisher gedacht wurde. Die Abschaffung des privaten Kapi-
tals kann nicht darüber hinweg täuschen, dass der Kommunismus eine 
kapitalistische Lehre ist. Der Kommunismus ist allerdings die Kon-
sumvariante, ist Konsum-Kapitalismus. Der Kapitalismus ist Ge-
winnproduktions-Kapitalismus. Er hat gerade durch das immer stärker 
werdende Gewicht des Handelns gegenüber der Produktion die Groß-
kapitalisten Aldi, Obi, H&M, Ikea, tui und Co. erzeugt, die genau den 
gescheiterten Konsum-Kommunismus gebracht haben, von dem die 
Kommunisten geträumt hatten. Grundversorgung für alle, das sowie-
so. Und Lachs, Champagner, Badezimmer, Einbauküchen und Kamin, 
Abendkleid und Segeldress, Bücherbord und Sofa sowie die Urlaubs-
reise für jedermann als Draufgabe. Wer wollte da bestreiten, dass Lidl 
und Plus Marx und Lenin auf der nach oben offenen Skala des Kom-
munismus vollständig deklassieren?  
 
Einen Erfolg sollten die kommunistischen Irrlehren unter keinen Um-
ständen haben, sie sollten nämlich nicht länger das Feld der notwendi-
gen kritischen Begleitung täglich neu entstehender Fehlentwicklungen 
des zunehmend sich globalisierenden Kapitalismus besetzen, und da-
mit intelligente, neue Ansätze, die den Kapitalismus immer wieder 
neu sozial korrigieren, blockieren. Kapitalismuskritik kann zuneh-
mend nur noch von hochqualifizierten Ökonomen geleistet werden 
und eben nicht von irgendwelchen Großmäulern, die fehlendes Wis-
sen und Können durch Vorurteile oder gar gestrige Ideologien erset-
zen.  
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